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Keine Kartelle 

Siemens will seine Bahntechniksparte mit dem fran¬ 
zösischen Bahntechnikhersteller Aistom fusionieren. 
Ein Monopol? Nein, es geht um den Weltmarkt! 
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Oktobergedanken 

Was ist aus dem Roten Oktober geworden? Über¬ 
legungen von Erich Schaffner mit dem Resümee: 
„Wir arbeiten am nächsten Anlauf.“ 
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Im Bild 


Nach den Stürmen 

Trump ließ sich in Puerto Rico blicken, Hilfe 
hat er keine anzubieten, die Bevölkerung sei¬ 
ner Kolonie versinkt in Schutt und Elend. Es 
fehlt an allem und das total verschuldete Land 
kann zwar hoffen, aber nichts erwarten. Ganz 
anders in Kuba. Regierung, Verwaltung und die 
Nachbarschaftsbrigaden haben die Situation 
nach dem Hurrikan schnell in den Griff be¬ 
kommen, fast alle Infrastrukturen sind wieder 
intakt. Internationalistische Hilfe ist selbstver¬ 
ständlich, auch aus der BRD haben die Grup¬ 
pen, die über das „Netzwerk Cuba“ verbunden 
sind, schon viele Spenden-Euros gesammelt. 
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Kampf um die Lederhose 

CSU und AFD im Konkurrenzkampf, wer beim Rechtsruck den Ton angibt 



D ie Umfragen sahen die CSU 
kurz vor dem Wahlsonntag bei 
47 Prozent. Heraus kamen dann 
38,5 Prozent, über 10 Prozentpunkte 
weniger als bei den Bundestagswahlen 
2013. Erklärung Horst Seehofer: „Und 
wir hatten da in der Union eine offe¬ 
ne rechte Flanke, die ist von den politi¬ 
schen Wettbewerbern genutzt worden.“ 
Dass die CSU es mit dem Raushal¬ 
ten der Flüchtlinge ernst meint, nahm 
ihnen der sich überfremdet fühlen¬ 
de Bayer nicht mehr so ganz ab. Und 
die CSU hatte sich doch solche Mühe 
gegeben, mit Integrationsgesetz und 
Obergrenze. Sicherheitshalber wurde 
die Merkel abgewatscht, deren dies¬ 
bezügliche Verdienste (Türkei, Fibyen 
etc.) am Stammtisch noch nicht richtig 
angekommen sind. Vor allem in den 
grenznahen östlichen Regionen Bay¬ 
erns (z.B. Passau, Deggendorf, Strau¬ 
bing) punktete die AfD. Was ein wirk¬ 
lich Überfremdeter ist, der mag den 
Seehofer nicht mit der Merkel ku¬ 
scheln sehen. 

Mit der Treffsicherheit von Trüffel¬ 
schweinen griff das die AfD auf: „Die 
AfD hält, was die CSU verspricht.“ 
Von den AfD-Unterstützern „Verein 
zur Erhaltung der Rechtsstaatlichkeit 
und bürgerlicher Freiheiten“ kamen 
dann kurz vor der Wahl Plakate, die 
verkündeten, dass Franz Josef Strauß 
die AfD wählen würde. Die AfD tat an¬ 
genehm überrascht, bedankte sich ar¬ 
tig und verkündete durch ihren Fan¬ 
desvorsitzenden Bystron, die CSU sei 
so weit nach links gerückt, dass Strauß 
da seine politische Heimat nicht mehr 
finden würde. Seiner, Bystrons, Ansicht 
nach hätte Strauß 2015 die ersten Züge 
mit Flüchtlingen nach Berlin umgelei¬ 
tet und dann die Grenzen geschlossen. 
Das saß. Die CSU schäumte. Seehofer 
weiß, dass die AfD damit in ureigens¬ 
tes CSU-Terrain einbricht, nämlich das 
Image der CSU als Bewahrerin des Ba- 
juwarentums, der Feitkultur, der Werte 
unserer fast paradiesisch schönen Hei¬ 
mat. „Viele Menschen haben Angst vor 
dem Verlust der kulturellen Identität.“ 
Jetzt geht es um die Landtagswah- 
len 2018 in Bayern. Die Stimmen in der 


CSU gegen Seehofer wurden schnell 
laut. Der sich als Kronprinz gerierende 
Markus Söder hielt sich klug zurück, 
obwohl gerade aus seiner Heimatregi¬ 
on Franken die Forderung nach einem 
anderen Spitzenkandidaten für die 
Fandtagswahl kam. Karl-Theodor zu 
Guttenberg, den Seehofer immer wie¬ 
der ein wenig hätschelt und tätschelt 
(und dabei auf Söder schielt, ob der 
sich auch ordentlich ärgert), schlau¬ 
meierte aus der US-amerikanischen 
Heimat und warnte vor „Jamaika“, weil 
man da Positionen aufgeben müsse. Ist 
ja auch schwierig: Einerseits in Berlin 
mitregieren wollen, andrerseits nicht 
Positionen (Obergrenzäääää) an die 
AfD abtreten. 

Die CSU hat mehrere Optionen. 
An Seehofer festhalten und mit ihm 
als Spitzenkandidaten die Fandtags¬ 
wahl bestreiten ist die eine. Traditio¬ 
nell werden jedoch in der CSU Wahl¬ 
kampfniederlagen gnadenlos zum 


Befeuern der eigenen politischen 
Karriere ausgenutzt. Möglicherwei¬ 
se dämpft der Erfolg der AfD etwas 
die Fust am Königsmord. Drei Tage 
nach der Wahl nahm sich Seehofer 
seine Kritiker in einer nicht öffent¬ 
lichen Sitzung der Fandtagsfraktion 
zur Brust. Söder schwenkte ein: „Ich 
war schon vor der Wahl gegen Per¬ 
sonaldebatten. Wir schaffen es nur 
gemeinsam, nicht einsam“, sagte er 
nach Teilnehmerangaben in der Sit¬ 
zung. Politisch will man die AfD an 
Themen wie Rente, Steuern als in¬ 
kompetent vorführen, gemäß dem 
Image „mit Faptop und Federhose“ 
die eigenen Feistungen hervorheben 
und das Eindringen der AfD in die 
Federhosenmentalität zurückweisen. 
Denn, mischte sich der ehemalige Mi¬ 
nisterpräsident Edmund Stoiber ein, 
die CSU habe den Anspruch, die ab¬ 
solute Mehrheit der Bevölkerung 
vertreten zu dürfen. Die dritte Opti¬ 


on: Seehofer die Verhandlungen zur 
Regierungsbildung in Berlin führen 
lassen und ihn bei Nichtgefallen wie 
eine heiße Kartoffel fallen lassen. So 
könnte die CSU rechte Flanken be¬ 
setzen, unabhängig von „Zugeständ¬ 
nissen“, die in Berlin gemacht wur¬ 
den. 

Wir beobachten angewidert die 
Anmaßung von zwei ultrareaktionären 
Vereinigungen, für das Volk zu reden 
und vorzugeben, dass das wahre Volk 
auf der rechten Flanke lungert. Das 
Volk wird gut daran tun, sich nicht auf 
die Wahl zwischen Pest und Cholera 
einzulassen, sondern die Stimme links 
abzugeben und vor allen Dingen in den 
Betrieben und auf der Straße Position 
zu beziehen: Gegen die, die sich auf- 
mandeln gegen arme Teufel, die zu uns 
flüchten müssen, die aber buckeln vor 
den Reichen, die mit ihrem Geld ins 
Ausland flüchten. 

Ursula Vogt 


Vor der Jamaika-Koalition 

Die Sondierungsgespräche zur Regierungsbildung könnten bald beginnen 


Noch gibt es keine formelle Einladung 
der Union zum ersten Sondierungsge¬ 
spräch über die neue Regierungsko¬ 
alition und die Parteien sind sich zu¬ 
dem uneins über das weitere Vorgehen. 
Während die FDP und die Grünen sich 
vorstellen können, zunächst „Zweier¬ 
gespräche“ zu führen, also „FDP und 
Union, FDP und Grüne, Union und 
Grüne“, wie FDP-Chef Christian Lind- 
ner vorschlug, lehnt das die CSU bis¬ 
lang ab. CSU-Fandesgruppenchef Do- 
brindt betonte - wohl auch mit Blick 
auf die FDP, deren stellvertretender 
Vorsitzender Kubicki sich in der ver¬ 
gangenen Woche für Posten vom Kanz¬ 
leramt bis zum Finanzminister anbot 
(„Ich kann alles“): „Vertrauensvolle 
Gespräche kann es nur geben, wenn 
alle vier Partner am Tisch sitzen. Wenn 
FDP und Grüne glauben, sie könnten 
in Zweierrunden schon mal Abspra¬ 


chen oder Ministerposten verteilen, 
haben sie sich getäuscht.“ Ihm wäre 
es wohl auch lieber, wenn die Unions¬ 
parteien mit der FDP allein regieren 
könnten. 

Doch die Grünen sind bereit: Ihre 
Führung holte sich am 30. Septem¬ 
ber auf einem kleinen Parteitag in 
Berlin die Zustimmung für Sondie¬ 
rungsgespräche. Dafür gibt es bereits 
ein 14-köpfiges Team, das durch die 
Delegierten bestätigt wurde und zu 
dem neben Cem Özdemir und Katrin 
Göring-Eckardt, die beiden Spitzen¬ 
kandidaten bei den Bundestagswah¬ 
len, auch der baden-württembergische 
Ministerpräsident Winfried Kretsch- 
mann, Befürworter von Schwarz- 
Grün, und Jürgen Trittin, der dem lin¬ 
ken Flügel der Partei zugezählt wird, 
gehören. Auf dem Parteitag wurde 
außerdem ein Beschluss des Bundes¬ 


vorstandes gebilligt, in dem „ökologi¬ 
scher Fortschritt“ und „mehr soziale 
Gerechtigkeit“ sowie die Bekämp¬ 
fung von Fluchtursachen als Ziele ei¬ 
ner Jamaika-Koalition gefordert wer¬ 
den. Mal sehen, was davon nach den 
Sondierungsgesprächen noch übrig 
ist und was die Parteibasis mitträgt. 
„Eine Einladung der CDU und CSU 
zu gemeinsamen Sondierungsgesprä¬ 
chen mit der FDP nehmen wir an“, 
heißt es in dem Beschluss, der ohne 
Gegenstimmen verabschiedet wur¬ 
de. Es gebe aber keinen Automatis¬ 
mus für eine Regierungsbeteiligung. 
„Wenn Gespräche nicht konstruktiv 
verlaufen, dann werden wir aus der 
Opposition für Veränderung kämp¬ 
fen.“ Göring-Eckardt erklärte jedoch: 
„Ich habe keine Angst davor, in harte 
Verhandlungen zu gehen“, die Grünen 
hätten eine besondere Verantwortung, 


der sie nun gerecht werden müssten: 
Eine deutliche Orientierung. 

Am 8. Oktober wollen nun CDU 
und CSU ihren Kurs für die ersten 
Vierergespräche beraten. Klar ist bis¬ 
lang, dass Merkel erneut kandidiert. 
Schäuble wird wohl neuer Bundes¬ 
tagspräsident. Bei den Gesprächen 
dürfte es aber auch um die Themen 
Zuwanderung, innere und äußere Si¬ 
cherheit sowie „Europa“ gehen. Dis¬ 
kutiert wird gewiss auch wieder über 
die „Obergrenze“ für Flüchtlinge. 
CSU-Chef Seehofer hatte laut „FAZ“ 
kürzlich zudem verlangt, die Union 
müsse sich stärker auch um das „gan¬ 
ze soziale Spektrum“ mit Rente, Fa¬ 
milie, Pflege und Wohnen kümmern. 
Vor einer Einigung der Unionspartei¬ 
en wird es keine Sondierungsgesprä¬ 
che geben. 

Nina Hager 


Gewaltsame 

Intervention 

Katalonien nach dem Referendum 

Nach dem Referendum in Katalonien 
kritisieren linke Kräfte in Spanien die 
Polizeigewalt. Die Kommunistische Par¬ 
tei der Völker Spaniens (PCPE) verur¬ 
teilte die „neue gewaltsame Interventi¬ 
on des Spanischen Staats in Kataloni¬ 
en“. PCPE-Generalsekretär Carmelo 
Suärez sagte, diese Intervention sei „der 
Ausdruck einer tiefgreifenden Krise des 
Spanischen Staates“. Die PCPE ruft zu 
einer umfassenden Mobilisierung in 
ganz Spanien auf, deren zentrale For¬ 
derung der Rücktritt der Regierung von 
Ministerpräsidenten Mariano Rajoy 
von der konservativen Partido Populär 
(PP) und die Verteidigung des Selbstbe¬ 
stimmungsrechts sein müsse. 

Das linke Wahlbündnis „izquierda 
unida“ (Vereinte Linke) bezeichnete 
die Vorkommnisse als „ein umfassen¬ 
des Scheitern der Regierung Rajoy“ 
und verurteilte „die Repression und 
den Autoritarismus der PP-Regierung“. 
Die IU sieht die Lösung in der Bildung 
„einer Bundesrepublik, die sich in die¬ 
ser Staatskrise gegenüber verschiede¬ 
nen unversöhnlichen Nationalismen 
und von der Korruption zerfressenen 
Parteien Bahn brechen muss.“ 

Beim Referendum über die Unab¬ 
hängigkeit Kataloniens von Spanien 
hatten sich die Befürworter bei einer 
Wahlbeteiligung von 42 Prozent mit 90 
Prozent der Stimmen durchgesetzt. Die 
spanische paramilitärisch ausgerichte¬ 
te Polizeieinheit Guardia Civil hatte 
mit Schlagstöcken versucht die Ab¬ 
stimmung zu verhindern. Der libera¬ 
le katalanische Regierungschef Carles 
Puigdemont bekräftigte, das Ergebnis 
der Abstimmung sei verbindlich. 

In der katalonischen Hauptstadt 
Barcelona und in Dutzenden Städten 
und Gemeinden gingen nach dem Re¬ 
ferendum Zehntausende auf die Stra¬ 
ßen, um gegen das brutale Vorgehen 
der Guardia Civil zu protestieren. Für 
den vergangenen Dienstag riefen die 
wichtigsten Gewerkschaften zu einem 
Generalstreik auf. Die beiden größ¬ 
ten Gewerkschaftsverbände Spani¬ 
ens, CCOO und UGT, hatten sich ur¬ 
sprünglich dem Aufruf angeschlossen, 
zogen aber ihre Teilnahme am Montag 
zurück. Trotzdem standen in Barcelona 
und vielen anderen Orten alle Räder 
still, wie die Gewerkschaft CGT mel¬ 
dete. Selbst der Fußballclub FC Barce¬ 
lona beteiligte sich am Generalstreik. 

Angesichts der Gewalt seitens der 
Guardia Civil beim Referendum in 
Katalonien hält sich die EU zurück. 
Der Sprecher der EU-Kommission, 
Margaritis Schinas, rief „alle Betei¬ 
ligten zu Dialog statt Konfrontation“ 
auf und sagte, es sei an der „Zeit für 
Einheit und Stabilität und nicht für 
Spaltung und Zersplitterung“ zu sor¬ 
gen und gab bekannt, dass die EU den 
Konflikt als „innere Angelegenheit 
Spaniens“ sehe und das Referendum 
nach der spanischen Verfassung illegal 
gewesen sei. CH 
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Deutsch-französische Eisenbahnfusion 

Siemens baut mit staatlichem Segen Monopol in der Bahntechnik aus 


Monarch pleite 

Die britische Fluggesellschaft Mon¬ 
arch Airlines hat zu Wochenbeginn 
Insolvenz angemeldet und ihren ge¬ 
samten Flugbetrieb eingestellt. Sämt¬ 
liche Flüge wurden abgesagt, wie die 
britische Flugbehörde CAA mitteilte. 
Die britische Regierung bat die Flug¬ 
behörde, andere Flüge für rund 110 
000 Passagiere von Monarch im Aus¬ 
land zu organisieren. Monarch ist die 
fünftgrößte Fluggesellschaft Großbri¬ 
tanniens. Im vergangenen Geschäfts¬ 
jahr machte die Airline fast 300 Mil¬ 
lionen Pfund Verlust. Die Bitte nach 
einem Überbrückungskredit hat das 
britische Kabinett abgelehnt. Als in 
Deutschland vor ein paar Wochen Air 
Berlin pleite ging, gab die Bundesre¬ 
gierung 150 Mio. Euro Kredit. 

Produktionsprobleme 
bei E-Autos 

Das US-amerikanische Elektroauto¬ 
unternehmen Tesla hat die selbst ge¬ 
steckten Produktionsziele für seinen 
ersten Mittelklassewagen „Model 3“ 
im dritten Quartal klar verfehlt. Von 
dem in der Grundausstattung rund 
35 000 Dollar teuren E-Auto, für das 
es zahlreiche Vorbestellungen gibt, 
wurden lediglich 260 Stück gefertigt. 
Das teilte Tesla am Montag nach US- 
Börsenschluss mit. 

Im August hatte die Firma von 
Elon Musk, der in den Medien als 
„Starunternehmer“ gefeiert wird, 
noch über 1500 Stück des „Model 3“ 
als Quartalsziel ausgegeben und er¬ 
klärt, die Fertigung bis Ende des Jah¬ 
res auf 5000 Stück pro Woche hoch¬ 
fahren zu wollen. Insgesamt stellte 
Tesla im abgelaufenen Quartal die 
ungeheure Menge von 25 336 Fahr¬ 
zeugen her. 

China verschiebt 
E-Auto-Zwang 

Erst von 2019 an müssen Hersteller, 
die mehr als 30 000 Autos pro Jahr 
in China verkaufen, für zehn Prozent 
ihrer Wagen eine Elektroquote er¬ 
füllen. Der bisherige Gesetzentwurf, 
den das Ministerium vor einem Jahr 
veröffentlicht hatte, sah einen Start 
zum kommenden Jahr vor. Viele Her¬ 
steller hatten jedoch erklärt, mit so 
kurzer Vorlaufzeit nur unter großen 
Anstrengungen die staatlichen Vor¬ 
gaben erfüllen zu können. 2020 soll 
die Rohquote auf 12 Prozent steigen. 
Dazu soll ein Handel mit Punkten 
aufgebaut werden. 

Aino vor der Zerschlagung 

Der insolvente Küchen-Konzern 
Aino wird voraussichtlich zerschla¬ 
gen. Während sich für die Billigkü- 
chen-Marke Pino ein Investor ge¬ 
funden hat, schwinden damit die 
Chancen für die Mitarbeiter der 
Hauptmarke Aino. Seit vergange¬ 
nem Sonntag ist der dreimonatige 
Zeitraum, in dem Insolvenzgeld ge¬ 
zahlt wird, vorbei. Formal prüft der 
vorläufige Insolvenzverwalter Martin 
Hörmann noch das Angebot für die 
Alno-Tochter mit ihren 230 Mitarbei¬ 
tern in Coswig, Sachsen-Anhalt. Pino 
produziert Küchen, die zu günstigen 
Preisen ohne große Planung zum Teil 
auch über Baumärkte verkauft wer¬ 
den. 

Funke darf zahlen 

Am vergangenen Freitag hat das 
Landgericht München den Prozess 
gegen Georg Funke, Ex-Chef der 
„Hypo Real Estate“ und seinen frü¬ 
heren Finanzvorstand Markus Fell 
wegen Bilanzfälschung und Markt¬ 
manipulation gegen Auflagen einge¬ 
stellt. Funke muss 18 000 Euro zahlen, 
Fell 25 000 Euro. Das Geld geht an 
gemeinnützige Vereine. Dann ist die 
Sache für beide erledigt. Die Münche¬ 
ner Bank Hypo Real Estate (HRE) 
war in der weltweiten Finanzkrise 
der größte deutsche Fall einer Fast- 
Pleite. 2008 stopfte die Bundesregie¬ 
rung zehn Mrd. Euro an Finanzhilfen 
plus 124 Mrd. Euro an Bürgschaften 
in die Bank, die damit vor dem Zu¬ 
sammenbruch bewahrt wurde. Funke 
hatte kurz vor Ausbruch der Finanz¬ 
krise für teures Geld die Depfa-Bank 
gekauft, die sich schnell als ziemlich 
wertloses Institut herausstellte. 


A m 27. September wurde be¬ 
kannt, dass Siemens seine 
Bahntechniksparte mit dem 
französischen Bahntechnikherstel¬ 
ler Aistom fusionieren will. Siemens 
Aistom, an dem Siemens die Aktien¬ 
mehrheit halten wird, wird mit 62 300 
Beschäftigten und ca. 15 Mrd. Euro 
Umsatz als der weltweit zweitgröß¬ 
te Bahntechnikhersteller in Europa 
marktbeherrschend sein. Mit dem 
Ausscheiden des dritten Konkurren¬ 
ten Bombardier, der seit Jahren Ver¬ 
luste einfährt, wird gerechnet. Der 
Wettbewerb hatte im Bahntechnikge¬ 
schäft die Margen gedrückt. Beson¬ 
ders an den nationalen Prestigeob¬ 
jekten ICE und TGV habe man kaum 
etwas verdient. Jetzt soll die neue Fir¬ 
ma den Markt jeweils für zweistöcki¬ 
ge TGV und einstöckige ICE auf¬ 
teilen und „mit dem ganzen Europa 
im Rücken“ den Weltmarkt erobern. 
Die Regierungen in Paris und Ber¬ 
lin haben bereits ihre Unterstützung 
der Fusion bekundet, so dass an der 
Zustimmung der Kartellämter kein 
Zweifel besteht. Wegen der potenti¬ 
ellen Konkurrenz der weltweiten Nr. 
1, der chinesischen CRRC, müsse das 
so genannte Wettbewerbsrecht nach 
herrschender Meinung neu interpre¬ 
tiert werden. Im geltenden Recht, das 
die angebliche Grundlage der „west¬ 
lichen Wertegemeinschaft“ die „freie 
Marktwirtschaft“ garantieren soll, 
wurden bereits marktbeherrschende 
Fusionen einzelner EU-Länder vom 
Kartellverbot ausgenommen; der 
Markt, dessen Beherrschung verbo¬ 
ten sei, sei die EU. Jetzt soll Bezugs¬ 
größe nur noch der Weltmarkt sein, 
um dessen Beherrschung und Auftei¬ 
lung Großbanken und -konzerne in 
der Realität seit Anfang des letzten 
Jahrhunderts mit den bekannten Fol¬ 
gen kämpfen. 

Das „Handelsblatt“ wies auf 
die „Aggression“ der chinesischen 
CRRC hin, gegen die sich Siemens 
nun verteidigen müsse. Sie besteht 
darin, dass CRRC mit der kleinen 
tschechischen Bahntechnikfirma 
Skoda Transportation seit Mona¬ 
ten Übernahmegespräche führen 
soll, so die von der deutschen Pres¬ 
se gern aufgegriffenen Gerüchte. 
Unausgesprochen steht dahinter, 


Einige Jahre hindurch liefen die Ta¬ 
rifverhandlungen im Versicherungs¬ 
gewerbe ab wie ein Ritual. Zunächst 
erhob die Gewerkschaft ver.di - oder 
vorher die hbv - eine ordentliche Ge¬ 
haltserhöhung, die sich aus Produkti¬ 
vitätsbeteiligung, Inflationsausgleich 
und einer bescheidenen Umvertei¬ 
lungskomponente errechnete, dann 
gab’s eine weit darunter liegende, 
meist an der Inflationsrate allein ori¬ 
entierte Antwort der Unternehmer¬ 
seite, ein paar kleinere Tarifaktio¬ 
nen der chronisch unterorganisierten 
Versicherungsangestellten und we¬ 
nig später einen Abschluss, der sich 
im Geleitzug der sonstigen Tarifab¬ 
schlüsse der Republik bewegte. 

Diesmal war es anders. 

Die 4,5-Prozent-Forderung von 
ver.di wurde nicht nur mit einem An¬ 
gebot von sieben Nullmonaten, dann 
1,1 Prozent, für ein Jahr und 0,9 Pro¬ 
zent für ein weiteres Jahr, also einem 
offenen Re allohnverlust-“Angebot“ 
gekontert. Das bemerkenswert Neue 
der Tarifrunde war die Verbindung 
dieser Unverschämtheit mit einem 
anderen Aspekt, ver.di hatte auch ei¬ 
nen Zukunftstarifvertrag Digitalisie¬ 
rung mit Regelungen zur Sicherung 
der Arbeitsplätze gefordert. Dies ist 
bitter nötig, weil im gesamten Finanz¬ 
dienstleistungssektor gegenwärtig ra¬ 
sant Arbeitsplätze gestrichen werden. 
Die voranschreitende Digitalisierung 


dass es schwierig ist, die staatseige¬ 
ne CRRC, die in atemberaubender 
Geschwindigkeit das größte Noch- 
Entwicklungsland China mit Bahn¬ 
infrastruktur ausrüstet, von Investi¬ 
tionen in EU-Firmen fernzuhalten, 
weil Siemens seinerseits China als 
Wachstumsmarkt ansieht und dort 
umfangreich investiert hat. 

Jürgen Kerner, der für Siemens 
zuständige geschäftsführende IG 
Metall-Vorstand und in dieser Funk¬ 
tion Siemens Aufsichtsrat, begrüßte 
die Fusion. Kerner ist seit Beginn sei¬ 
ner Ausbildung 1985 bei Siemens und 
seit 1986 auch bei der IG Metall, wo 
er seine Karriere als Jugendvertreter 
begann. Seit 1990 freigestellt und ab 
1995 hauptamtlich übernahm er in 
der IG Metall auch weniger belieb¬ 


ermöglicht bereits in Ansätzen und 
noch mehr in der weiteren Zukunft 
eine sogenannte „Dunkelverarbei¬ 
tung“. Ziel des Schubs neuer Tech¬ 
nik ist es beispielsweise, nicht nur die 
Bearbeitung von Neuanträgen, son¬ 
dern auch von Schäden bis zu einer 
bestimmten Höhe rein maschinell, 
d.h. ohne die klassischen Schaden¬ 
sachbearbeiter abzuwickeln, die jetzt 
noch einen beträchtlichen Teil der 
rund 200 000 Versicherungsange¬ 
stellten ausmachen. Die Ablehnung 
der Forderung, die Arbeitsplätze der 
Branche gegen diesen Trend abzusi¬ 
chern, durch die Versicherungsbosse 
war überheblich, zynisch und politisch 
erhellend: Diese Digitalisierung er¬ 
fordere enorme Ressourcen und des¬ 
halb müssten die Gehaltserhöhungen 
für die kommenden drei Jahre unter 
der Inflationsrate bleiben, damit das 
überhaupt finanziert werden könnte. 

So deutlich wurde den Versiche¬ 
rungsangestellten selten im 150. Jahr 
des Erscheinens des „Kapital“ von 
Karl Marx dessen Kernerkenntnis 
buchstabiert: Die von den Program¬ 
mierern, Tarifkonstrukteuren und 
Sachbearbeitern selbst geschaffenen 
Mittel treten ihnen nun als fremde 
Macht gegenüber, die sie als Träger 
der lebendigen Arbeit aus dem Pro¬ 
duktionsprozess herausdrängt. 

Diese Zusammenhänge mögen 
den meisten der 10 000 Angestellten 


te Posten, die er auch auf Vorstands¬ 
ebene behielt: Außer Siemens ist er 
u.a. auch für die Rüstungsbranche 
zuständig. 

Kerner wies auf die im Aufsichts¬ 
rat ausgehandelte vier Jahre Garan¬ 
tie für Standorte und Verzicht auf be¬ 
triebsbedingte Kündigungen hin. Um 
die gefährdeten 8 500 Beschäftigten 
bei Bombardier in der BRD möge 
sich der Staat kümmern, z.B. durch 
eine Garantie, dass in EU-Staaten nur 
in der EU produziertes Bahnmateri¬ 
al verwendet werden dürfe. Der pro¬ 
tektionistische Vorschlag von Kerner 
hat für die Kollegen bei Bombardier 
einen Beigeschmack. Der unmittelba¬ 
re Todesstoß für das kanadische Un¬ 
ternehmen, das außer Bahntechnik 
auch Flugzeuge fertigt, kommt aus 


nicht vor Augen gestanden haben, die 
in drei Warnstreikwellen gegen die 
Zumutungen der Versicherungsun¬ 
ternehmer im Sommer auf die Stra¬ 
ße gegangen waren. Aber immerhin: 
So viele wie in dieser Runde hatten 
es in den Vorjahren nicht gewagt, die 
Arbeit niederzulegen - deutsche Ver¬ 
sicherungsangestellte sind bekannter¬ 
weise nicht die Speerspitze des inter¬ 
nationalen Proletariats. Für ihre Ak¬ 
tionsbereitschaft spielte es aber schon 
eine Rolle, dass die Zumutung so of¬ 
fen ausgesprochen war: „Ihr schnallt 
bitte den Gürtel enger, damit wir 
noch zügiger Menschen durch Ma¬ 
schinen ersetzen können!“ Die Kraft, 
diesen Zusammenhang zu zerreißen, 
hat nicht gereicht - herausgekommen 
ist ein Tarifabschluss zwar nicht von 
1,0 Prozent, aber auf die Laufzeit und 
unter Berücksichtigung von Nullmo¬ 
naten gerechnet deutlich unter der 
Inflationsrate - also tatsächlich Re¬ 
allohnverzicht. Trotz einiger Zuge¬ 
ständnisse bei Ansprüchen auf die 
Umwandlung von Gehaltsbestand¬ 
teilen in Freizeit bei Personalabbau¬ 
maßnahmen, einem Teillohnausgleich 
bei Arbeitszeitreduzierungen und ei¬ 
nem Rechtsanspruch auf Teilzeit bei 
Bildungsmaßnahmen zur Weiterqua¬ 
lifizierung gibt es den erhofften Ver¬ 
zicht auf betriebsbedingte Kündigun¬ 
gen durch Digitalisierungs-Rationali¬ 
sierung nicht. 


den USA. Dort hat Präsident Trump, 
ebenfalls in „Abwehr ausländischer 
Marktaggression“, für Flugzeuge von 
Bombardier gerade einen Strafzoll 
von 220% verhängt. 

SPD-Mitglied Kerner ist ein Bei¬ 
spiel für den Niedergang des Ein¬ 
flusses der einstmals mächtigsten 
Gewerkschaft der westlichen Welt, 
der IG Metall, der von vielen auch 
sozialdemokratischen Kollegen be¬ 
dauert wird. Die Politik der „Sozi¬ 
alpartnerschaft“ statt Mobilisierung 
der Kampfkraft erleichtert Siemens- 
Chef Kaeser die Vorgabe der Aktio¬ 
näre unter Führung des 300-köpfigen 
Clans der Siemens-Erben zu erfüllen: 
Maximale Profite bei Aufrechterhal¬ 
ten des „sozialen Friedens“. 

Stephan Müller 


Der Prozess der Digitalisierung und 
des damit einhergehenden Arbeits¬ 
platzabbaus im Versicherungsbereich - 
wie parallel dazu auch im Bankenbe¬ 
reich - wird also weitergehen. Er hat 
mehrere Aspekte. Zum einen verlagert 
sich die von Menschen vorgenommene 
Beratung von Versicherungsagenturen 
und Banken bzw. Sparkassen in einer 
Reihe von Sparten - vor allem Kraft¬ 
fahrtversicherungen und einfachen 
Produkten wie Reisekrankenversiche¬ 
rungen und hier vor allem bei jüngeren 
Leuten - zunehmend ins Netz. Zum an¬ 
deren erlauben es anders als noch vor 
fünf oder zehn Jahren die Systeme in¬ 
zwischen, nicht nur wie oben beschrie¬ 
ben die Schadenabwicklung, sondern 
Prozesse der Antragskalkulation, der 
Angebotserstellung und des Abschlus¬ 
ses maschinell in einem ersten Schritt 
zu unterstützen und in einem zweiten 
Schritt ganz zu automatisieren. 

Damit aber erfüllt sich die Ankün¬ 
digung von Marx, dass im Kapitalismus 
in der Perspektive die menschliche Ar¬ 
beitskraft als dem einzig wertbildenden 
Bestandteil des Arbeitsprozesses durch 
Maschinen ersetzt wird. Vielleicht hat 
die diesjährige Tarifrunde ja zumin¬ 
dest in einigen Unternehmen ein wenig 
dazu beigetragen, diese für alle weite¬ 
ren Auseinandersetzungen fundamen¬ 
talen Zusammenhänge schlaglichtartig 
zu beleuchten. 

Manfred Sohn 



Die nationalen Prestigeobjekte ICE und TGV sollen zukünftig mehr abwerfen 


Nullmonate für den Arbeitsplatzabbau 

Marx und die Digitalisierung im Versicherungswesen 
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Nicht gegriffen 

Rentendebatte im Bundestagswahlkampf 



Auftakt des „Seniorenaufstands“ im Oktober 2015 in Berlin. 


UZ: Ihr wolltet in den Bundestagswahl¬ 
kampfeure Forderung einbringen, dass 
die Standardsicherung im Alter durch 
die gesetzliche Rentenversicherung wie¬ 
der her gestellt werden muss. Die zuneh¬ 
mende Altersarmut soll dadurch wirk¬ 
sam bekämpft werden. Ist euch das ge¬ 
lungen? 

Reiner Heyse: Das ist uns nicht ausrei¬ 
chend gelungen, das macht das Wahler¬ 
gebnis deutlich. 

UZ: Warum hat das Thema im Wahl¬ 
kampf nicht deutlicher gegriffen? 

Reiner Heyse: Wir wollten verhindern, 
dass das Thema Renten vollständig 
aus dem Wahlkampf herausgelassen 
wird. Diese Absicht hatten Merkel 
und Nahles im Jahr 2014 geäußert. 
Gemeinsam mit anderen haben wir 
das immerhin durchbrochen. Die Ren¬ 
ten wurden zum zentralen Thema von 
ver.di, der IG Metall und des DGB. 
Dass wir das Thema in die Öffentlich¬ 
keit gebracht haben, hat Gegenreak¬ 
tionen seitens der Lobbytätigkeit der 
Finanzindustrie hervorgebracht. Und 
zusätzlich - und das war das Entschei¬ 
dende - wurde die öffentliche Diskus¬ 
sion im Wahlkampf, auch von den Me¬ 
dien vorangetrieben, auf Flüchtlinge 
und Asylpolitik gelenkt, die sozialen 
Themen wurden dagegen weitgehend 
ausgeblendet. 

UZ: Was erwartet ihr von der neuen Re¬ 
gierung? 


Reiner Heyse: Mit Jamaika wird der 
Rentensenkungskurs der Vergangen¬ 
heit weitergeführt und noch weiter 
verschärft. Noch mehr Privatisierung 
der Altersversorgung und die weitere 
Erhöhung des Renteneintrittsalters ist 
in der Programmatik der zukünftigen 
Regierungsparteien enthalten. 

UZ: Wie wollt ihr zukünftig gegen diese 
Politik wirken? 

Reiner Heyse: Wir werden die Ver¬ 
teilungsfrage stärker herausstellen, 
stärker thematisieren, wie der erar¬ 
beitete Reichtum in diesem Land ver¬ 
teilt wird. Unser Ziel ist eine Umver¬ 
teilung von oben nach unten. Damit 
wollen wir dagegen auftreten, dass die 
Interessen der Rentner und Flücht- 



Reiner Heyse ist Mitinitiator der 
gewerkschaftlichen Initiative 
„Seniorenaufstand“ 


linge gegeneinandergestellt werden, 
dass sie gegeneinander ausgespielt 
werden. 

Wir wollen uns konzentrieren auf 
die Forderung der Lebensstandardsi¬ 
cherung im Alter, die Verhinderung 
von Altersarmut und Begrenzung der 
Lebensarbeitszeit. Wir dürfen und 
wollen nicht arbeiten bis zum Tod. 
Die Lastengerechtigkeit muss durch 
die gesetzliche Rentenversicherung 
hergestellt werden. Wir sehen im ös¬ 
terreichischen Rentenmodell gute 
Ansätze, dass wirksame Reformen 
auch hier möglich sind. 

UZ: Was ist weiter erforderlich, damit 
der Kampf für ausreichende Renten 
und eure anderen Ziele erfolgreicher 
wird? 

Reiner Heyse: Die Zusammenarbeit 
innerhalb der Gewerkschaften muss 
intensiviert, aber auch die Bündnis¬ 
se mit anderen Organisationen müs¬ 
sen erweitert und verbreitert werden. 
Dazu ist auch innerhalb der Gewerk¬ 
schaften erforderlich, die Kritik am 
regierungstreuen Kurs weiterzuentwi¬ 
ckeln. Wir sehen es als problematisch 
an, dass der DGB auf Anschlussfä¬ 
higkeit mit den großen Parteien setzt. 
Auch das hat zu dieser heutigen Si¬ 
tuation und diesem Wahlergebnis ge¬ 
führt. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 

Informationen der Initiative auf 
www.seniorenaufstand.de 


Manfred Dietenberger zu Gewerkschaften und Bundestagswahl 


Dumm gelaufen 


Die Gewerkschaften haben sich bei 
der Bundestagswahl einmal mehr mit 
der Rolle des Zuschauers zufrieden¬ 
gegeben. Die Bundestagswahlen sind 
gelaufen und Reiner Hoffmann, Vorsit¬ 
zender des Deutschen Gewerkschafts¬ 
bundes (DGB), stellt ernüchtert fest: 
das Ergebnis sei „erschütternd“ und 
„kein gutes Ergebnis für die Arbeit¬ 
nehmerinnen und Arbeitnehmer in 
diesem Land“. Jetzt müssten „grund¬ 
legende Zukunftsfragen beantwortet 
werden“. 

Kommt es tatsächlich zur Jamaika- 
Koalition, so sitzen fast alle Kapital¬ 
fraktionen gemeinsam am Regierungs¬ 
tisch. Die SPD spielt Opposition und 
sorgt dafür, dass die Gewerkschaften 
weitgehend die Füße stillhalten. Wie 
konnte es dazu kommen? Auch jetzt, 
mehr als zwei Wochen danach, immer 
noch kein Wort der Selbstkritik der 
Gewerkschaften. Mit ihrem Festhal¬ 
ten an der kapitalistisch-nationalisti¬ 


schen Standortlogik sind sie doch z.B. 
mit Schuld daran, dass 19 Prozent ih¬ 
rer Mitglieder die rechte AfD für eine 
Alternative zum herrschenden Sozial¬ 
abbau hielten. Statt selbstbewusst die 
gesellschaftlich relevanten Themen 
Frieden, Lohn/Mindestlohn, Arbeitsbe¬ 
dingungen, Renten, Wohnungen usw. in 
den Wahlkampf einzubringen, tucker¬ 
ten sie fast unsichtbar im Fahrwasser 
der SPD hilf- und wirkungslos durchs 
Meer der veröffentlichten Meinung. 

Ein Grund dafür ist das von den 
Gewerkschaften längst über Bord ge¬ 
worfene und jetzt schmerzlich fehlen¬ 
de Klassenbewusstsein. Das war auch 
schon anders. Otto Brenner, legendä¬ 
rer IG-Metall-Vorsitzender und Mit¬ 
begründer des DGB, war führen¬ 
der Kopf einer einst selbstbewussten 
Gewerkschaftsbewegung. Nahm er 
das Wort Streik in den Mund, wuss¬ 
te die Kapitalseite, dass es ihm ernst 
damit war. In den Lohnkämpfen 


der 1950er und 1960er Jahre bilde¬ 
te die Brenner-IG-Metall die Speer¬ 
spitze der Gewerkschaftsbewegung. 
Anders als viele seiner Nachfolger 
machte der gelernte Orthopädieme¬ 
chaniker Brenner nie seinen Frieden 
mit (Standort-)Wettbewerb und Ka¬ 
pitalismus. „Soziale Marktwirtschaft“ 
war für ihn nur ein anderes Wort für 
Lug und Trug. Brenner analysierte 
die gesellschaftlichen und ökonomi¬ 
schen Strukturen der Republik in den 
Begriffen von „Klasse“ und „Kampf“. 
Unternehmerproüte waren für ihn kei¬ 
neswegs notwendige Voraussetzungen 
für weitere Investitionen, Arbeitsplät¬ 
ze und Wohlfahrt, sondern Raub von 
gerechtem Lohn. Brenner hielt auch 
nichts davon, Lohnforderungen allein 
am Produktivitätszuwachs zu orientie¬ 
ren. Eine solche Selbstbeschränkung 
bedeutete für ihn nur, den Status quo 
ungerechter Verteilungsverhältnisse 
zu zementieren. 


Hochkonjunktur 

Fünf Wirtschaftsforschungsinstitute 
schreiben die Gegenwart fort 


Alles ist gut. Die wirtschaftliche Lage 
des Landes hat sich gegenüber den 
schon optimistischen Prognosen vor ei¬ 
nem halben Jahr noch verbessert. Die 
Wirtschaftsforschungsinstitute heben 
deshalb das in diesem Jahr erwartete 
Wirtschaftswachstum um 0,4 Prozent¬ 
punkte auf 1,9 Prozent an. Das verkün¬ 
deten ihre Sprecher Ende September. 
Kein Wölkchen trübt den Konjunk¬ 
turhimmel. Allenfalls in Nebensätzen 
scheint ganz zarte Unzufriedenheit 
durch. 

Die Wirtschaftsforschungsinstitute 
werden für ihre Mühen von der Bun¬ 
desregierung bezahlt. Sie erforschen, 
was die wirtschaftliche Lage ist und 
wohin die Konjunktur sich bewegt. 
Es sind zur Zeit fünf solcher Institute: 
Deutsches Institut für Wirtschaftsfor¬ 
schung (DIW), Berlin, Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung, München, Ins¬ 
titut für Weltwirtschaft, Kiel, Leibniz- 
Institut für Wirtschaftsforschung, Hal¬ 
le, und RWI Leibniz-Institut für Wirt¬ 
schaftsforschung, Essen. Sie stellen in 
gemeinsamer Anstrengung jedes hal¬ 
be Jahr eine „Gemeinschaftsdiagnose“ 
her. 

Dass so viele Institutionen und 
Volkswirte an der Erstellung dieser 
Diagnose beteiligt sind, könnte der 
Hauptgrund dafür sein, dass diese Di¬ 
agnosen und Prognosen so unspek¬ 
takulär ausfallen. Regelmäßig ist die 
Prognose eine Fortschreibung dessen, 
was gerade abläuft. Im ersten Halbjahr 
2017 lief die Konjunktur in Deutsch¬ 
land gut und mit einer von den For¬ 
schern geschätzten Jahresrate von plus 
2,5 Prozent besser als erwartet. Also 
heben die Forscher, clever wie sie sind, 
ihre Prognose für das laufende Jahr et¬ 
was an. Und weil jedes Mal, wenn die 
Ökonomie mit einiger Fahrt ins neue 
Jahr hinübergleitet, das Wachstum im 
neuen Jahr schon dank der starken 
Anfangsmonate ein insgesamt zügiges 
Wachstum aufweist, rechnen die klu¬ 
gen Forscher für 2018 mit 2,0 Prozent 
Wachstum des BIP (Bruttoinlandspro- 


Fast 600 Kolleginnen und Kollegen 
der IG BAU aus dem Gebäudereini¬ 
gerhandwerk waren mit solidarischer 
Unterstützung aus anderen Branchen 
der Gewerkschaft am 26. September 
zur vierten Verhandlungsrunde für das 
Gebäudereinigerhandwerk nach Es¬ 
sen gekommen. Die fantasievolle und 
lautstarke Demonstration durch Teile 
der Essener Innenstadt endete vor dem 
Tagungshotel der Tarifverhandlungen 
direkt am Hauptbahnhof. Dort erhiel¬ 
ten sie von der Verhandlungsführerin 


dukt). Wie ähnlich alles bleibt, zeigt 
sich an den Konsumausgaben (der pri¬ 
vaten Haushalte und des Staates), die 
2017 um 1,8 Prozent, im Jahr darauf um 
1,7 Prozent zulegen sollen. Dafür wach¬ 
sen die Investitionen etwas stärker, um 
3,3 Prozent 2017 und um 3,4 Prozent 
im nächsten Jahr. Der Leistungsbi¬ 
lanzüberschuss soll von 244,3 in diesem 
Jahr auf 255,8 Mrd. Euro im nächsten 
steigen, was in beiden Fällen 7,6 Pro¬ 
zent am BIP des jeweiligen Jahres ent¬ 
sprechen soll. Die Inflation (Anstieg 
der Verbraucherpreise) soll in beiden 
Jahren 1,7 Prozent betragen. Die For¬ 
scher stellen fest, dass die Verbraucher¬ 
preise in diesem Jahr stärker gestiegen 
sind, während der Anstieg 2016 nur 0,5 
Prozent betragen hatte, und passen die 
Prognose entsprechend an. Ausnahms¬ 
weise nennen sie auch einen Grund für 
die Preisentwicklung: weil „die Ölprei¬ 
se nicht mehr zurückgehen“. 

In der Überschrift ihrer Diagnose 
steht der dunkle Satz „Anspannungen 
nehmen zu“. Zur Erklärung behaup¬ 
ten die Forscher, schon jetzt hege die 
Wirtschaftsleistung „über dem Produk¬ 
tionspotenzial“. Das ist eine merkwür¬ 
dige Größe der modernen Volkswirt¬ 
schaftslehre, die nicht gemessen, son¬ 
dern allenfalls geschätzt werden kann. 
Wenn dieses Potenzial erreicht oder 
überschritten ist, müssten dieser The¬ 
orie zufolge Preise und Löhne steigen. 
So unken sie ein bisschen vor sich hin 
und stellen fest: „Insbesondere in der 
Baubranche geben mehr und mehr 
Unternehmen an, dass ein Mangel an 
Arbeitskräften ihre Produktion beein¬ 
trächtige. In diesem Sektor steigen die 
Preise inzwischen recht kräftig.“ Dass 
der Boom der Immobilienpreise von 
den höheren Löhnen im Bau ausgeht, 
glauben sie allerdings selbst nicht. Die 
Forscher nehmen ihre Spannungswar¬ 
nung denn auch nicht ernst, sondern 
schreiben die erreichte höhere Inflati¬ 
onsrate auch für das kommende Jahr 
fest. 

Lucas Zeise 


der IG BAU, dem Bundesvorstands- 
mitglied Ulrike Laux,einen aktuellen 
Verhandlungsstand und Stimmung aus 
der Verhandlung. 

Die Arbeitgeber-Verhandlungs¬ 
kommission schaute doch erstaunt auf 
die kämpferischen Kolleginnen und 
Kollegen aus vielen Teilen der Bun¬ 
desrepublik. Stunden später musste 
die IG BAU-Tarifkommission mittei- 
len, das die Arbeitgeber sich heute kei¬ 
nen Schritt auf die Forderungen der IG 
BAU zubewegt haben. PK 


Kämpferische 

Gebäudereiniger 

Lautstarke Demonstration begleitete Tarifverhandlung 
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Mietpreisbremse - zahnlos 


Der Wille war nicht da 

D ie Vorschrift zur Mietpreisbrem¬ 
se sei verfassungswidrig. Diese 
Antritt vertrat die 67. Zivilkam¬ 
mer des Landgerichts Berlin in einem 
Hinweisbeschluss vom 14. September 
2017. So ein Beschluss ist aber kein Ur¬ 
teil und Konsequenzen gibt es auch kei¬ 
ne. Denn nur das Bundesverfassungs¬ 
gericht (BVerfG) kann die gesetzliche 
Regelung zur Mietpreisbremse für ver¬ 
fassungswidrig erklären. Hierzu kommt 
es nicht, noch nicht. 

Die einen wollen die Bremse scharf 
stellen, die anderen abschaffen. Wer 
da welche Position vertritt, hängt da¬ 
von ab, wovon er/sie profitiert. Die Ar¬ 
gumentation des Landgerichts Berlin 
kann durchaus für die Befürworter 
der Preisbremse nützlich sein, aber nur 
dann, wenn eine festgestellte Verfas¬ 
sungswidrigkeit zur Verbesserung und 
nicht zur Abschaffung führt. Beides ist 
möglich. Es wird auf die Schlagkraft 
der Mieter, ihrer Organisationen und 
ihrer Verbündeten ankommen. 


Das Gericht führt den Gleich¬ 
heitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG 
aus Sicht der Vermieter ins Feld und 
problematisiert, dass die Mieten in 
Deutschland sehr unterschiedlich hoch 
sind und damit Vermieter ungleich be¬ 
troffen wären. Ausgehend vom Willen 
des Gesetzgebers, sozialpolitisch dieje¬ 
nigen Menschen mit geringerem Ein¬ 
kommen vor Verdrängung zu schützen, 
müsste dieser Wille sichergestellt sein. 
So argumentiert das Gericht und meint, 
dass diese Menschen auch in München 
bei Bestandsmieten um 11,- Euro kalt 
eine Wohnung mieten könnten - was 
sicherlich Quatsch ist. Das Gericht be¬ 
mängelt diesbezüglich das Fehlen von 
Sozialdaten als Beleg. Dies macht den 
notwendigen Zusammenhang von Ein¬ 
kommen und Miethöhe deutlich. Zu¬ 
dem wird die Notwendigkeit einer ab¬ 
soluten Mietobergrenze angedeutet, 
wenn auch ungewollt. 

Das Gericht bemängelt außer¬ 
dem, dass dieses Gesetz nicht bundes¬ 


einheitlich gilt. Es kommt dann nicht 
zur Anwendung, wenn trotz knappen 
vorliegenden Wohnungsangebots lan¬ 
despolitisch anders entschieden wird. 
Der Wille des Gesetzgebers wird also 
durch einzelne Landesregierungen aus¬ 
gehebelt. Weiterhin bemängelt das Ge¬ 
richt, das diejenigen Vermieter von der 
Preisintervention ausgenommen blei¬ 
ben, die schon vorher über der Mieto¬ 
bergrenze vermietet haben. Als ob Ver¬ 
drängung besser wäre, weil sie schon 
vorher stattgefunden hat. Dieser „Be¬ 
standsschutz“ wäre juristisch wohl an¬ 
greifbar. Nur: die bestehende Regelung 
sanktioniert kaum Vermieter, die sich 
nicht daran halten. Das Gesetz ist also 
weder ein Tiger, noch hat es Zähne. Der 
Wille des Gesetzgebers war gar nicht 
da, eine tatsächlich wirksame Bremse 
zu installieren. 

Der Kampf gegen diejenigen, die 
die Bremse abschaffen wollen, wird 
auf uns zukommen, dafür wird die 
Vermieterlobby schon sorgen. Dass wir 
ihn führen müssen, zeigen die immer 
weiter steigenden Mieten - fast über¬ 
all. Etwa 40 Prozent der Haushalte in 
Deutschland müssen mehr als 30 Pro¬ 
zent ihres verfügbaren Einkommens 
für die Miete aufwenden. Diese Höhe 
gilt als soziale Schallmauer: wer mehr 
von seinem Einkommen für Miete be¬ 
zahlen muss, hat zu wenig zum Leben. 

Eine Preisbremse wäre ein Anfang, 
reicht aber nicht. Die Mieten müssen 
nicht nur gebremst werden, sie müs¬ 
sen spürbar runter. Das ist nur mög¬ 
lich, wenn die öffentliche Hand selber 
baut und bewirtschaftet, und zwar dau¬ 
erhaft. Dafür müssen die kommunalen 
Wohnungsbauunternehmen wieder 
mehr in die Pflicht und zwar ohne ÖPP 
oder sonstige Konstruktionen. 

SiwMammitzsch 



Wahrgenommen 

Wahlkampf in Osnabrück 


Unsere Eigenkandidatur war in 
Osnabrück umstritten: Hat unse¬ 
re DKP-Gruppe, geschwächt durch 
Austritte im Zuge der Parteiausein¬ 
andersetzung und Umzüge, noch die 
Kraft für eine Wahlkampagne? Ist 
angesichts der Rechtsentwicklung 
unsere Eigenkandidatur nicht ein fal¬ 
sches Signal der Zersplitterung der 
Linkskräfte? 

Wir fragten uns aber auch: Wie 
können wir die Kandidatur für un¬ 
sere Arbeit vor Ort nutzen? In den 
letzten Jahren waren wir in Osna¬ 
brück vor allem durch die Mitarbeit 
Einzelner in Gewerkschaften, antifa¬ 
schistischer und Friedensbewegung 
sowie bei Volkswagen über unsere 
Betriebszeitung „Roter Käfer“ sicht¬ 
bar. Infostände und Veranstaltungen 
hatten Seltenheitswert. Wir setzten 
uns die Ziele: 

1. mit unseren Positionen für eine 
breitere Öffentlichkeit über die Ak¬ 
tiven in Gewerkschaften und Bewe¬ 
gungen und das VW-Werk hinaus 
sichtbar zu werden, 

2. als Gruppe wieder stärker in 
Aktion zu treten (z.B. Infostände) 
und 

3. über die Direktkandidatur eines 
in Osnabrück bekannten Kommunis¬ 
ten unserer Politik stärker ein Gesicht 
zu geben, weil Verankerung nicht 
durch Wahlkämpfe erreicht wird, son¬ 
dern durch langfristige Kleinarbeit 
konkreter Personen vor Ort. 

Ohne die aktive Unterstützung 
durch Genossen, Freunde und Bünd¬ 
nispartner vor allem aus der Anti¬ 
fa- und Friedensarbeit, aus anderen 
linken Strukturen (Marx21, KPD) 
und der SDAJ hätten wir paar akti¬ 
ve DKP-Mitglieder die Kampagne 
nicht stemmen können: Infostände 
vor allem auf Wochenmärkten, eine 


Achim Bigus 


gemeinsame Veranstaltung mit der 
„Linken“ (zu VW), ein Liederabend 
von Solid und SDAJ sowie drei eigene 
Veranstaltungen, ca. 120 Plakate und 
die Verteilung von über 2000 Flyern 
in einem Wohngebiet und einem „Ro¬ 
ten Käfer“. 

Zu unserem Ergebnis fand die 
Neue Osnabrücker Zeitung „bemer¬ 
kenswert: Die kommunistische DKP 
hat in der Stadt mit 0,06 Prozent (56 
Stimmen) ein kaum wahrnehmbares 
Ergebnis erzielt, aber der DKP-Di- 
rektkandidat holte persönlich 0,7 Pro¬ 
zent (677 Stimmen). Bigus ist in der 
Stadt als kämpferischer Betriebsrat 
bekannt.“ Im gesamten Wahlkreis 39 
hatten wir nur 77 Zweitstimmen, aber 
958 Menschen (0,6 Prozent) nutzten 
ihre Erststimme für ein „Statement“, 
wie mir eine Wählerin treffend sagte. 

Achim Bigus 



Abiturienten unschlüssig 

Studieren ja, aber mit vielen Fragezeichen 



Überfüllt und überlastet: nur als Beispiel ein Hörsaal in Cottbus im „Normalzustand“ 


Überall im Land liest und hört man 
„Schule hat begonnen“. In wenigen Wo¬ 
chen startet auch das neue Wintersemes¬ 
ter an Deutschland Hochschulen, mehr 
als 500 000 junge Menschen werden ihr 
Studium aufnehmen. Die Studienmög¬ 
lichkeiten sind zwar reichlich da, was Fä¬ 
cher und Orte angeht, aber eher beschei¬ 
den, was an Studiengängen angeboten 
wird. Entweder ein Bachelor-Einstieg 
mit der Hoffnung, danach noch einen 
Masterstudiengang machen zu können 
oder direkt auf Lehramt hin studieren. 
Die einzige größere Ausnahme ist noch 
das Medizinstudium. 

Deutschlands Abiturientinnen und 
Abiturienten beurteilen ihre berufliche 
Zukunft positiv, so zumindest, wenn man 
dem Deutschen Zentrum für Hochschul- 
und Wissenschaftsforschung (DZHW) 
glauben mag. Diese Einrichtung, eine 
Denkfabrik von Bund und Ländern, 
macht alljährlich eine großangeleg¬ 
te Befragung bei Abiturientinnen und 
Abiturienten ein halbes Jahr vor dem 
Schulabschluss und die gleichen Perso¬ 
nen ein gutes Jahr später. Die überwie¬ 
gende Mehrheit (74 Prozent) plant laut 
der vorgestellten Studie nach Schulab¬ 
schluss ein Hochschulstudium, ein halbes 
Jahr nach Verlassen der Schule haben be¬ 
reits 50 Prozent der Studienberechtigten 
ein Studium aufgenommen, 16 Prozent 
eine Berufsausbildung. Aber ebenfalls 
deutlich wird, rund ein Drittel derer, die 
ein Studium aufgenommen haben, bre¬ 
chen nach ein bis zwei Semestern wieder 
ab und orientieren sich in Richtung einer 
Berufsausbildung. 

Johanna Wanke, noch als Bundesbil¬ 
dungsministerin tätig, führt dies darauf 
zurück, dass das sogenannte „Berufso- 
rientierungs-Programm“ von Bund und 
Ländern noch verbesserungsbedürftig 
sei. Sie meint: „Wichtig ist, dass alle jun¬ 
gen Menschen ihren Fähigkeiten und 
Neigungen entsprechend einen qualifi¬ 
zierten Berufsabschluss machen - Stu¬ 
dium und Berufsausbildung sind dafür 


gleichwertige Wege“. So gut und richtig 
und weit von der Realität entfernt. Je¬ 
der, der sich in Berufsinformationszen¬ 
tren der Arbeitsämter einmal umgetan 
hat oder sich die Broschüren zu Berufen 
egal mit welchem akademischen oder 
IHK-Abschluss auch immer kritisch an¬ 
schaut, stellt fest: Mit der beruflichen 
Wirklichkeit, die sich spätestens nach 
Ausbildungs- oder Studienende in aller 
Klarheit für die jungen Menschen zeigt, 
haben diese „Orientierungen“ wenig zu 
tun. In aller Regel geschrieben von in¬ 
teressierten Lobbyverbänden, seien sie 


aus dem Handwerk, der Industrie oder 
aus der Dienstleisterbranche, sind sie 
heftig geschönt und versprechen golde¬ 
ne Zeiten. 

Eine wachsende Zahl Abiturientin¬ 
nen und Abiturienten, nämlich fast ein 
Drittel, legt nach der Schule erst einmal 
eine Übergangsphase ein, etwa um Zeit 
im Ausland zu verbringen, zu jobben 
oder einen Freiwilligendienst anzutre¬ 
ten. Gründe dafür sind oft Unschlüssig¬ 
keit über den Werdegang, Unsicherheit 
über tatsächliche oder vermeintliche An¬ 
forderungen, aber auch die finanziellen 


Belastungen, die ein Studium oder eine 
Ausbildung für den jungen Menschen 
selbst oder die Eltern mit sich bringen 
werden. Das BAföG deckt den Bedarf 
bei weitem nicht ab, den Studierende 
benötigen, die Erstsemester lernen sehr 
bald, dass fast alle nebenbei jobben, dass 
das Studium dann nicht in der Regelstu¬ 
dienzeit absolviert werden kann und 
dann auch noch das BAföG nicht weiter 
gezahlt wird und das Reststudium rich¬ 
tig heftig wird und meist mit Schulden 
endet. Deshalb mag der Anteil derer, 
die ein sogenanntes „Duales Studium“ 


attraktiver finden, immer weiter steigen 
und mittlerweile bei fast 10 Prozent lie¬ 
gen. Ob die vermeintlich starke Praxis¬ 
orientierung und die frühe finanzielle 
Unabhängigkeit vom Elternhaus für die 
Studierenden die Beweggründe für die 
Aufnahme eines dualen Studiums sind, 
wird zwar von den Befürwortern solcher 
Ausbildungsgänge behauptet, aber nicht 
belegt. Die entsprechenden Akademien, 
Institute und andere mit wohlklingenden 
Namen haben sich mittlerweile wie ein 
großer Flickenteppich übers Land gelegt 
und Konzerne wie Lidl oder Aldi werben 
in jeder Filiale für diese Traumreise ins 
berufliche Glück. 

Nicht überraschend ist, wie Bildungs¬ 
herkunft oder auch ein Migrationshin¬ 
tergrund die Entscheidungen der Abitu¬ 
rientinnen und Abiturienten beeinflus¬ 
sen. So entscheiden sich beispielsweise 
junge Menschen ohne „Akademiker- 
Eltern“ eher für eine Berufsausbildung 
als diejenigen aus einem akademischen 
Elternhaus. Hat sicherlich nicht mentale 
Gründe, sondern wohl eher etwas mit der 
finanziellen Unterstützung zu tun, die ge¬ 
währt werden kann. Studienberechtigte 
mit Migrationshintergrund haben dage¬ 
gen häufiger die Absicht zu studieren als 
Studienberechtigte ohne einen solchen. 
Die Zahl der Studienabbrecher mit ei¬ 
nem solchen Hintergrund ist aber deut¬ 
lich höher wie der Durchschnitt, viel¬ 
leicht sind hier die Erwartungen, gespeist 
aus den familiären Erfahrungen, zu groß 
oder zu ernüchternd. 

Herbert Becker 


Berichtigung 

Im Artikel von Nina Hager auf Sei¬ 
te 4 der Ausgabe 39 ist uns ein re¬ 
daktioneller Fehler unterlaufen: Im 
vorletzten Abschnitt muss es hei¬ 
ßen „Kapitaleinkommen“ und nicht 
„Grundeinkommen“.Wir bitten um 
Entschuldigung. 
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Ein Untersuchungsausschuss 
gegen Merkel? 

Das Gutachten des Bundestages vom Mai bietet dafür keinen Ansatz 



P olitiker der AfD erklärten am Wahl¬ 
abend, man werde nach dem Ein¬ 
zug in den Bundestag einen Unter¬ 
suchungsausschuss zu Merkels Flücht¬ 
lingspolitik beantragen. Als Allererstes. 
Alexander Gauland hatte bereits in der 
Woche zuvor auf einer Pressekonferenz 
in Berlin betont, es sei „dringend not¬ 
wendig“ im Bundestag die politischen 
Hintergründe zur Flüchtlingskrise auf¬ 
zuarbeiten, um dann „zu einem klaren 
juristischen Ergebnis zu kommen“Schon 
zuvor hatte die AfD Merkel in dieser 
Frage mehrfach Rechtsbruch vorgewor¬ 
fen. Kanzlerin Merkel gab sich noch am 
Wahlabend gelassen: Sie fürchte keinen 
U ntersuchungsausschuss. 

Die AfD nutzt das Flüchtlingsthe¬ 
ma, und nicht nur im Osten, seit vielen 
Monaten mit Erfolg, um Stimmung zu 
machen und vor allem Wählerinnen und 
Wähler zu gewinnen. Bereits im Okto¬ 
ber 2015 stellte der AfD-Part ei Vorstand 
Strafanzeige gegen Angela Merkel. Er¬ 
folglos. Ausgerechnet in der Woche vor 
den Wahlen erhielt die Partei aber un¬ 
erwartete - und gewiss so auch nicht 
beabsichtigte - Hilfe. Die Zeitung „Die 
Welt“ hatte ein angeblich völlig unbe¬ 
kanntes und neues „brisantes“ Gutach¬ 
ten der Wissenschaftlichen Dienste des 
Bundestages „entdeckt“. Es liege der 
Zeitung vor, gab man sich wichtig. - 
Und so konnte AfD-Chef Jörg Meu- 
then am Wahlabend behaupten, „jetzt“ 
sei ein Gutachten der Wissenschaftli¬ 
chen Dienste des Deutschen Bundes¬ 
tags herausgekommen, „das ebenfalls 
die Rechtmäßigkeit der Maßnahmen, 
die Frau Merkel gerade eben erneut ver¬ 
teidigt hat, massiv in Frage stellt“. 

Daran ist nichts wahr. Das „Gutach¬ 
ten“ wurde bereits am 24. Mai auf den 
Seiten des Bundestages unter „Fachin¬ 
formationen und Analysen“ unter dem 
Titel „Einreiseverweigerung und Einrei¬ 
segestattung nach § 18 Asylgesetz“ (WD 
3-109/17) veröffentlicht. Und war damit 
allen Internetnutzern frei zugänglich. 
Die Gutachter kommen darin auch zu 
gar keinem abschließenden Ergebnis: 


Verschiedene Rechtsauffassungen wer¬ 
den gegenübergestellt, andere Gutach¬ 
ten zitiert, ohne Position zu beziehen. Es 
wird nicht angez weif eit, dass es für die 
Entscheidungen der Bundesregierung 
keine Rechtsgrundlage gegeben habe, 
sondern nur, dass nicht eindeutig ge¬ 
klärt sei, auf welche Rechtsgrundlagen 
sich die Bundesregierung nun berufe. Es 
gehe also eher darum, wie die Maßnah¬ 
me der Regierung rechtlich begründet 
worden sei. Es wird dabei zudem auch 
auf Lücken im Dublin-III-Vertrag ver¬ 
wiesen, also auf die Verantwortung der 
EU. In diesem Zusammenhang nur ein 
Beispiel aus dem im Text: „Vor diesem 
Hintergrund kann bei einem massen¬ 
haften Zustrom von Asylsuchenden die 
Wahrnehmung des Selbsteintrittsrechts 
nach der Dublin-III-Verordnung zur 
Verfahrensbeschleunigung sinnvoll sein, 
insbesondere um eine Notsituation ... zu 
bewältigen.“ 

Im Tagesschau-Faktenfinder vom 
25. September wurde ergänzt: „Die Bun¬ 


destagsjuristen schreiben unter anderem, 
man ,könne argumentieren’, dass eine so 
weitreichende Entscheidung der parla¬ 
mentarischen Zustimmung bedurft hätte. 
,Die grundsätzlich plausible Pflicht des 
Gesetzgebers, wesentliche Entscheidun¬ 
gen selbst zu treffen, lässt sich im kon¬ 
kreten Fall allerdings nur schwer ermit¬ 
teln.’ Dann listen die Juristen Argumente 
für beide Positionen auf.“ Das Gutach¬ 
ten bleibt also auch in dieser Frage un¬ 
bestimmt. „Die Welt“ hatte behauptet, 
dass die Wissenschaftlichen Dienste des 
Bundestages nahegelegt haben, dass das 
Parlament der Masseneinreise im Herbst 
2015 hätte zustimmen müssen. 

Wenn „Die Welt“ damit der CSU 
und bestimmten Kreisen in der CDU im 
Wahlkampfendspurt helfen wollte, dann 
ist das wohl mächtig „nach hinten“ los¬ 
gegangen. Ein Punkt für die AfD. Rich¬ 
tig war in dem Artikel der Zeitung aber, 
dass das Gutachten im Auftrag von Se- 
vim Dagdelen (MdB, Partei „Die Lin¬ 
ke“) erstellt wurde. Die Fraktion der 


Partei „Die Linke“ und auch Sevim 
Dagdelen hatten in den vergangenen 
Jahren die Flüchtlingspolitik der Gro¬ 
ßen Koalition immer wieder vor allem 
deshalb kritisiert, weil diese mitverant¬ 
wortlich ist für die Abschottungspolitik 
EU-Europas. Ebenso beanstandet wur¬ 
de, dass die in das Land gekommenen 
Flüchtlinge nicht nur unzureichend inte¬ 
griert, sondern die Städte und Gemein¬ 
den dabei meist alleingelassen wurden. 
Statt dessen wurde ein „Flüchtlingsab¬ 
kommen“ mit der Türkei geschlossen, 
wurden durch die Regierung ständig die 
Asylgesetzgebung und Abschieberege¬ 
lungen verschärft usw. 

Übrigens hatte ja auch die FDP im 
Wahlkampf angekündigt einen Unter¬ 
suchungsausschuss zur „Flüchtlingskri¬ 
se“ zu beantragen: Sollte sie Oppositi¬ 
onspartei werden. Wenn nicht, dann will 
sie für ein „Einwanderungsgesetz“ - im 
Kapitalinteresse - eintreten. Das mit der 
Opposition könnte sich erledigt haben. 

Nina Hager 


Der Meister und seine Schüler 

Die Landtagsfraktion der AfD in Thüringen 


Zu Beginn der Legislaturperiode zeig¬ 
te sich, dass die AfD Thüringen und 
ihre Landtagsfraktion noch aus Pro¬ 
tagonisten verschiedener Strömun¬ 
gen zusammengesetzt waren. So war 
der erste Geschäftsführer der Frak¬ 
tion ein ehemaliger SPD-Mann, des¬ 
sen Ehefrau sogar einmal für die SPD 
dem Thüringer Landtag angehört hat¬ 
te. Björn Hocke versuchte jedoch von 
Anfang an,seine Landtagsfraktion auf 
seinen Kurs zu bringen und straff zu 
organisieren. So gab es schon früh ei¬ 
nen ersten Wechsel von Mitarbeitern. 
Inzwischen sind die Mitarbeiter der 
Fraktion überwiegend jüngere Män¬ 
ner, die einzigen Frauen sind die Se¬ 
kretärinnen in der Geschäftsstelle 
der Fraktion. Höckes autoritärer Füh¬ 
rungsstil und seine Vorgehensweise 
trafen jedoch auch auf Unwillen in der 
Fraktion ... Dieser Auseinanderset¬ 
zungsprozess schweißte den Rest der 
AfD-Fraktion enger zusammen. Björn 
Hocke, der scheinbar unumstrittene 
Landes- und Fraktionsvorsitzende, 
hat drei Stellvertreter in der Fraktion. 
Das sind Stephan Brandner, Rechts¬ 
anwalt aus Gera, im Ruhrgebiet gebo¬ 
ren und aufgewachsen, Wiebke Müh¬ 
sal, Juristin, geboren und aufgewach¬ 
sen in Nordrhein-Westfalen, und Olaf 
Kießling, Betriebswirt, geboren und 
aufgewachsen in Thüringen. Stefan 
Möller, der zweite Landesvorsitzen¬ 
de, ist parlamentarischer Geschäfts¬ 
führer... Im Landtag war die AfD als 
Fraktion von Anfang an sehr aktiv. Bis 
zum März 2017 hat die AfD-Fraktion 


26 Entwürfe zur Änderung geltender 
Gesetze beziehungsweise eigenstän¬ 
dige Gesetzentwürfe in den Landtag 
eingebracht. Die Ausrichtung der par¬ 
lamentarischen Initiativen verfolgt be¬ 
stimmte Ziele. Zum einen geht es da¬ 
rum, alle „Fremden“ zu identifizieren 
und abzuwehren, um damit über eine 
Stärkung der deutschen Identität ein 
imaginäres „Wir“-Gefühl zu erzeugen. 
So beinhalten die Initiativen zum Bei¬ 
spiel die Festschreibung von Deutsch 
in der Thüringer Verfassung, ein Ver¬ 
bot religiöser Symbole im öffentlichen 
Dienst oder Maßnahmen zum Schutz 
des öffentlichen Raumes. Solche Vor¬ 
haben dienen der AfD-Fraktion dazu, 
die „Überfremdung“ des Freistaats 
und der deutschen Gesellschaft durch 
den Islam und durch nicht deutsch¬ 
sprechende Flüchtlinge, Asylbewerber 
und Migranten als Gefahr aufzubau¬ 
schen und sich frontal gegen alle Ein¬ 
flüsse anderer Kulturen und Lebens¬ 
weisen zu wenden. 

Selbst Fachrecht, wie die Thüringer 
Bauordnung, sollte nach dem Willen 
der AfD so geändert werden, dass zum 
Beispiel der Bau von Moscheen un¬ 
tersagt werden kann... Viele Anträge 
zielten einfach darauf ab, Geflüchte¬ 
ten und Menschen mit Migrationshin¬ 
tergrund das Leben zu erschweren. So 
wird gefordert, die Gesundheitskarte 
für Geflüchtete wieder abzuschaffen, 
den Familiennachzug aus Syrien zu 
beschränken, mehr Abschiebungen 
durchzuführen und hart gegen „auf¬ 
fällige“ Geflüchtete durchzugreifen... 


Zum anderen fordert die AfD-Frak¬ 
tion, die repräsentative Demokratie, 
zum Beispiel durch die Verkleinerung 
des Landtags, einzuschränken, Ver¬ 
fassungsreferenden einzuführen und 
gleichzeitig die Ausübung des Gewalt¬ 
monopols des Staates durch Aufsto¬ 
ckung der Polizei und anderer staatli¬ 
cher Ordnungskräfte zu stärken. Der 
AfD geht es auch darum, das traditio¬ 
nelle Familienbild (Vater, Mutter, Kin¬ 
der und Großeltern) zu zementieren, 
und sie verfolgt dazu ein reaktionär¬ 
konservatives Erziehungskonzept. So 
soll die frühkindliche Erziehung in der 
Familie vorgenommen und das selek¬ 
tive Schulsystem gestärkt werden. Die 
AfD wendet sich vehement gegen die 
Thematisierung von Geschlechterge¬ 
rechtigkeit und Gleichstellung unter¬ 
schiedlicher sexueller Orientierung. 
Daher fordert sie auch, die Beauf¬ 
tragte für Gleichstellung abzuschaffen. 
Die AfD-Fraktion betreibt keine kon¬ 
sistente Wirtschaftspolitik, macht sich 
aber diffus für eine marktorientierte, 
mittelständische Wirtschaft stark. Vor 
dem Hintergrund, dass in Thüringen 
viele mittelständische Unternehmen 
und die Landwirtschaft unter den 
Sanktionen gegen Russland leiden, 
setzte sie sich auch für eine Beendi¬ 
gung der Russland-Sanktionen ein 
und suchte damit den Schulterschluss 
mit der Wirtschaft. Gleichwohl sie die 
neoliberale Ausrichtung des Kapita¬ 
lismus und damit die Globalisierung 
anprangert, zeigt die AfD hier keine 
Alternative auf. Die AfD reiht sich 


ein in den Reigen derer, die die DDR 
verunglimpfen, und artikuliert diese 
Verunglimpfung in schärfstem Kom¬ 
munistenhass und Diffamierung von 
allem, was als „links“ bezeichnet wer¬ 
den kann. Während die AfD-Fraktion 
bei einer namentlichen Abstimmung 
im Landtag einstimmig - wie die an¬ 
wesende CDU übrigens auch - gegen 
die Einführung des 8. Mai als Gedenk¬ 
tag für die Befreiung vom National¬ 
sozialismus und Ende des Zweiten 
Weltkriegs votiert hatte, stimmte sie 
nach ausführlichen Ausfällen über 
das „Zwangsregime“ der SED in der 
DDR vollzählig namentlich, mit allen, 
außer einer im Haus vertretenen Ab¬ 
geordneten, für die Einführung eines 
Gedenktags für die Opfer des SED- 
Unrechts. ... Obwohl die AfD-Frak¬ 
tion im Thüringer Landtag sehr aktiv 
war und ist und Gesetzentwürfe ver¬ 
mutlich als Blaupause auch für ande¬ 
re Landtage vorlegt, um ihre Inhalte 
und Zielrichtungen darzulegen, kon¬ 
zentrierte sie sich zeitgleich auf eine 
starke Präsenz im außerparlamenta¬ 
rischen Raum und stellte sich als Arm 
der „Bürgerbewegung“ im Parlament 
dar. Johanna Scheringer-Wright 

Wir danken dem Verlag für die freund¬ 
liche Abdruckgenehmigung des Auszu¬ 
ges aus „Wehret den Anfängen“ - Die 
AfD: Keine Alternative für Deutschland 
Herausgegeben von Anton Latzo 
i.Auflage 2017, BEBUG mbH / edition 
berolina, Berlin. 144 Seiten, Paperback, 
9,9g Euro 


DGB fordert Geld für 
Langzeitarbeitslose 

„Obwohl sich der Arbeitsmarkt 
weiterhin günstig entwickelt, finden 
Langzeitarbeitslose immer seltener 
einen neuen Arbeitsplatz“, warnt 
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach. Konnten 2014 noch 
rund 200 000 Langzeitarbeitslose 
eine neue Beschäftigung aufneh¬ 
men, waren es in den letzten zwölf 
Monaten nur noch rund 180 000. 
Notwendig seien mehr und bes¬ 
sere Weiterbildungsangebote. Zu¬ 
dem müssten Langzeitarbeitslosen 
öffentlich geförderte Arbeitsplätze 
angeboten werde. 

Außerdem benötigten die Job¬ 
center „eine ausreichende Finan¬ 
zierung, um ihre anspruchsvollen 
Aufgaben gut bewältigen zu kön¬ 
nen“. Jährlich würden mehr als 750 
Millionen Euro von den Fördergel¬ 
dern für Arbeitslose abgeknapst, um 
Personal- und Verwaltungskosten in 
Jobcentern zu decken. Im Bundes¬ 
haushalt müssten daher endlich die 
notwendigen Mittel für die tatsächli¬ 
chen Sach- und Personalkosten ver¬ 
anschlagt werden. „Zudem sollten 
die Gelder für Fördermaßnahmen 
für Langzeitarbeitslose um mindes¬ 
tens eine Milliarde aufgestockt wer¬ 
den“, sagte die Gewerkschafterin. 

Die gewählten Abgeordneten 
des neuen Bundestages erinnerte 
Buntenbach an ihre „besondere 
Verantwortung, Flüchtlinge ökono¬ 
misch und gesellschaftlich zu inte¬ 
grieren und menschenrechtliche 
Verpflichtungen einzuhalten.“ Dazu 
gehöre, Flüchtlinge, deren Asylan¬ 
träge abgelehnt wurden, nicht in 
Gebiete abzuschieben, in denen 
ihnen Gewalt, Folter oder Tod dro¬ 
hen - das gilt vor allem für Afgha¬ 
nistan. „In Deutschland müssen die 
künftigen Koalitionspartner Hin¬ 
dernisse für Integration abschaf¬ 
fen und Chancen verbessern“. Das 
umfasse den Zugang zu Sprachkur¬ 
sen - sofort und unabhängig vom 
Herkunftsland - sowie sicheren 
Aufenthalt für Zeiten schulischer 
oder beruflicher Ausbildung. „Bes¬ 
sere Teilhabechancen brauchen 
aber alle - Flüchtlinge genauso, 
wie Menschen die schon lange hier 
leben oder hier geboren sind“, erin¬ 
nerte Buntenbach. Deshalb fordert 
der DGB die neue Bundesregie¬ 
rung auf, ein gesetzlich verankertes 
Gesamtkonzept zu entwickeln, ge¬ 
meinsam mit der Zivilgesellschaft 
und den Sozialpartnern. 

Vermehrt Angriffe auf 
Linkspartei-Büros 

Immer öfter kommt es in den letz¬ 
ten Wochen zu Angriffen und At¬ 
tacken, die sich vor allem gegen 
Räumlichkeiten der Partei Die 
Linke richten. Ende der letzten 
Woche wurde das Büro der Bun¬ 
destagsabgeordneten Karin Binder 
in Karlsruhe angegriffen. Die unbe¬ 
kannten Täter zerstörten sämtliche 
Scheiben sowie die Eingangstür des 
Wahlkreisbüros, das fortan von Bin¬ 
ders Nachfolger, dem zukünftigen 
Karlsruher Bundestagsabgeordne¬ 
ten Michel Brandt (Linkspartei), 
genutzt werden soll. Dieser erklär¬ 
te infolge des Angriffes, sich auch 
künftig nicht einschüchtern lassen 
zu wollen. „Der Anschlag auf unser 
Büro steht in einer ganzen Reihe 
von Angriffen auf antifaschistische 
Büros und Kultureinrichtungen in 
Karlsruhe in letzter Zeit“, erklärte 
er. Durch den Einzug der AfD in 
den Bundestag werde die Verro¬ 
hung der politischen Sitten weiter 
vorangetrieben und rechten Über¬ 
griffen der Raum geschaffen, warn¬ 
te er außerdem. 

Anfang der vergangenen Woche 
war fast bereits die gesamte Fens¬ 
terfront des gemeinsamen Wahl¬ 
kreisbüros „linksKontakt“ der 
Linkspartei-Landtagsabgeordneten 
Karola Stange, Andre Blechschmidt 
und Roland Hände in der Erfurter 
Innenstadt mit Pflastersteinen ein¬ 
geschlagen worden. Die betroffe¬ 
nen Abgeordneten erstatteten An¬ 
zeige. In beiden Fällen ermittelt der 
polizeiliche Staatsschutz. 
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Wahlen in Portugal 

Die Sozialisten (PS) sind Sieger der 
Kommunalwahlen in Portugal. Sie ha¬ 
ben die Mehrheit in etwa der Hälfte 
der Kreise bzw. Städte („concelhos“), 
darunter die Hauptstadt Lissabon mit 
relativer Mehrheit gewonnen. Die 
rechten Parteien verlieren insgesamt 
massiv, dabei besonders die rechtsli¬ 
berale PSD unter Vorsitz des frühe¬ 
ren Premierministers Passos Coelho, 
während die rechtspopulistische CDS 
insbesondere in Lissabon mit der Par¬ 
teivorsitzenden Assungäo Cristas als 
Kandidatin ein beachtliches Stimmen¬ 
ergebnis erzielt. 

Das Bündnis CDU aus Kommu¬ 
nisten (als Hauptkraft) und Grünen 
verliert etwas an Stimmen, aber vor 
allem 10 der bislang 34 Kreise/Städ¬ 
te (von insgesamt 308), darunter die 
Distrikthauptstadt Beja im Alentejo, 
Almada und Barreiro, traditionelle 
Hochburgen der „Margem Sul“ süd¬ 
lich von Lissabon. Gehalten werden 
die Distrikthauptstädte Evora und 
Setübal und Loures im Ballungsgebiet 
nördlich der Hauptstadt. 

Der Linksblock (Bloco de Esquer- 
da) gewinnt an Stimmen unerheblich 
dazu, ausreichend jedoch, um kommu¬ 
nistische Mehrheiten, wie in Almada, 
zugunsten der PS zu Fall zu bringen. 
Die Wahlenthaltung liegt bei rund 45 
Prozent. 

Frieden unter Beschuss 

In Kolumbien wurde der führen¬ 
de Guerilla-Kämpfer „Carro Loco“ 
von der Nationalen Befreiungsarmee 
(ELN) während einer Operation der 
kolumbianischen Armee verletzt und 
starb später in einem Militärkranken¬ 
haus in Aguazul, Zentralkolumbien. 
Einen Tag zuvor hatte der Komman¬ 
deur der ELN, Nicolas Rodriguez 
Bautista, angeordnet, „alle Offensiv¬ 
aktivitäten zu stoppen, um den bila¬ 
teralen Waffenstillstand einzuhalten“. 
ELN und die kolumbianische Regie¬ 
rung hatten sich bei Gesprächen in 
Quito, Ecuador, auf eine Waffenruhe 
ab dem 1. Oktober geeinigt. 

Zur gleichen Zeit griff der US-Bot- 
schafter Kevin Whitaker die FARC an, 
sie hätten sich nicht an das Friedensab¬ 
kommen zwischen der FARC-EP und 
der kolumbianischen Regierung gehal¬ 
ten. Er beschuldigt die aus der Gue¬ 
rillaorganisation entstandene Partei, 
sich nicht an die Vereinbarungen zum 
Zurückdrängen des Drogenhandels zu 
halten. Die Partei FARC-EP müsste 
deswegen auf die Terrorismusliste ge¬ 
setzt werden. 

Die FARC entgegnete den Vor¬ 
würfen in einer Stellungnahme, dass 
„der Kampf gegen die Drogen-Pro- 
duktion den Kampf gegen die Armut 
und die sozioökonomische Ausgren¬ 
zung der ländlichen Gemeinden in 
Kolumbien erfordert“. 

Wenige Tage davor hatte der An¬ 
führer der FARC,Timochenko, darauf 
hingewiesen, dass die kolumbianische 
Regierung ehemalige Guerilla-Kämp¬ 
fer der FARC bewusst nicht freilasse, 
obwohl dies Teil des Friedensabkom¬ 
mens ist. 

Naziaufmarsch 
in Göteborg 

Mehrere hundert Neonazis aus ganz 
Europa marschierten vergangenen 
Samstag, an Yom Kippur, dem höchs¬ 
ten jüdischen Feiertag durch das 
schwedische Göteborg. Die „Nordi¬ 
sche Widerstandsbewegung“, eine Na¬ 
ziorganisation aus Schweden, Norwe¬ 
gen und Finnland, hatte zur „Revolte 
gegen die Kriminellen“ aufgerufen. Sie 
trugen dabei Bilder der schwedischen 
Kulturministerin Alice Bah Kuhn- 
ke, deren Vater aus Gambia stammt, 
dem in Schweden prominenten Holo¬ 
caust-Überlebenden und Antifaschis¬ 
ten Emerich Roth und dem jüdischen 
Chefredakteur der liberalen Tageszei¬ 
tung Dagens Nyheter, Peter Wolodar- 
ski. 

Mehrere tausend Gegendemons¬ 
tranten stoppten den Aufmarsch kurz 
vor der Göteborger Synagoge. Die mit 
Helmen und Schilden ausgerüsteten 
Neonazis versuchten erfolglos sich mit 
mit Steinen, Flaschen und Stöcken den 
Weg frei zu machen. Die schwedische 
Polizei verhaftete über 50 Neonazis. 


M utig, visionär, gar historisch“ 
so wird Emmanuel Macrons 
Rede „Initiative für Europa“ 
vom 26. September 2017 gepriesen. 
Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ 
berichtet: „Die französische Presse ist 
sich einig: Frankreich hat sich auf der 
europäischen Bühne zurückgemel¬ 
det.“ Kühl fiel hingegen die Reaktion 
in Berlin aus: „Die Kanzlerin begrüßt, 
dass der französische Präsident mit 


so viel Elan, mit so viel europäischer 
Leidenschaft gesprochen hat“ erklärte 
der Sprecher der Bundesregierung. Es 
komme aber „immer auf die konkrete 
Ausgestaltung“ an. 

Weitreichend sind Macrons Vor¬ 
schläge zur Zukunft der Eurozone. 
Verlangt wird ein Haushalt, „der die 
Finanzierung von gemeinsamen Inves¬ 
titionen ermöglicht und Stabilität an¬ 
gesichts wirtschaftlicher Schocks ge¬ 
währleistet“. Dieser Haushalt soll von 


Der Demagoge und französische Prä¬ 
sident Emmanuel Macron gab den Be¬ 
schäftigten im öffentlichen Dienst den 
Hinweis: „Ich werde eure und die Kauf¬ 
kraft derjenigen in den Betrieben erhö¬ 
hen. Ihr bezahlt weniger Beiträge und 
euer Nettoverdienst steigt um densel¬ 
ben Betrag.“ 

Die fünf großen „Sozialpartner“ der 
Regierung und kleinere, aber aktive 
Gewerkschaften rufen für den 10. Ok¬ 
tober zum gemeinsamen Streik des öf¬ 
fentlichen Dienstes auf. Dieser Streik 
wird ausgeweitet zu gemeinsamen Ak¬ 
tionen mit den Beschäftigten privater 
Unternehmen. 

Seit den großen Demos vom 12. und 
21. September, letztere landesweit mit 
400 000 Teilnehmern, ist keine Woche in 
Frankreich vergangen, in der die großen 
und kleinen Gewerkschaften nicht mo¬ 
bilisieren: Streik der Lohnabhängigen 
im Transportgewerbe, Blockaden von 
Raffinerien, Rentnerdemo mit 40 000 
Teilnehmern am 28. September, aber 
vor allem Versammlungen in den Be¬ 
trieben zur Vorbereitung und Abstim¬ 
mung umfassender Mobilisierungen. 

Je mehr über die Verordnungen 
der französischen Regierung und ihre 
wirklichen arbeiterfeindlichen, aber 
auch die Meinungsfreiheit begrenzen¬ 
den Texte bekannt wird, desto mehr 
Unruhe und Wut gibt es bei den Lohn¬ 
abhängigen. Die Maßnahmen der fran¬ 
zösischen Regierung gehen über die 
der deutschen Hartz-Gesetze hinaus, 
z.B. bei den Beschneidungen der Ge- 


einem Eurofinanzminister verwaltet 
und von einem eigenen Europarlament 
beschlossen werden. Die FDP hat be¬ 
reits Bedenken dagegen angemeldet, 
fürchtet sie doch, deutsche Steuergel¬ 
der könnten zur Schuldenfinanzierung 
anderer Eurostaaten dienen. Nicht ak¬ 
zeptiert werden dürfte in Berlin auch 
ein separates Parlament für die Euro¬ 
zone, würde es doch das Europäische 
Parlament schwächen. 


Allein über einen Eurofinanzminis¬ 
ter könnten sich Paris und Berlin einig 
werden, wird er doch auch von Wolf¬ 
gang Schäuble gefordert. Kein Kon¬ 
sens dürfte aber über seine Aufgaben 
bestehen: Geht es nach den Vorstellun¬ 
gen der Bundesregierung, so muss ein 
Eurofinanzminister dem Europäischen 
Rat zugeordnet werden und hat über 
die Einhaltung der Stabilitätskriterien 
zu wachen. Die heute dafür zuständige 
Kommission hält man für zu schwach 


werkschaftsrechte in den Betrieben bis 
50 Mitarbeitern. Dort sollen Abstim¬ 
mungen ohne Gewerkschaftsteilnahme 
möglich sein, bei bis zu 20 Mitarbeitern 
entscheidet nur der Boss. 

Für das Klima in den Betrieben 
und Gewerkschaften bezeichnend ist 
die Lage in der Gewerkschaft „Force 
Ouvriere“ (FO). Noch unter Hollande 
hatte ihre Führung gemeinsam mit der 
CGT gewaltige Demos durchgeführt. 
Seit Macrons Präsidentschaft zog sie 
sich zurück. Ihr Generalsekretär, Jean- 
Claude Mailly, hält Verhandlungen und 
Gespräche zurzeit für erfolgreicher. 
Damit hat er sich auf die Ebene der re¬ 
formistischen CFDT-Führung begeben. 
Hintergrund bildet bei beiden - trotz 
großer Proteste gegen die im neuen 
Budget der Regierung vorgesehene Be¬ 
schneidung von Finanzmitteln der Ge¬ 
werkschaften - der Grundsatz, dass Ge¬ 
werkschaftsproteste keine politischen 
Proteste sein dürfen. 

Nur ist das den Mitgliedern kaum 
noch zu vermitteln. Das Nationale Ge¬ 
werkschaftskomitee der FO entschied 
sich bei seinem Zusammentreffen am 
28. und 29. September in Paris mit 143 
lokalen und Bezirks Vertretungen mit 20 
Enthaltungen gegen die Linie der Ge¬ 
werkschaftsleitung und für Demons¬ 
trationen gegen die Verordnungen zum 
Arbeitsgesetz. Nun ist von einer Abset¬ 
zung Maillys nicht mehr die Rede. Im 
Frühjahr wird er den Vorsitz planmä¬ 
ßig abgeben. 

Alexandra Liebig 


und für politisch beeinflussbar. Macron 
hingegen will einem Eurofinanzminis¬ 
ter Gestaltungsmacht mittels eines ei¬ 
genen Etats geben. Dahinter steht ein 
alter deutsch-französischer Streit: Geht 
es nach Paris, so soll die EU durch eine 
aktive Wirtschafts- und Finanzpolitik 
die schwächeren Mitgliedsländer und 
nicht zuletzt das wirtschaftlich gegen¬ 
über Deutschland immer weiter zu¬ 
rückfallende Frankreich stärken. Ber¬ 


lin sieht dagegen in der EU in erster 
Linie ein Instrument zur Durchsetzung 
der den Mitgliedsländern verordneten 
„Stabilitätskultur“. 

Der linke französische Politiker 
Jean-Luc Melenchon hat denn auch 
Macron bereits daran erinnert, dass 
sich Frankreich in der Vergangenheit 
wiederholt auf deutsche Vorhaben ein¬ 
ließ, die später gegen seine Interessen 
ausschlugen. Er nannte den Lissabon- 
ner Vertrag, bei dessen Abfassung Ni- 


Er ist wieder da. Nach seinem erzwun¬ 
genen Abgang kehrt Silvio Berlusconi 
zurück. Machte er noch bis vor kurzer 
Zeit die EU und Merkel dafür verant¬ 
wortlich, seinen Fall verursacht zu ha¬ 
ben, wird er heute von der deutschen 
Kanzlerin ermutigt und präsentiert sich 
als Pro-EU Kandidat und als gemäßig¬ 
ter Konservativer. Er soll - dies die Be¬ 
rechnung - das Mitte-Rechts-Feld um 
sich herum wieder vereinigen. 

Einfach ist es nicht, denn rechts hat 
sich einiges getan. Nachdem Berlusconi 
das konservative Lager für über 20 Jah¬ 
re mit seiner Person besetzt und ideo¬ 
logisch sowie politisch entleert hatte, 
blieb nur die rechtsextreme Ecke übrig. 
Die „Lega Nord“ witterte unter Mat- 
teo Salvini die Chance, den freigelasse- 
nen Raum zu erobern und in Richtung 
Rechts zu radikalisieren. Geschickt ge¬ 
schah die Verwandlung der Lega von 
einer separatistischen Pro-Nord-Partei 
zu einer dem europäischen Trend kon¬ 
formen „rechtspopulistischen“ Partei. 
Rassismus und Xenophobie, Migrati¬ 
onspanikmacherei, Islamophobie, Ver¬ 
teidigung des „kleinen Mannes“ vor 
vermeintlichen Feinden bei gleichzeiti¬ 
ger konsequentester Ausbeutung durch 
das Kapital und Lob der Selbstjustiz be¬ 
herrschte man ja schon. 

Es kamen wenige Korrekturen hin¬ 
zu: Die Gegner sind nun nicht mehr 
„Rom“ und die vermeintlich faulen 
Süditalienerinnen („Terroni“), son¬ 
dern Brüssel und die Migrantlnnen - 
durch die angeblich ein „Bevölkerungs¬ 
austausch“ durchgeführt werde - und 
dazu das ganze bekannte Programm im 


colas Sarkozy eng mit Angela Merkel 
zusammenarbeitete und der Deutsch¬ 
land ein günstiges Abstimmungsver¬ 
fahren im Rat bescherte. Melenchon 
erinnerte auch an Frangois Hollande, 
der jenen Fiskalpakt unterstützte, den 
Frankreich heute nicht einhalten kann. 
So könnte auch ein Eurofinanzminister 
leicht zum Instrument Berlins werden. 

Mehr gewinnen kann Paris durch 
die Stärkung der europäischen Außen- 
und Verteidigungspolitik. In Macrons 
Rede nimmt sie daher einen promi¬ 
nenten Platz ein: „In Sachen Vertei¬ 
digung muss sich Europa mit einer 
gemeinsamen Eingreiftruppe, einem 
gemeinsamen Verteidigungshaushalt 
und einer gemeinsamen Handlungs¬ 
doktrin ausstatten. Es ist notwendig, 
die rasche Einrichtung eines europä¬ 
ischen Verteidigungsfonds und der 
Ständigen Strukturellen Zusammen¬ 
arbeit zu fördern und diese um eine 
europäische Interventionsinitiative zu 
erweitern, die eine bessere Integration 
unserer Einsatzkräfte auf allen Ebenen 
ermöglicht.“ Hier könnte Berlin auf Pa¬ 
ris zugehen, benötigt Frankreich doch 
dringend Unterstützung, um seine neo¬ 
kolonialen Interessen in Afrika weiter 
verfolgen zu können, ob in Mali, der 
Elfenbeinküste, in Niger oder dem 
Tschad. 

Macrons Rede zielt auf nicht we¬ 
niger als auf eine „Neugründung Eu¬ 
ropas“. Am Ende könnte es aber auf 
eine bloße Erneuerung der klassi¬ 
schen Arbeitsteilung hinauslaufen: 
Die Deutschen bestimmen über die 
Zukunft des Euros und damit über 
die Ökonomie. Frankreich bleibt in 
der EU die Nummer Zwei, bekommt 
aber die Mittel gestellt, um weiter sei¬ 
ne Weltmachtrolle spielen zu können. 
Den französischen Politikern, rechts 
und links von Macron, die die Souve¬ 
ränität Frankreichs verteidigen wol¬ 
len, genügt das aber längst nicht mehr. 
Sie fordern den Bruch mit einer Eu¬ 
ropapolitik, die dafür verantwortlich 
ist, dass das Land ökonomisch immer 
weiter zurückfällt. 

Andreas Wehr 


Stil von Front National und AfD. Da¬ 
bei wird auch den Neofaschisten (For- 
za Nuova, Casa Pound) zugezwinkert, 
etwa mit dem Versprechen, die Gesetze, 
die Rechtfertigung des Faschismus und 
rassistische Hetze unter Strafe stellen, 
abzuschaffen. Auch sind gemeinsame 
Auftritte keine seltene Sache. 

Und doch ist eine Zusammenarbeit 
der beiden, Berlusconi und Salvini, 
nicht ausgeschlossen. Zwar werden bei¬ 
de Parteien getrennt ihren Wahlkampf 
angehen und sich die Zielgruppen auf¬ 
teilen. Jedoch ist ein Regierungsbünd¬ 
nis bei entsprechendem Wahlergebnis 
wahrscheinlich - offen bleibt nur, wer 
tonangebend sein soll. Was sind die Al¬ 
ternativen? Der „Partito Democratico“ 
(ehemalige Eurokommunisten) hat un¬ 
ter Renzi seine definitive Verwandlung 
in eine autoritär-neoliberale Partei mit 
smartem Auftreten vollzogen, sich in 
eine offene Politik gegen die Arbeiter¬ 
klasse begeben, versucht, das Parlament 
zu schwächen und mit dem Innenminis¬ 
ter Minniti auf stärkere Repression ge¬ 
setzt (unter anderem mit Räumungen 
von Sozialzentren oder eines von Mi¬ 
grantlnnen besetzten Hauses). In den 
Umfragen führen aktuell die Verschwö¬ 
rungstheoretiker der „Fünf-Sterne- 
Bewegung“. Alle diese Parteien haben 
aber eines gemeinsam: Die integrative 
Funktion durch Verschleierung der 
wirklichen Widersprüche und die Spal¬ 
tung der Arbeiterinnen. 

Francesco, Münster 
Aus: Position - Magazin der SDAJ. Die 
neue Ausgabe kann unter www.uzshop. 
de bestellt werden. 



Gibt vor, Ideen zu haben: Der französische Präsident Emmanuel Macron. 


Unruhe unter den 
Arbeitern 

Gewerkschaftsaktionen in Frankreich 


Er ist wieder da 

Mit Berlusconi wird sich die italienische Politik massiv 
nach rechts entwickeln 






m unsere zeit 


Internationale Politik 


Freitag, 6. Oktober 2017 


Autonomie oder Abspaltung 


Kurden in Syrien und im Irak gehen eigene Wege 


W ollen Sie, dass die Region 
Kurdistan und die Gebie¬ 
te außerhalb der Verwal¬ 
tung der Region zu einem unabhängi¬ 
gen Staat werden?“ Über diese Frage 
stimmte die Bevölkerung in und um das 
kurdische Autonomiegebiet im Irak ab. 
Erwartungsgemäß stimmten über 90 
Prozent derer, die an der Abstimmung 
teilnahmen, mit „Ja? Ein wirklicher 
Schlusspunkt ist damit nicht gesetzt. 

Seit 1991 gibt es eine faktische Au¬ 
tonomie, die durch die irakische Ver¬ 
fassung von 2003 gestärkt wurde. Enge 
internationale Beziehungen der kurdi¬ 
schen Regionalregierung bestehen un¬ 
ter anderem zu Russland und zu vielen 
europäische Ländern. Auch Deutsch¬ 
land unterhält seit 2012 ein General¬ 
konsulat in Erbil. Doch die politische 
und vor allem wirtschaftliche Situation 
im kurdischen Teil des Irak ist nach wie 
vor schwierig. 

Tausende LKW liefern Tag für Tag 
Waren an die lokalen Märkte. Mehr als 
80 Prozent der Waren, die hier verkauft 
werden, von Schuhen über Elektroge¬ 
räte bis hin zu Lebensmitteln, kommen 
aus dem Ausland. Ein großer Teil davon 
aus der Türkei und aus dem Iran. Umge¬ 
kehrt hängen die Einkünfte der kurdi¬ 
schen Regierung von den Ölverkäufen 
ab - die über Pipelines in die Türkei er¬ 
folgen. So wurden zum Beispiel im No¬ 
vember 2016 mehr als 17 Millionen Bar¬ 
rel Öl nach Ceyhan in der türkischen 
Provinz Adana exportiert. 

Die enge wirtschaftliche Verknüp¬ 
fung zwischen der Türkei und der kur¬ 
dischen Regionalregierung macht bei¬ 
de Seiten anfällig für die Folgen von 
Sanktionen. Doch ein Gebiet, das die 
Mehrzahl aller Waren importiert, ist 
dem wirtschaftlichen Druck von Sank¬ 
tionen unmittelbar ausgesetzt. Keine 
gute Voraussetzung für eine einseitige 
Unabhängigkeitserklärung. 

Bisher herrschten beste Beziehun¬ 
gen zwischen der türkischen Regierung 
und der kurdischen Regionalregierung. 
Diese bestimmen auch das Verhältnis 
der kurdischen Regionalregierung ge- 



Georgien 
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Aserbaidschan 


Im Vertrag von Sevres 1920 
vorgesehenes kurdisches 
Abstimmgebiet 


Kurdisches Siedlungsgebiet 
gemäß CIA-Karte von 2002 


Autonome Region Kurdistan 
im heutigen Irak 


j Autonome Region Kurdistan 
gemäß Manifest von 1970 


ln der Pariser 
Friedenskonferenz 1919 
von kurdischer Seite 
beanspruchtes Gebiet 


Heutiges irakisches Gebiet 
unter kurdischer Kontrolle 


Kurdistan 


Schwarzes Meer 

Kurdistan in der Vorstellung des 
Kurdischen Vereins in Istanbul, 
veröffentlicht von Emin Ali Bedirhan 
als Reaktion auf die kurdisch-armenischen 
Friedensgespräche 1920 
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Republik von Mahabad 1946 


Heutige iranische 
Provinz Kordestän 
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Von kurdischer Seite 
beanspruchtes Gebiet 
gemäß einer zur ersten 
UN-Sitzung in San Francisco 
1945 eingereichten Petition 


Ungefährer Umgriff 

* - 1 Kurdistans gemäß den in 

• « der Scherefname von 1597 
« dargelegten Vorstellungen ' 
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Quelle: Maximilian Dörrbecker (ChumwaJ/creativ commons/CC BY-SA 2.5 


Karte zu kurdischen Gebieten und Gebietsansprüchen mit historischen Eckdaten (wikimedia). 


genüber der kurdischen PYD in Syri¬ 
en. Bei einem Treffen mit Abgeordne¬ 
ten der AKP in Erbil sprach der Prä¬ 
sident der Regionalregierung, Barzani, 
davon, die PYD sei „schlimmer als das 
Baath-Regime“. 

Lange wurde der syrischen PYD 
vorgeworfen, sie arbeite mit dem „Re¬ 
gime“ zusammen, nicht zuletzt gegen 
die bewaffneten „Rebellen“, die von 
der türkischen Regierung unterstützt 
wurden. Tatsächlich gab es schon im¬ 
mer schwierige Beziehungen zwischen 
Regierung und kurdischen Organisatio¬ 
nen und Unabhängigkeitsbestrebungen 
in Syrien. 


Schon vor dem Regierungsantritt 
von Hafez al-Assad, Syriens Staats¬ 
präsident von 1971 bis 2000, gab es 
die Volkszählung von Hassaka, in der 
vorgeblich illegal nach Syrien einge¬ 
reiste Kurden identifiziert werden soll¬ 
ten. Ihnen wurde die Staatsangehörig¬ 
keit entzogen, ein Problem, das über 
fast 50 Jahre fortbestand. Erst mit den 
Protesten von 2011 gab es ein Dekret 
des Präsidenten, das ihnen bzw. ihren 
Nachkommen die Staatsbürgerschaft 
wieder zuerkannte. 

Kurdische Aktivitäten wurden be¬ 
hindert und auch gewaltsam verfolgt, 
während einzelne kurdische Politiker 


durchaus eine Rolle spielen konnten. 
Und der Vorsitzende der PKK, Abdul¬ 
lah Öcalan, fand lange Zeit Zuflucht 
in Syrien und konnte von dort aus die 
Aktivitäten der PKK organisieren. 

Mit dem Beginn des Krieges gegen 
Syrien zog sich die Armee aus kurdi¬ 
schen Gebieten zurück, kurdische Ein¬ 
heiten übernahmen die Kontrolle. Ver¬ 
einzelt gab es Phasen der Zusammen¬ 
arbeit zwischen kurdischen Einheiten 
und der Armee, gelegentlich gab es be¬ 
waffnete Auseinandersetzungen, über¬ 
wiegend herrschte eine distanzierte 
Koexistenz. Mit der Zusammenarbeit 
zwischen den SDF und der US-Armee 


sowie dem Wettlauf um Deir-Ezzor 
und die Grenze zum Irak ist diese Ko¬ 
existenz gefährdet. 

Die USA wollen weiterhin die sy¬ 
rische Regierung schwächen, wenn sie 
sie auch nicht stürzen können. Je grö¬ 
ßer die politische Distanz zwischen 
den kurdisch kontrollierten Gebie¬ 
ten und der Regierung in Damaskus 
ist, umso mehr entspricht das den US- 
Interessen an einer Umgestaltung des 
Nahen Ostens. Der Führer der De¬ 
mokratischen Minderheit im US-Se- 
nat, Charles Schumer, hat nach dem 
Referendum Präsident Trump dazu 
aufgerufen, die kurdische Unabhän¬ 
gigkeit anzuerkennen. Russland da¬ 
gegen - und seit der Annäherung an 
die russische Föderation auch die Tür¬ 
kei - haben kein Interesse an einem 
unkontrollierten Staatszerfall im Na¬ 
hen Osten. Die russische Außenpolitik 
unterstützt allenfalls eine einvernehm¬ 
liche Abtrennung der kurdischen Ge¬ 
biete vom Irak 

Die Abstimmung im irakischen Au¬ 
tonomiegebiet ergab eine große Mehr¬ 
heit für die Gründung eines unabhän¬ 
gigen Staates. Aber wird es wirklich 
dazu kommen? Die Öl- und Gasin¬ 
dustrie mit ihren Milliardeninvestitio¬ 
nen hat wohl Interesse an stabilen Zu¬ 
ständen. Dient das Referendum also 
nur als Verhandlungsmasse im Streit 
um die Verteilung der Öl- und Erd¬ 
gaseinkünfte und zur Sanierung des 
Haushalts der Kurdischen Regional¬ 
regierung? 

Und in Syrien scheint sich die Re¬ 
gierung mit den Aktivitäten der SDF 
und den USA abzufinden, solange der 
IS in Syrien aktiv ist. Wenn aber die¬ 
ser Feldzug beendet ist, wird sich im 
Gegenzug die Frage nach dem Status 
der kurdischen Gebiete erneut stel¬ 
len. Die syrische Regierung verlangt 
den Abzug aller US-Truppen. Mit neu 
gewonnener Stärke verspricht sie den 
kurdischen Organisationen im Gegen¬ 
zug Verhandlungen über einen Auto¬ 
nomiestatus innerhalb Syriens. 

Manfred Ziegler 


Blauhelme an die Front? 


Der Waffenstillstand zum Schulbeginn wurde von der ukrainischen Regierung gebrochen. 


Zur Lage im Donbass 

In der letzten Septemberwoche haben 
die ukrainischen Streitkräfte 21 Ort¬ 
schaften der Donezker Volksrepublik 
beschossen, im Ergebnis wurde ein Zi¬ 
vilist verletzt und 25 Häuser wurden 
zerstört oder beschädigt. Immer wie¬ 
der entstanden Schäden an Strom- und 
Gasleitungen. Im ganzen September war 
es nicht anders, die ukrainischen Streit¬ 
kräfte greifen nach wie vor gezielt Infra¬ 
struktur an. Vom Ende August in Minsk 
vereinbarten „Schul-Waffenstillstand“ 
aus Anlass des neuen Schuljahrs ist so 
wenig zu spüren wie von praktisch allen 
Waffenstillständen in den letzten Jahren. 

Im September gab es mehrere An¬ 
schläge ukrainischer Spezialdienste im 
Inneren der Volksrepubliken des Don¬ 
bass, u.a. auf den Abgeordneten des 
Volkssowjets der DVR Alexandr Kosen- 
ko und auf den Minister für Einnahmen 
und Steuern der DVR Alexandr Timofe- 


jew, bei dem er selbst nicht verletzt wur¬ 
de, jedoch mehrere andere Menschen. 

Die russische Regierung hat im Sep¬ 
tember versucht, Bewegung in den Pro¬ 
zess zu bringen, indem sie einen Entwurf 
in den UN-Sicherheitsrat eingebracht 
hat, der vorsieht, dass UN-Blauhelme 
an der Frontlinie für die Sicherheit der 
OSZE-Beobachter sorgen. Von Seiten 
der Ukraine und von NATO- und EU- 
Ländern wurde dies zwar verhalten be¬ 
grüßt, jedoch sofort erklärt, dass solche 
Truppen - wie von der Ukraine schon 
lange gefordert - auf dem gesamten 
Gebiet der Volksrepubliken einschließ¬ 
lich der Grenze zu Russland stationiert 
werden müssen. Im UN-Sicherheitsrat 
haben jedoch die USA jegliche Diskus¬ 
sion über den Entwurf abgelehnt. Die 
Führungen der Volksrepubliken stan¬ 
den dem Vorstoß zwar nicht ablehnend, 
jedoch sehr skeptisch gegenüber. Ihrer¬ 


seits wurde und wird betont, dass dies - 
wie im Entwurf auch vorgesehen - in 
Minsk mit ihnen abgestimmt werden 
muss und es sich nur um einen Sicher¬ 
heitseinsatz für die OSZE in der „grauen 
Zone“ um die Frontlinie handeln kann, 
niemals jedoch um einen Einsatz auf 
dem Gebiet der Volksrepubliken selbst. 

Trotz dieser Entwicklungen hat in 
den Volksrepubliken des Donbass das 
Schuljahr pünktlich begonnen, fast alle 
Schulen haben geöffnet, nur in einigen 
kleinen frontnahen Orten müssen die 


Kinder mit Bussen zu Schulen in ande¬ 
ren Orten gebracht werden. 

Obwohl die Wiederaufbauarbeiten 
durch die immer neuen Schäden erheb¬ 
lich behindert werden, konnte beispiels¬ 
weise in der DVR ein seit 2013 stillgeleg¬ 
tes und im Sommer 2016 verstaatlichtes 
Metallwerk nach 15 Monaten Vorbe¬ 
reitung Ende September wieder in die 
Produktion gehen. Die wirtschaftlichen 
Kennziffern sind gegenüber dem letz¬ 
ten Jahr gestiegen, wenn auch nicht im¬ 
mer im geplanten Ausmaß. In der DVR 


wird planmäßig an der Erweiterung der 
Landwirtschaft gearbeitet, Viehzucht 
und Obst- und Gemüsebau werden in 
staatlichen Betrieben neu aufgebaut. 
In beiden Volksrepubliken wurden die 
Renten zum 1. Oktober erhöht. 

Die Regelungen auf politischer Ebe¬ 
ne bei den Verhandlungen in Minsk sta¬ 
gnieren weiterhin aufgrund der Weige¬ 
rung der Ukraine, mit den Vertretern der 
Volksrepubliken ernsthaft zu verhan¬ 
deln. Das gleiche gilt für den Austausch 
von Gefangenen. Renate Koppe 


Veranstaltungshinweis 

Brennender Donbass 

Hintergründe und Einschätzungen der Entwicklung im Donbass mit Stanislaw 
Retinskij, Sekretär des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei der Do¬ 
nezker Volksrepublik 

Krieg im Donbass. Ein Krieg, den die ukrainische Regierung, die sich mit Un¬ 
terstützung von USA und EU 2014 an die Macht geputscht hatte,„ATO = Anti- 
Terror-Operation“ nennt. Als „Terroristen“ bezeichnet sie diejenigen, die sich 
gegen diesen nationalistischen Staatsstreich seit nun mehr als 3 Jahren weh¬ 
ren, und die mit großer Mehrheit im April 2014 von Kiew unabhängige Volks¬ 
republiken gründeten. 

Berlin: Sonntag, 22. Oktober, 11 Uhr 

Ort: ND-Gebäude, Franz-Mehring-Platz 1,10 243 Berlin, Seminarraum 2, 
Hannover: Montag 23. Oktober, 19 Uhr 

Ort: Freizeitheim Vahrenwald, Vahrenwalder Str. 92,30165 Hannover 
Veranstalter: DKP und Alternative Presseschau 
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Abgedeckte Häuser in Puerto Rico nach dem Hurrikan Maria. Donald Trump über die Bewohner der Insel:„Sie wollen, dass 
alles für sie gemacht wird.“ Foto: U.S. Air Force photo by Airman ist Class Nicholas Dutton 



Nach einigen Tagen harter Arbeit, die Lösungen vor Ort und einige technische Innovationen erforderlich machte, konnte 
die Wasserzulieferung in die Provinzhauptstadt Sancti Spiritus, die 25 000 Menschen versorgt, wieder hergestellt 
werden. Sie war nach dem gewaltigen Anstieg des Flusses Yayabo unterbrochen worden. Foto:Granma international / vicente Brito 



In solidarischer Hilfe und unter Verwendung lokaler Ressourcen wurden hunderte Häuser für Zuckerrohrarbeiter aufgebaut. 


Fotos: juventud rebelde / Yahily Hernändez Porto 



Einheiten der puertoricanischen Nationalgarde räumen eine Straße zu einem 

militärischen Stützpunkt. Foto: Army National Guard/Staff Sgt.Wilma Orozco Fanfan 


Besser 

selber machen 

Puerto Rico und Kuba nach dem Sturm 

F ast zwei Wochen brauchte der US-Präsident, um sich am letzten Dienstag in 
Puerto Rico fotogen und mit viel Emphase blicken zu lassen. Die Menschen 
in Puerto Rico kämpfen mit den schweren Sturmschäden, Häuser und Infra¬ 
struktur sind zerstört - US-Präsident Donald Trump wirft den Bewohnern der 
Insel aber vor, die Hände in den Schoß zu legen. „Sie wollen, dass alles für sie 
gemacht wird‘,‘ erklärte der Präsident in einem Tweet, den er aus seinem Luxus- 
Golfresort absetzte. Durch die jüngsten Stürme wurden auf Puerto Rico mindes¬ 
tens 13 Menschen getötet, die Infrastruktur der Karibikinsel wurde schwer be¬ 
schädigt. Nach wie vor sind viele der 3,4 Millionen Einwohner ohne Strom, ohne 
Trinkwasser und ohne Telefonverbindungen. Nur eines von 69 Hospitälern auf der 
Karibikinsel arbeitet derzeit in vollem Umfang, 55 weitere teilweise. Noch immer 
ist der Stromausfall auf der 3,4-Millionen-Einwohner-Insel eine der größten Her¬ 
ausforderungen. Gouverneur Ricardo Rossellö sagte, Puerto Rico brauche über 50 
Milliarden Euro für den Wiederaufbau. Puerto Rico steckte bereits vor dem Hur¬ 
rikan „Maria“ in einer schweren Wirtschaftskrise. Insgesamt liegt die Schuldenlast 
bei rund rund 64 Milliarden Euro, hinzu kommen ungedeckte Pensionsansprüche. 
Washington hat die Insel bereits unter Finanzaufsicht gestellt. Die Verbindlichkei¬ 
ten sollen nun in einer Art Konkursverfahren restrukturiert werden. 

Ganz anders die Situation auf Kuba: Das Nationale Stromversorgungssystem 
ist praktisch wiederhergestellt und 99,9 Prozent der Verbraucher erhalten bereits 
diese Dienstleistung, obwohl die Auswirkungen des Hurrikans fast im ganzen 
Land zu spüren waren. Zwei Hochspannungstürme, Tausende Strommasten und 
Transformatoren waren zerstört. Zehn Umspannwerke wiesen Totalschäden auf. 
Die Regierung hebt hervor, dass die gemischten Unterstützungsbrigaden wesent¬ 
lichen Anteil daran hatten, dass die notwendigen Arbeiten wie die Reinigung der 
Straßen, das Beschneiden der Bäume und der Transport neuer Pfosten zügig und 
professionell geleistet wurden. Im Bereich der Kommunikation entstanden die 
wichtigsten Schäden im Telefonsystem, wo fast 250 000 Festnetzanschlüsse und 
fast 1 500 Datenvermittlungsdienste unterbrochen wurden. Bis jetzt sind bereits 
über 95 Prozent der Telefon- und Datenverbindungen und der Radio-und Fernseh- 
Dienstleistungen wiederhergestellt. Was die Wasserversorgung angeht, so sind 99 
Prozent der Wasserleitungen repariert. Einige Wasserleitungssysteme sind noch 
unterbrochen, 6 000 Menschen sind davon betroffen, ihnen wird Wasser über Was¬ 
sertankwagen geliefert, aber auch dort ist der Normalzustand bald erreicht. HB 



Solidarische Hilfe: An Bord eines Versorgungsschiffs aus Venezuela wurden 
acht LKWs mit angekoppelten Betonmischern und vier Containern mit 
Fenstern und Türen nach Kuba geliefert. Foto:Granma International /Leydis Maria Labrador 
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Uli Brockmeyer zum Unabhängigkeitsreferendum in Katalonien 


S elten ist die hässliche Fratze der 
Erbschaft des faschistischen Dik¬ 
tators Francisco Franco so deutlich 
zum Vorschein gekommen wie in den 
vergangenen Tagen in Katalonien. Und 
bei allem nötigen und aufrichtigen Re¬ 
spekt vor den Opfern der Prügelorgien 
der Guardia Civil - die fast tausend Ver¬ 
letzten von Barcelona sind eben dafür 
ein äußeres Zeichen. 

Die Auseinandersetzungen zwischen 
der Regierung der autonomen Region 
Katalonien auf der einen Seite und der 
Regierung des spanischen Staates auf 
der anderen zeigen in erster Linie, dass 
es in Spanien auch 42 Jahre nach dem 
Dahinscheiden des Diktators keinerlei 
wirkliche Aufarbeitung der faschisti¬ 
schen Vergangenheit gegeben hat. Tat¬ 
sache ist, dass das von den damaligen po¬ 
litischen Akteuren in Spanien niemals 
ernsthaft angestrebt wurde. Nach dem 
Tod Francos im November 1975 ging 
man allzu schnell zu dem über, was man 
als „Tagesordnung“ betrachtete, und 


Das Erbe 


das nicht zuletzt unter dem Einfluss der 
USA, der NATO und der EU (damals 
noch „EG“) unter besonderer Mitwir¬ 
kung der Bundesrepublik Deutschland. 

Zu stark war man in Washington, 
Brüssel und Bonn daran interessiert, 
den sich neu konstituierenden Spani¬ 
schen Staat - so die offizielle Bezeich¬ 
nung - vollständig in die NATO und die 
EG zu integrieren. Spanien war schon 
unter Franco gewissermaßen in Vorleis¬ 
tung gegangen, durch die Bereitstellung 
eines strategisch wichtigen Flottenstütz¬ 
punktes für die USA und die NATO wie 
auch durch die schrittweise Integration 
seiner Wirtschaft in das Gebilde der 
„Europäischen Gemeinschaft“. Und so 


Francos 


ging seinerzeit in Madrid sehr schnell 
der Begriff „Reconciliaciön“ um, Syno¬ 
nym für eine Politik, mit der ein Mantel 
des Nebels über die faschistischen Ver¬ 
brechen gedeckt wurde und man sich 
angeblich um „Aussöhnung“ bemühte. 
Die von Franco unterdrückten und ge- 
demütigten politischen Gegner, auch die 
Kommunisten der PCE, waren hoch er¬ 
freut über die „wiedererlangte Demo¬ 
kratie“, und die direkten Erben Francos, 
darunter die heute regierende „Volks¬ 
partei“ (PP) mussten sich nicht mit ihrer 
verbrecherischen Vergangenheit herum¬ 
schlagen. 

Die nationale Unterdrückung ver¬ 
schiedener Völker Spaniens, in erster 


Linie der Basken und Katalanen, er¬ 
fuhr kosmetische Reparaturen, ihnen 
wurden gewisse Autonomie-Rechte zu¬ 
gestanden, die jedoch, wie der Sonntag 
von Barcelona mit brachialer Gewalt ge¬ 
zeigt hat, jederzeit eingeschränkt werden 
können. 

Zum Erbe Francos gehört auch die 
Guardia Civil, eine militärisch struktu¬ 
rierte Polizeitruppe, die sich schon im 
Spanischen Krieg bei der brutalen Un¬ 
terdrückung jeglichen Widerstandes ge¬ 
gen die Franco-Faschisten und bei der 
Ermordung zehntausender spanischer 
und ausländischer Antifaschisten ihre 
Meriten verdient hatte. Es zeugt von be¬ 
sonderem Zynismus, ausgerechnet die 


Nachfolger dieser Schläger- und Mör¬ 
derbande gegen die Unabhängigkeits¬ 
bestrebungen in Katalonien von der 
Leine zu lassen. 

Die alles entscheidende Frage im 
Zusammenhang mit dem Referendum 
in Katalonien ist nicht, ob man die Ab¬ 
trennung der Region von Spanien gut¬ 
heißt oder nicht. Der entscheidende 
Punkt ist, dass dieses kapitalistische 
System mit seinen faschistischen Erb¬ 
schaften nicht bereit ist, das Volk über¬ 
haupt nach seinem Willen zu befragen. 
Regierungschef Rajoy hatte sich zuvor 
Rückendeckung beim USA-Präsiden¬ 
ten geholt. Und die Haltung der EU 
zu den Vorgängen spricht Bände. Es 
stimmt, was manche Kommentare im 
Internet meinen: Wäre eine solche 
Prügelorgie in Caracas oder gar in 
Havanna passiert, hätten die „Demo¬ 
kratie-Verfechter“ in Washington, Pa¬ 
ris und Berlin längst nach einer Son¬ 
dersitzung des UNO-Sicherheitsrates 
verlangt. 


Seit 2016, und in letzter Zeit 
verstärkt, gehen Profis der 
US-amerikanischen Foot- 
ball-Profiliga NFL aus Pro¬ 
test gegen Rassendiskrimi¬ 
nierung, Polizeigewalt und 
soziale Ungerechtigkeit bei 
der Hymne auf die Knie. 
Unbestreitbar ist dieser 
Protest berechtigt und not¬ 
wendig - aber Protest auf 
Knien? 

Aufrecht und mit erhobe¬ 
ner Faust demonstrierten 
Tommie Smith (Mitte) und 
John Carlos (rechts) am 
16. Oktobers 1968 bei den 
Olympischen Spielen in Me¬ 
xiko mit erhobenen Fäus¬ 
ten gegen Rassendiskrimi¬ 
nierung, als die US-Hymne 
ertönte. Zudem trug Carlos 
seine Trainingsjacke offen, 
womit er seine Solidarität 
mit den Produktionsarbei¬ 
tern zum Ausdruck bringen 
wollte. 

Dieses Bild bleibt ein unver¬ 
gessenes Symbol der ameri¬ 
kanischen Bürgerrechtsbe¬ 
wegung. 



Obergrenze 

Kolummne von Georg Fülberth zu einem, der sich totgesiegt hat 


Nachdem bei den Landtags wählen 2008 
die Christlich-Soziale Union Bayerns 
unter Günther Beckstein und Erwin 
Huber an die Wand gefahren war, stell¬ 
te sich Horst Seehofer als die Trümmer¬ 
frau (na ja) seiner Partei dar und rief 
einen „Mythos“ zu ihrer Rettung aus. 
Was meinte er damit? 

Der CSU-Mythos hat vier Bestand¬ 
teile: Wirtschaftliche Stärke, Unbesieg¬ 
barkeit, Sonderstellung Bayerns in der 
Bundesrepublik und den Anspruch, 
diese von München aus zu regieren. 

Was ist davon übrig geblieben? 

Die ökonomische Kraft Bayerns ist 
unangefochten. Baden-Württemberg ist 
in diesem Punkt auch nicht schlechter. 
Der Abstieg der dortigen CDU zeigt, 
dass Clintons Spruch: „It’s the economy, 
stupid!“ (Es kommt auf die Wirtschaft 
an, Depp!) zwar weiter zutrifft, aber al¬ 
lein den Machterhalt nicht garantiert. 

Das Pochen auf regionale Sonder¬ 
stellung und darauf, dass am bajuwari- 
schen Wesen die Welt genesen soll, hat 
ebenfalls seine Tücken. Diesem Affen 
(er trägt aber das Fell des bayerischen 
Löwen) muss nämlich immer wieder 
neu Zucker gegeben werden, und wenn 
es davon nicht genug gibt, wird er un¬ 
geduldig. Es gab von Anfang an und es 
gibt noch immer in diesem Bundesland 
eine Art Trachtengruppe, die zur CSU 
eher ein taktisches Verhältnis hatte. Bis 
in die fünfziger Jahre hinein war sie 
sogar als eigenständige Organisation 
mächtig und kurzeitig auch in der Re¬ 
gierung vertreten: die Bayernpartei. Sie 
musste mühsam niedergerungen wer¬ 
den. 2008 waren es die Freien Wähler, 


die das Machtmonopol der CSU gefähr¬ 
deten, und jetzt ist es die AFD. 

Die allerdings ist nicht bayerisch, 
sondern allgemeingermanisch. Der ty¬ 
pische AfD-Wähler im südöstlichen 
Freistaat ist kein arbeitsloser Sachse, 
sondern ein Kraftkerl, dem es gar nicht 
immer schlecht geht, der aber schon be¬ 



leidigt ist, wenn der FC Bayern Mün¬ 
chen nicht jedes Jahr ein Triple erzielt. 
Nur gut, dass gegen Paris Saint-Ger- 
main erst nach dem Wahltag mit 3:0 
verloren wurde. 

Was den vierten Teil des CSU-My¬ 
thos angeht: das Vorrecht auf eigen¬ 
ständige Akzentsetzung für die deut¬ 
sche Politik, so ist das nur ein Krampf, 
der viel mit Nostalgie zu tun. Wer will, 
kann diesen Anspruch bis ins 19. Jahr¬ 
hundert zurückführen: Im 1871 gegrün¬ 
deten Deutschen Kaiserreich galt der 
König von Bayern als der „Erste unter 
den Fürsten“ (nach dem Hohenzollern). 
Dafür kann sich heute niemand mehr 
viel kaufen. Das Bestehen auf diesem 
Privileg hat in den vergangenen Jah¬ 


ren regelmäßig dazu geführt, dass die 
CSU sich überhoben hat. Hierher ge¬ 
hört Stoibers Kanzlerkandidatur 2002 
ebenso wie die Maut, die zwar tatsäch¬ 
lich durchgesetzt wurde, die aber weit¬ 
hin als unsinnig angesehen wird und 
Seehofers Partei schon ein bisschen lä¬ 
cherlich dastehen lässt. 

Der neueste Fall ist die Forderung 
nach der Obergrenze bei der Aufnahme 
von Geflüchteten. Wie das Wahlergeb¬ 
nis vom 24. September zeigt, hat sie die 
CSU im eigenen Freistaat nicht popu¬ 
lärer gemacht. Warum? Darum: Wer sie 
gut findet, fürchtete zugleich, dass die 
von Merkel geführte Schwesterpartei 
nicht mitzieht, und stimmte lieber für 
die AfD. Als Losung zur Landtagswahl 
2018 taugt das also nichts. Wird sie aber 
zurückgezogen, gilt dies als Kapitulati¬ 
on und schwächt die CSU noch mehr. 

Was Seehofer übersieht, ist Folgen¬ 
des: Er hat sich totgesiegt. Die Ober¬ 
grenze gibt es nämlich schon. In ihrem 
Deal mit Erdogan hat Merkel die Bal¬ 
kanroute dichtgemacht. Libyen ist Pro¬ 
tektorat der EU. Diese sorgt dafür, dass 
Flüchtende dort abgefangen werden. 
Im Mittelmeer patrouilliert Frontex. 
Das wirkt inzwischen so gut, dass die 
Zahl 200 000, die Seehofer nennt, auch 
ohne formale Festlegung eingehalten 
werden kann. 

Jamaika braucht jetzt nur noch ein 
paar Formelkompromisse, um den in¬ 
zwischen eingetretenen Zustand in ei¬ 
nem Koalitionspapier zu beschreiben. 
Das geht nicht ohne die CSU, aber 
wahrscheinlich nicht mehr mit See¬ 
hofer. 


Manfred Idler über ein Treffen, das nicht stattgefunden haben soll 


Du willst es doch auch 


Hübsch gemacht haben sie sich jedenfalls 
schon für die künftige Regierungskoaliti¬ 
on, sowohl die FDP wie die Grünen, die 
beiden Blinddärme der Kapitalistischen 
Einheitspartei Deutschlands. Blinddärme 
deshalb, weil sie im Grunde so unnötig 
sind wie das so bezeichnete Organ. 

Haben sie nun oder haben sie nicht? 
Pressemeldungen der vergangenen Wo¬ 
che zufolge zirkuliert in beiden Partei¬ 
en ein Papier, demzufolge ein informel¬ 
les Treffen stattgefunden haben soll: 
von der Seite der FDP Christian Lind- 
ner, Generalsekretärin Nicola Beer und 
Vize-Parteivorsitzender Wolfgang Ku- 
bicki, von den Grünen Cem Özdemir, 
Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt 
und der schleswig-holsteinische Um¬ 
weltminister Robert Habeck. Die quo- 
tierte Klüngelrunde habe „Ressortzu¬ 
schnitte“ - für den Normalleser: Mi- 
nisterpöstchen - „andiskutiert“ - wie 
geht das? -, heißt es verschämt in dem 
Papier. Ich Auswärtiges, du Finanzen, 
ich Entwicklung, du Bildung, ich Um¬ 
welt, du Justiz. Wie beim Quartettspie¬ 
len, Klartext: Die Beute wird schon mal 
verteilt, bevor die offiziellen Sondie¬ 
rungsgespräche mit CDU und CSU be¬ 
ginnen, wobei vor allem von Letzterer 
Widerstand gegen grüne und freidemo¬ 
kratische Begehrlichkeiten zu erwarten 


sind. Gemeinsam ist die Verhandlungs¬ 
position natürlich stärker. 

Die Spitzen von Gelben und Grü¬ 
nen dementierten heftig, dass ein solch 
trauliches Treffen stattgefunden habe. 
Das kann als Bestätigung verstanden 
werden. Was ihnen daran peinlich ist, 
dass das Diskussionspapier geleakt 
wurde, ist nicht nachvollziehbar. Prinzi¬ 
pienfreiheit gilt dagegen nicht als pein¬ 
lich: „Niemand sollte Maximalforde¬ 
rungen aufstellen, die schon im Vornhe¬ 
rein als Ausschlusskriterien verstanden 
werden können“ spricht der Vorsitzen¬ 
de Özdemir. Nur eine „nicht verhan¬ 
delbare“ Bedingung nennt er: „Eine 
Obergrenze kann es nicht geben.“ Man 
stellt sich dazu den Dackelblick nach 
oben bei gesenktem Kopf vor und hat 
ein gelungenes Beispiel für schwäbisch- 
pietistische Bigotterie vor sich. 

Die FDP-Generalsekretärin weiß 
schon, wie über die Hürde zu kommen 
wäre: „Über eine Grenze der Integrati¬ 
onskraft unseres Landes müssen wir re¬ 
den.“ Wie könnten die Grünen solcher 
Wortkosmetik widerstehen? Fragt sich 
nur noch, ob sich auch die Verhandler 
der bayrischen Betonkopfpartei auf den 
Austausch der Begriffe einlassen wer¬ 
den. Am Ende wird die Meisterin der 
Leerformeln die Richtlinien bestimmen. 


Lena Kreymann über die Weltfestspiele in Russland 


Für Antiimperialismus 


1990 gab es 16 NATO-Staaten, 2016 be¬ 
reits 28. Heute ist die NATO mit die¬ 
ser Osterweiterung bis an die Grenzen 
Russlands herangerückt und kreist es 
militärisch ein. Mit dem NATO-Gipfel 
2014 wurden einige explizit gegen Russ¬ 
land gerichtete Maßnahmen getroffen. 
Einige Beispiele: Unter der Führung 
Deutschlands wurde eine „superschnel- 
le“ Eingreiftruppe aufgebaut, die rasch 
von einem Ort an den nächsten verlegt 
werden kann. Die weitere Aufrüstung 
der NATO ist in diesem Zusammen¬ 
hang zu sehen. Das zentrale Instru¬ 
ment der wirtschaftlichen Einkreisung 
sind Assoziierungsabkommen wie eben 
jenes, an dem sich der Konflikt in der 
Ukraine entzündet hat, und die EU- 
Osterweiterung. 

Der Grund: Russland ist die Rolle ei¬ 
nes vom Westen abhängigen Rohstofflie¬ 
feranten zugedacht. Doch das Geschäfts¬ 
modell aus den 1990ern will die russische 
Elite nicht akzeptieren und zeigte in der 
Ukraine und Syrien, dass sie nicht län¬ 
ger bereit ist, jeder Eskalation der NATO 
einfach weiter zuzusehen. Neben der mi¬ 
litärischen wird die rhetorische Aufrüs¬ 
tung in der Bundesrepublik vorangetrie¬ 
ben: Ein nicht genehmes Wahlergebnis 
irgendwo auf der Welt? Selbstverständ¬ 
lich sind scheinbar allmächtige russische 
Hacker schuld. Mit Schröder wechselt 


ein ehemaliger deutscher Politiker in die 
Führungsebene eines russischen Groß¬ 
konzerns? Skandal! Als ob Ähnliches in 
Deutschland nicht am laufenden Band 
passieren würde. Putin ist das inkarnier¬ 
te Böse. Der Feind steht wieder im Osten. 
Das soll uns eingeredet werden. 

Wenn sich in diesem Oktober, 100 
Jahre nach der siegreichen Oktoberre¬ 
volution und 70 Jahre nach dem ersten 
Treffen dieser Art in Prag, zehntausen¬ 
de Jugendliche aus aller Welt in Russ¬ 
land zu den 19. Weltfestspielen der Ju¬ 
gend und Studierenden treffen, dann ist 
allein schon das ein Zeichen gegen diese 
Kriegshetze, weil es zeigt: Wir sind kei¬ 
ne Feinde, sondern kommen zusammen 
im Sinne der Völkerfreundschaft, um uns 
auszutauschen, voneinander zu lernen, 
gemeinsam zu feiern. Deswegen nehmen 
wir als Sozialistische Deutsche Arbeiter¬ 
jugend an den Weltfestspielen teil. 

Und auch wenn die russische Regie¬ 
rung alles tut, um den antiimperialisti¬ 
schen Charakter dieses Festivals zu ver¬ 
schweigen und „unpolitische Spiele“ will, 
die man als Werbeveranstaltung für sich 
verkaufen kann - wir werden unsere Er¬ 
fahrungen im Kampf für unsere sozialen 
und demokratischen Rechte, gegen im¬ 
perialistische Kriege und für den Sozia¬ 
lismus dort einbringen und gegen jeden 
Vereinnahmungs versuch auf treten. 
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Zwei mal 150 Jahre „Das Kapital“ 

Die „Marxistischen Blätter“ und „Z“ liefern Beiträge satt zur politischen Ökonomie 


B eide marxistischen theoretischen 
Zeitschriften in der Bundesrepu¬ 
blik, sowohl die „Marxistischen 
Blätter“ als auch „Z“ haben ihre aktu¬ 
ellen Ausgaben dem 150. Jubiläum des 
Erscheinens von Marx 4 ersten Band 
des „Kapital“ gewidmet. Keine ganz 
einfache Aufgabe, gilt es doch eines 
der wichtigsten Bücher der bisheri¬ 
gen Menschheitsgeschichte zu würdi¬ 
gen. Da ist es vernünftig, bescheiden zu 
bleiben und sich auf das zu konzentrie¬ 
ren, was einem wichtig erscheint. Die 
Marxistischen Blätter (MB1) haben das 
meiner Meinung nach besser gelöst. 
Das Thema wird mit sechs Aufsätzen 
abgehandelt, die alle im engeren Sinne 
mit Marx 4 politökonomischem Haupt¬ 
werk zu tun haben. Vier davon sind 
wirklich lesenswert: 

Holger Wendt stellt in „Politische 
Ökonomie vor Marx“ den Stand dieser 
jungen, erst mit dem Auftauchen des 
Bürgertums entstehenden ökonomi¬ 
schen Wissenschaft klar dar. Die klassi¬ 
schen Ökonomen Petty, Quesnay, Smith 
und Ricardo haben, wie er resümiert, 
die Arbeitswertlehre, die Klassenstruk¬ 
tur der Gesellschaft, die Verteilung des 
Reichtums und einiges mehr begriffen. 
Marxisten sollten wie Marx selber auf 
diesen Erkenntnissen aufbauen, zumal 
die heute gelehrte akademische Volks¬ 
wirtschaftslehre diese Erkenntnisse 
ängstlich vermeidet. 

Georg Fülberth präsentiert unter 
dem Titel „Bewegte Wirkungen“ eine 
Geschichte der Kapitalrezeption bis 
heute. Der kurze Text konnte schon 
in der „UZ“ vom 21. 7. des Jahres ge¬ 
lesen werden. Fülberth weist gegen 
Ende auf die an den Universitäten 
im deutschsprachigen Raum ziemlich 
populäre „Neue Marx-Lektüre“ hin, 
welche „vom so genannten ,Arbei¬ 
terbewegungsmarxismus 4 nichts hält“. 

Z. Nr. m, September 2017 

Zum Erscheinen eines Weltbest¬ 
sellers am 11. September 1867 mit 

Beiträgen von Phillip Becher, Janis 
Ehling, Jakob Migenda, Thomas 
Sablowski, David Salomon, Chris¬ 
tian Stäche, Sahra Wagenknecht, 
Michael Zander. 

150 Jahre „Kapital“ - work in pro- 
gress mit Beiträgen von Carl-Erich 
Vollgraf, Marcello Musto, Michael 
Heinrich, Ein Interview von Jeröme 
Skaiski,Xy Yang/Lin Fangfang. 

„Das Kapital“ und sein Gegen¬ 
stand - Globalität und Vielfalt des 
modernen Kapitalismus mit Beiträ¬ 
gen von Elmar Altvater, Jürgen Lei- 
biger. Karl Heinz Roth, Harry Haroo- 
tunian, Konrad Lotter. 
Interpretationen und Lesarten mit 
Beiträgen von Winfried Schwarz, 
Johann Friedrich Anders, Pertti 
Honkanen, Michael Klundt, Rober¬ 
to Finelli, Morus Markard 
Archiv: Eckart Spoo (1936-2016): 
Marx an der Wand hörte schwei¬ 
gend zu (1967) 

Berichte und Buchbesprechungen 

Marxistische 
Blätter 5_20i7: 

Das Kapital - Nicht nur für Einstei¬ 
ger mit Beiträgen von Georg Fül¬ 
berth, Eike Kopf,Thomas Kuczynski, 
Karl Reitter (Österreich), Alexander 
B. Voegele, Holger Wendt 

Weitere Themen u.a.: Trump, 
Deutschland und die EU; Diesel- 
Fahrverbot; KP-Unterstützung für 
Corbyn; Kommunistischer Partei¬ 
tag in Südafrika; Frankreich nach 
der Wahl; Digitalisierung im Ge¬ 
sundheitswesen; Clara Zetkin - 
Kommunistin und Frauenrecht¬ 
lerin; Geschichtspolitik der Partei 
„Die Linke“; Albano Nunes (Portu¬ 
gal), Demokratie und Sozialismus; 
Oktoberrevolution in der Diskus¬ 
sion 


dass sich diese Beschleunigung nicht 
auf die Produktion im engeren Sinne 
beschränkt, sondern alle gesellschaft¬ 
lichen Bereiche erfasst. Sodann fragt 
der Autor, sich dabei auf Moishe Pos- 
tone („ Time, Labor and Social Domi- 
nation“ New York 1993) berufend, ob 
die Beschleunigung nicht Folge son¬ 
dern Ursache, ja „Wesen des Kapita¬ 
lismus“ (S. 158) sein könne. Angeführt 
wird ein Werk von Hartmut Rosa ( Be¬ 
schleunigung. Die Veränderung der 
Zeitstrukturen in der Moderne“, Frank¬ 
furt 2005), der die Beschleunigung als 
einen „autonomen Prozess“ auffasst, 
„der seine Ursache in sich selbst hat“. 
Schließlich stellt der Autor die bewe¬ 
gende Frage „Ist Entschleunigung ein 
Weg zur Überwindung des Kapita¬ 
lismus?“ (S. 162), zitiert zum zweiten 
Mal Walter Benjamin und entlässt sei¬ 
ne Leser, ohne die Frage beantwortet 
oder wenigstens als unsinnig darge¬ 
stellt zu haben. 

Ein besonderes Schmankerl der 
Marx-Verballhornung bietet der Auf¬ 
satz von Roberto Finelli , Rom, „Marx 4 
Kapital als Krise und Überwindung 
des Historischen Materialismus“. Hier 
wird ganz in dem Stil, der der „Neuen 
Marx-Lektüre“ vorgeworfen wird, das 
„Kapital“ in Stellung gebracht gegen 
den Historischen Materialismus des 
frühen Marx, der natürlich seinerseits 
schön eng und verfälscht dargestellt 
wird. Das Kapital erscheint dagegen 
bei diesem römischen Idealisten als 
geistiges Subjekt und „prozessierender 
Wert“. (Dabei handelt es sich vermut¬ 
lich um die schlechte Rückübersetzung 
des „sich verwertenden Wertes“ aus 
dem Italienischen.) Den idealistischen 


Hauptvertreter dieser „Lektüre 44 ist 
heute Michael Heinrich. Seine Schrift 
„Kritik der politischen Ökonomie“ ist 
inzwischen in der 13. Auflage erschie¬ 
nen. Karl Reitter, Wien, befasst sich spe¬ 
ziell mit dieser Interpretationsrichtung 
des „Kapital“. Sie konzentriert sich laut 
Reitter ausschließlich auf die sachlogi- 
schen Gesetze des Kapitalismus und 
des Wertgesetzes und blendet dagegen 
das Historische, die Sozialgeschichte, 


Das Schwerpunktthema in „Z“ ist, 
wie gesagt, sehr viel umfangreicher. 
Darüber, wie Marx mit seinem Werk 
kämpfen musste, berichten Carl-Erich 
Vollgraf, Berlin, und Marcello Musto, 
Toronto. Besonders ersterer tut das 
mit viel Witz, so dass der Leser einen 
Einblick in die Misere des Alltags bei 
Marxens und in die chaotische und zu¬ 
gleich pedantische Arbeitsweise des 
großen Autors erhält. Dazu werden ge¬ 


„viel zu eng gefasste(n) Konzeptualisie- 
rung des Arbeitsbegriffs“ ( S . 124) vor. 
Schließlich gebe es ja noch die Repro¬ 
duktionsarbeit, die bei Marx „unsicht¬ 
bar“ werde. Sie wird in der Tat im Zu¬ 
sammenhang mit der Analyse des Ka¬ 
pitals nicht eigens ausgeleuchtet. Roth 
besteht auf dem „Wert der Natur“ ( S . 
725) und entdeckt neu die „ungleichmä¬ 
ßige und ungleichgewichtige Entwick¬ 
lung des Kapitalismus“ ( S. 129). 



Foto: motograf from Deutschland/ wikimedia.com /CC BY 2.0 

Das 1971 eingeweihtes Karl-Marx-Monument von Lew Kerbel in Chemnitz 


die Entstehung und die Vergänglichkeit 
dieser Produktionsweise aus. Letztlich 
ließen sich ihre Interpretationen nicht 
mit den Aussagen von Marx vereinba¬ 
ren, schreibt Reitter und weist das an 
einigen Stellen nach. 

Thomas Kuczynski, Berlin, geht 
in „Work in progress - ,Das Kapital 4 “ 
ziemlich ins Detail. Er schildert, wie 
Marx mit dem Stoff der politischen 
Ökonomie gerungen hat, und erläutert 
anhand von Briefen und den verschie¬ 
denen Vorworten, dass auch „Kapital, 
Band I“ nie vollendet worden sei und 
von dem „gesagt werden kann, sie sei 
eine Ausgabe ..., die dem letzten Wil¬ 
len des Verfassers entsprochen hätte“ 
(S. 56). Die Mühen, die Marx hatte 
und die er sich speziell mit der fran¬ 
zösischen Ausgabe des Werkes mach¬ 
te, nimmt Kuczynski zum Anlass, sich 
darüber zu wundern, warum Marx den 
Terminus „Arbeitswert“ im ganzen Ka¬ 
pital, Band I, nie verwendet hat. Er hät¬ 
te es tun sollen, denn das ist es, was er 
meint, ist Kuczynski sich sicher und rät, 
„den Terminus ,Wert 4 durch Arbeits¬ 
wert 4 zu ersetzen“. (S. 66) Das ist, mit 
Verlaub, eine ziemlich schlechte Idee. 
Dass die „Substanz“ des Wertes, wie 
Marx schreibt, die Arbeit ist, rechtfer¬ 
tigt nicht, in der Benennung den Wert 
auf diese Substanz zu reduzieren. Der 
„ökonomische“ (im Unterschied etwa 
zum moralischen oder ästhetischen 
Wert einer Sache, einer Ware) erscheint 
eben notwendigerweise als Tauschwert 
und das ist zur Beschreibung des gesell¬ 
schaftlichen Verhältnisses der Waren¬ 
produzenten und Warentauscher zuein¬ 
ander ebenso grundlegend wie die Tat¬ 
sache, dass sich der Wert in Arbeitszeit 
bemisst. 

Zwei eher entbehrliche Aufsätze 
enthält dieser Schwerpunkt der MB1, 
der den Titel „Das Kapital - nicht nur 
für Einsteiger“ trägt. Die Autoren sind 
Eike Kopf, Jena und Peking, mit „Marx 4 
Kapital - eine konstruktive Kritik“ und 
Albert B. Voegele mit „Kapitalismus und 
Marx 4 Lösung 4 . Beide Beiträge waren 
wohl mehr für die Einsteiger gedacht. 
Dazu aber ist Kopfs Beitrag zu unsys¬ 
tematisch, und Voegele macht sich an¬ 
scheinend gar nicht Mühe, die Marx- 
schen Theorien, ihren Kern oder einen 
wichtigen Aspekt auch nur darzustellen. 


stellt eine Übersicht über die Rezepti¬ 
on des „Kapital“ in China von Xy Yang 
und Lin Fangfang, beide bei der Marx- 
Engels-Lenin-Abteilung des Zentra¬ 
len Übersetzungsbüros beim ZK der 
KP Chinas, sowie ein Interview aus der 
französischen Zeitung „L 4 Humanite“ 
mit dem in den MB1, aber auch in dieser 
Z-Ausgabe (Johann-Friedrich Anders: 
Die Neue Marx-Lektüre - Anspruch 
und Wirklichkeit) gescholtenen Micha¬ 
el Heinrich, der einige, meist durchaus 
vernünftige Sätze zum „Kapital“ von 
sich gibt. Allerdings auch fragwürdige, 
wie z.B. „Das kapitalistische Wachstum 
führt mit Notwendigkeit zu einem über¬ 
proportionalen Wachstum der Finanz¬ 
märkte“. (S. 72) 

Unter den Aufsätzen, die sich mit 
dem Gehalt der Marxschen Ökonomie 
und seiner Anwendung hier und heute 
befassen, ragt der von Jürgen Leibiger, 
Radebeul, „Die geschichtliche Tendenz 
der Akkumulation“ heraus. Leibiger 
zeichnet die Entwicklung der Lage der 
Arbeiterklasse vis-ä-vis der Bourgeoi¬ 
sie nach und stellt fest, dass es Perioden 
gab, in denen die Arbeiterklasse ihre 
Position, gemessen auch an der Mehr¬ 
wertrate, verbessern konnte. Er weist 
darauf hin, dass es „keine lineare Ten¬ 
denz der Akkumulation“ gibt. Zentra¬ 
lisation und Konzentration des Kapitals 
fänden in unterschiedlichen Formen mit 
entsprechend divergierenden Ergebnis¬ 
sen statt. Leibiger meint, dass zwar die 
Eigentumsfrage „die zentrale Frage für 
eine Gesellschaftstransformation“ blei¬ 
be, dass es aber angesichts der Diffe¬ 
renziertheit der Eigentumsverhältnisse 
nicht mit einer einfachen Enteignung 
getan sein werde. 

Bei vielen anderen im Heft versam¬ 
melten Aufsätzen stellt sich allerdings 
die Frage, warum sie hier unbedingt ab¬ 
gedruckt werden mussten. Das gilt bei¬ 
spielsweise für Elmar Altvaters, Berlin, 
„Kritik der politischen Ökonomie am 
Plastikstrand“. Altvater wiederholt hier 
die Aussage, dass das neue Erdzeital¬ 
ter, das vom Menschen geprägte „An- 
thropozän“ bereits begonnen habe und 
dass dies eine Folge des Kapitalismus 
ist. Richtig und schlimm genug. Einen 
Grad unpassender noch ist „Impulsge¬ 
ber Marx“ von Karl Heinz Roth. Roth 
„verbessert“ Marx und wirft ihm eine 


Zu einer ähnlichen Erkenntnis 
kommt der Aufsatz von Harry Haroo- 
tunian, New York, „Globalität, Un¬ 
gleichmäßigkeit und Geschichte: Über¬ 
legungen zur Logik der Subsumtion 44 . 
Auch er entdeckt völlig neu, dass „kapi¬ 
talistische Entwicklung überall univer¬ 
salen Gesetzmäßigkeiten“ folgt, dass 
diese aber „durch überkommene loka¬ 
le Umstände vermittelt“ (S. 141) wer¬ 
den. „Wir wissen von Trotzki, aber auch 
von Marx, dass es Ungleichmäßigkei¬ 
ten zwischen den Nationen gibt“, weiß 
der Autor. Er ist sicher nicht der einzi¬ 
ge, aber einer von nicht ganz so vielen, 
die einfache Wahrheiten geschwollen 
ausdrücken können. 

Ähnlich schwierig zu lesen und zu 
verstehen ist ,„Zeit 4 und Beschleuni¬ 
gung 4 in Marx 4 Kritik der politischen 
Ökonomie“ von Konrad Lotter, Mün¬ 
chen. Hier wird zunächst referiert, 
dass steigende Produktivität der Ar¬ 
beit Beschleunigung bedeutet und 


Purzelbaum schlägt der Autor, wenn er 
feststellt, dass sich im Übergang vom 
„Fordismus“ zum „Postfordismus“ 
und seiner Informationstechnologien 
„die Konfrontation zwischen Kapital 
und Arbeitskraft nicht länger auf der 
Ebene des Körpers“ abspielt, „sondern 
auf der des Mental-Geistigen“. Ja das 
macht natürlich alles noch viel schlim¬ 
mer, seufzt da der Geistesarbeiter. 

Das „Z“-Heft zum „Kapital“ wollte 
erkennbar die ganze Breite der marxis¬ 
tischen Diskussion einfangen. Das ist 
Programm. Es hat aber auch Nachtei¬ 
le. Wenn man alles, was in Hochschu¬ 
len und ihrem Umfeld geschrieben 
und gesagt wird, ernst nimmt, kommt 
auch viel Unsinn mit zu Papier. Ein Lob 
zum Schluss: Vorzüglich und vergnüg¬ 
lich zu lesen war der Beitrag „Marx an 
der Wand hörte schweigend zu“ vom 
im Dezember 2016 gestorbenen Eck¬ 
art Spoo über eine Konferenz 1967 in 
Frankfurt anlässlich des 100. Jahresta¬ 
ges des Erscheinens des Kapitals. 

Lucas Zeise 


Veranstaltungsankündigung: 

Gedenken an Prof. Dr. Jürgen Kuczynski 

Historisches Zentrum Wuppertal 
Museum für Frühindustrialisierung - Engels-Haus 
Engelsstraße 10/18,42281 Wuppertal, Tel. 0202-5634375 

Samstag, 14. Oktober 2017 

11.00 Uhr: Geburtshaus in der Jaegerstraße i6,42117 Wuppertal: 

Musikalischer Beitrag 

• Grußworte: Andreas Mucke, Oberbürgermeister der Stadt Wuppertal 

• Ute Oberste-Lehn, Eigentümerin des Hauses Jaegerstraße 16 

• Prof. Dr.Thomas Kuczynski, Berlin 

• Feierliche Enthüllung der Gedenktafel 

• Musikalischer Beitrag 

12.00 Uhr: Historisches Zentrum 

Kurzer Gang durch den Engels-Park mit Erläuterungen der Vorhaben zum 
200. Geburtstag von Friedrich Engels 2020 durch Dr. Eberhard lllner, Leiter des 
Historischen Zentrums 

• Begrüßung und Umtrunk im Ausstellungsraum des Museums für Frühin¬ 
dustrialisierung 

• Dokumentation einiger Publikationen von Jürgen Kuczynski mit Einfüh¬ 
rung von Dr. Dirk Krüger 

• Vortrag von Prof. Dr. Georg Fülberth, Marburg: Wir sind Zwerge auf den 
Schultern von Riesen. Nachdenken über Jürgen Kuczynski. 

14.00: Gemeinsames Mittagessen 
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Wirbel machen 

Da bildet sich ganz schnell nach der 
Bundestagswahl eine sogenannte Ini¬ 
tiative „Kulturausschuss schützen“ und 
hat innerhalb von drei Tagen mehr als 
11 000 Unterstützer gewonnen. Sie will 
vermeiden, dass Politiker der Alterna¬ 
tive für Deutschland (AfD) zukünftig 
den Vorsitz im Kulturausschuss beset¬ 
zen dürfen. Zwar gibt es noch keinerlei 
Anstalten von wem auch immer, wie 
die Besetzung der neuen parlamentari¬ 
schen Ausschüsse aussehen wird, aber 
so ein Offener Brief an den Ältestenrat 
des Bundestages kommt immer gut an. 
Im Brief heißt es, es dürfe nicht passie¬ 
ren, dass eine „rechtsradikale Partei“ 
an einer der sensibelsten Stellen des 
parlamentarischen Systems ihr „nati¬ 
onalistisches Gift“ injiziere. Ob dies für 
den Politikbetrieb tatsächlich eine so 
wichtige Position ist, lässt sich aus der 
Arbeit des letzten Kulturausschusses 
nicht folgern. Erstunterzeichner der 
Initiative sind u.a. die Schauspielerin 
Iris Berben, der unvermeidliche Klaus 
Staeck, die versammelten Präsiden¬ 
ten des Bühnenvereins, des Goethe- 
Instituts und der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz sowie Abgeordnete aus 
CDU, CSU, SPD, den Grünen und den 
Linken, fehlt die FDP, aber die hat mit 
Kulturpolitik eh nie viel am Hut ge¬ 
habt. 


Mitmenschlichkeit 

Der „Frankfurter Allgemeinen Sonn¬ 
tagszeitung“ gab der österreichische 
Filmregisseur Michael Haneke anläss¬ 
lich seines neuen Films „Happy End“ 
ein Interview. Er kritisiert die fehlende 
Mitmenschlichkeit in den westlichen 
Gesellschaften: „Wir haben hier die 
bestmöglichen Voraussetzungen, mit¬ 
menschlich zu sein, weil wir im vollen 
Luxus leben. Wir sind es aber nicht, 
wir sind bloß mitmenschlich mit uns 
selbst“, des Weiteren hätten „wir als 
Gesellschaft, wir alle hier, die wir ver¬ 
wöhnt im Mittelpunkt des Wohlstands 
sitzen, kein Recht auf ein Drama“. Und 
die „Nöte in unseren Breiten“ seien 
„läppisch“ im Verhältnis zu dem, was 
andere Menschen erleben müssten, 
„nicht zuletzt als Folge des Kolonia¬ 
lismus unserer Vorfahren“, so der Re¬ 
gisseur. Man fragt sich, auf welchem 
Stern lebt der Herr, wenn er die Le¬ 
bensverhältnisse von Millionen Euro¬ 
päern so abtut und den Wohlstand, ja 
Luxus der Reichen und Schönen als 
für alle zugänglich beschreibt. Den 
Vorwurf, seine Filme seien kalt und 
grausam, findet Haneke nicht zutref¬ 
fend: „Nicht ich schau grausam auf 
die Welt, die Welt ist halt so, wie sie 
ist: widersprüchlich und schwierig.“ So 
kommt man um eine konkrete Ana¬ 
lyse herum und guckt nur durch die 
Kameralinse. 


Passend 

Zum „Tag der Deutschen Freizeit“, 
pardon „Einheit“ will die SPD-Kul- 
turexpertin Eva Högl und bisher stell¬ 
vertretende SPD-Fraktionschefin eine 
neue Debatte im Bundestag anzetteln. 
Das sogenannte „Einheits- und Frei¬ 
heitsdenkmal“, im Volksmund „Wip¬ 
pe“ genannt, kommt nicht richtig vo¬ 
ran, die Plankosten von 10 Millionen 
sind schon mal gestiegen auf 15 Milli¬ 
onen. Letztes Jahr stoppte der Haus¬ 
haltsausschuss den Bau, kurz vor der 
Sommerpause gab es dann wieder 
grünes Licht, aber der Bau ruht. Eine 
Bürgerinitiative, die seit Wochen jeden 
Tag gegen den vorgesehenen Standort 
des Denkmals auf dem Sockel des frü¬ 
heren Kaiser-Wilhelm-N ationaldenk- 
mals protestiert, versucht beharrlich, 
den Blödsinn, der aber ideologisch 
hoch aufgeladen ist, zu stoppen. Sie 
will aber nur einen anderen Standort 
und versteht wohl nicht, dass Stadt 
und Bund ihr Marketing für Touristen 
durchsetzen will. Högl will nun, dass 
der neu gewählte Bundestag sich zü¬ 
gig mit dem Thema auseinandersetzen 
und darüber verständigen soll, wie das 
Denkmal realisiert werden könne. Die 
neuen Mehrheiten werden es schon 
wuppen. 

Herbert Becker 


Oktobergedanken 



Tob. /IßHMH OmmjdET 
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Von Erich Schaffner 

eschafft! Die Partei der deut¬ 
schen Arbeiterklasse ist einge¬ 
nullt. Aus? Vorbei? Der Dialek¬ 
tiker schmunzelt. Denk doch mal nach, 
Otto! Der ganze Wahlzirkus, tausend 
Talkshows, Millionen vom Profitku¬ 
chen abgezwackte Partei- „Spenden“ - 
besser: Entgelte für Dienstbarkeiten - 
Schaukampfinszenierungen, eine Walze 
von Leitartikeln, kurz, der bürgerlich¬ 
parlamentarische Jahrmarktsrummel, 
der gleichwohl von allen Demokraten 
verteidigt werden muss gegen dessen 
Abbau, der ganze Kram wird doch ei¬ 
gentlich nur wegen der Partei der Ar¬ 
beiterklasse betrieben. Ok, mit dem 
Parlament lässt sich auch Streit zwi¬ 
schen den Kapitalfraktionen im Zaum 
halten, aber letzten Endes gibt’s den 
Rummel nur, weil er dauerhafter als 
die offene Repression Revolutionen 
verhindert. Der Oktober 1917 hat den 
Herrschaften das Gliederzittern bei¬ 
gebracht - eine über ein Jahrhundert 
anhaltende Angstpsychose, nicht weg 
zu kriegen, auch nicht mit Billionen für 
„Chirugische Instrumente“ wie strate¬ 
gische Bomber und Flugzeugträger. 
Wladimir Majakowski 1927: „Drum 
weiß der Bourgeois mit dem gierwei- 
ten Rachen: wenn sein Vöglein die 
Krallen in Russland verfing, dann hat 
sein Vöglein, bei Gott, nichts zu lachen.“ 
Der Rote Oktober 17 wirkt noch im¬ 
mer! Die Ärzte am Krankenbett, die 
Sozialdemokraten, üben sich nach 100 
Jahren wieder in rauer Revoluzzerstim¬ 
me. Sie holen die roten Krawatten her¬ 
vor, setzen die Designer-Ballonmützen 
auf und brüllen: „Mehr Gerechtigkeit!“ 
Manche von uns befällt der Zweifel: 
Was ist aus dem Oktober geworden? 
Zweifel ist gut, er befördert das dialek¬ 
tische Denken, „doch wenn der Hahn 
der Flinte knackt, dann miteinander 
zugepackt und nicht den Nebenmann 
verlieren!“ (Erich Mühsam). 

Was ist aus dem Oktober gewor¬ 
den? In den späten 80ern berichtete 
ein Genosse, der beruflich längere Zeit 
in Moskau tätig war: Das wird nichts 
mehr, das kannst du getrost vergessen. 
Keinerlei revolutionärer Elan mehr 
zu spüren ... Gesetzt, es war so, wie 
kommt das? Der Dialektiker schmun¬ 
zelt wieder: der Klassenkampf war für 
die Sowjetbürger nicht mehr am Leib 
zu spüren. Kein Bourgeois war mehr da, 
nur noch außerhalb des sozialistischen 
Lagers. Von dort sorgte der Bourgeois, 
dass es dem Sowjetbürger nicht zu wohl 
werde. Neue Widersprüche hatten die 
alten ersetzt. Lösbar fast alle, aber viel¬ 
leicht nur mit der Entfaltung größerer 
Demokratie, Debatte, Leidenschaft. 

Kleiner Sprung in die Gegenwart: 
Neulich habe ich etwas Grandioses er¬ 
lebt: die Partei hatte die Bürger zum 
Protest gegen Straßenbeiträge aufge¬ 
fordert. Über hundert kamen und bil¬ 
deten eine Bürgeraktion. Als es darum 
ging, die Verteilung der Flugblätter zu 
koordinieren, wirbelten alle durchein¬ 
ander. Selbsttätig entfaltete sich ein 
scheinbares Chaos und nach kurzer 
Zeit war alles organisiert. Da war sie, 
die Initiative, die Intelligenz der Mas¬ 
sen, die wenigsten waren Kommunis¬ 
ten: das Volk. Es war wie auf einem 
Bild aus revolutionären Tagen. Ein 
neues Tempo brach herein. Dieser Elan 
war dem Sowjetvolk wohl abhanden 
gekommen, neue Generationen waren 
nachgewachsen, hatten sich gegen das 
Alte zu behaupten, wie das so ist ... 
Aber auch das ganz Alte wirkte noch 
nach: Raissa Gorbatschowa berichtete 
„Bild“, sie habe ihre Kinder heimlich 
taufen lassen. 

Auch ein sozialistischer Staat sollte 
sich nicht zu hoch über die Massen er¬ 
heben. „Es rettet uns kein höh‘res We¬ 
sen, kein Gott, kein Kaiser noch Tri¬ 
bun.“ Die Partei muss denken, lenken, 
aber in stetem Kontakt mit den Täti¬ 
gen, am besten Wissenden, weil in der 
MATERIE Steckenden. Als ich im Ja¬ 
nuar die erste Veranstaltung zur Okto¬ 
berrevolution mit Liedern und Texten 
begleitete, war mein Programm noch 
nicht fertig - so etwas braucht mindes¬ 


tens ein halbes Jahr. Ich bat die Ham¬ 
burger Genossinnen und Genossen um 
Kritik. Das habe ich auch an anderen 
Orten beibehalten. Die Konsumenten 
sind froh, wenn sie ihre Gedanken ein¬ 
mal loswerden und am Entstehen eines 
Werks teilhaben können. So verschwin¬ 
det der Starkult, der durchaus auch un¬ 
seren Reihen nicht gänzlich fremd ist. 
Mehr dazu mündlich. Manfred Jansen, 
der Stuttgarter, hat einen 500-seitigen 
Wälzer über den erfolgreichen Kampf 
seiner Belegschaft geschrieben. Und 
die Quintessenz: der Erfolg lag in der 
ständigen Beteiligung der Betroffenen 
an allen Entscheidungen - und wenn 
eine Betriebsversammlung eine Wo¬ 
che dauerte. Ich nehme ein paar seiner 
Bücher mit zu den nächsten Auftrit¬ 
ten. Immer wieder wurde die Stalin¬ 
zeit angesprochen und unterschiedlich 
beurteilt. Auch da ist die Zeit reif für 
eine ausführliche Beschäftigung. Die 
Lügen und Übertreibungen der Bour¬ 
geoisie müssen widerlegt werden, aber 
was bleibt ist noch heftig genug. Peter 
Passet, der knorrige Walldorfer Genos¬ 
se, sagte 68 in einer Versammlung zu 
dem sowjetischen Botschaftsrat Bogo- 
molow: „Ich war auch 16 Monate in so¬ 
wjetischer Lagerhaft“ - er hatte damals 
in der SU gelebt -, „ich trage das der 
Sowjetunion nicht nach ...“ Ich habe 
die Worte noch genau im Ohr. Der 
Kommunist wurde nach Kriegsbeginn 
ins Nazideutschland abgeschoben und 
hatte Glück, er konnte unbehelligt 
nach Hause, wurde erst später bei Opel 
denunziert und reiste dann durch die 
KZ. Ein anderer ehemaliger Mörfelder 
wurde direkt an der Grenze der Gesta¬ 
po übergeben. Er hat danach lange ge¬ 
schwiegen, wurde als vermeintlicher 
Agent von den Genossen misstrauisch 
beäugt, die Kreisleitung hatte ihn zum 
Schweigen bewegt. Er blieb der freund¬ 
liche alte großväterlich gütige Genosse, 
aber eine leise Trauer blieb in seinem 
Wesen und er war froh, wenn er spä¬ 
ter darüber reden konnte. Ein dritter 
Mörfelder hat die sowjetische Lager¬ 
haft nicht überlebt. Wir brauchen uns 
um die Stalinschen Repressionen nicht 
herumzudrücken. Stalin ist nicht der 
Kommunismus. Der Kommunismus ist 
das Ende (!) der Verbrechen und Stalin 
hat wohl zum Sieg des Sozialismus über 
den deutschen Imperialismus beigetra¬ 
gen, zur rasanten Industrialisierung ei¬ 


nes rückständigen Landes, aber hatte er 
nicht wenigstens einen Koch bei sich? 
Es war das ganze Sowjetvolk, das Hit¬ 
ler das Genick brach! 

Vielleicht spielt auch die Psycho¬ 
logie eine größere Rolle als wir bisher 
wahrgenommen haben? 

Im Anfang der Arbeit an dem Pro¬ 
gramm war ich auf mein Wissen und 
Meinung und auf Majakowskis Okto¬ 
berpoem „Gut und Schön“ angewiesen, 
mit dem ich 1977 auf Tour war. Gelesen 
habe ich seitdem noch immer nicht ge¬ 
nug. Aber mittlerweile wird die Okto¬ 
berrevolution und ihre Wirkung in der 
Geschichte in etlichen Büchern und 
auf Konferenzen breit debattiert. Das 
ist gut! 

Nullkommanull Prozent, Grund für 
ein befreiendes humoriges Gelächter 


... „Frischauf mein Volk, mit Trommel¬ 
schlag im Zorneswetterschein. O wag 
es doch nur einen Tag, nur einen, frei zu 
sein. Und ob der Sieg bei Sternenlicht 
dem Feinde schon gehört, nur einen 
Tag, es rechnet nicht, ein Herz, das sich 
empört.“ (Georg Herwegh) Der erste 
große Versuch dauerte immerhin über 
70 Jahre. Der Imperialismus weiß, was 
für ihn auf dem Spiel steht. Er kennt 
die Gefahr für ihn besser als das deut¬ 
sche Proletariat. 

Ach so, warum das Programm „Le¬ 
nin, Majakowski und ich“ heißt? In 
einem Majakowski-Gedicht heißt es: 
„Zwei sind im Zimmer, ich und Le¬ 
nin, er als Foto an weißer Wand.“ Es 
ist kein Größenwahn, der aus dem Ti¬ 
tel spricht. Wir, ich, wie jeder Mensch, 
sollten unser Verhältnis zum roten Ok¬ 
tober gründlich reflektieren. Er prägt 
Gegenwart wie Zukunft. Wir arbeiten 
am nächsten Anlauf. 



„Lenin, Majakowski und ich“ 

Lieder, Poems, Szenisches 
mit Erich Schaffner. 

Am Klavier: Georg Klemp 
bzw. am Akkordeon: Beate 
Jatzkowski. 

★ 5.10. Gießen 

★ 6.10. Wetzlar 

★ 20.10. Egelsbach 

★ 21.10. Berlin 

★ 26.10. Oberhausen 

★ 27.10. Braunschweig 

★ 28.10. Mainz 

★ 11.11. Düren 

★ 12.11. Aachen 

★ 17.11. Bad König 

★ 19.11. Düsseldorf 

★ 24.11. Siegen 

Näheres unter 06105 1385 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 

Pawel Podljaschuk 
Inessa 

„Wie wird eine Dame französischer Her¬ 
kunft, Gattin eines angesehenen Mos¬ 
kauer Fabrikanten ... zur Revolutionärin? 

Wie kommt es, dass eine solche Frau 
bereits vor dem ersten Weltkrieg in der 
internationalen Arbeiterbewegung und 
nach der Oktoberrevolution bei den werktätigen Frauen Sow¬ 
jetrusslands unter dem Namen - Genossin Inessa - weithin be¬ 
kannt wurde?“ Anhand von Dokumenten wird der Lebensweg 
dieser außergewöhnlichen Frau, der Bolschwikin Ines Armand 
beschrieben. In der ersten russischen Revolution engagierte 
sie sich, wurde mehrfach verhaftet und schließlich nach Nord¬ 
rußland verbannt. Nach ihrer Flucht macht sie Bekanntschaft 
mit Lenin. 

Dietz-Verlag Berlin 1987, 360 Seiten, gebunden mit Schutzum¬ 
schlag, besterhalten, 3 Euro 

www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 
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Anforderungen an Strategie und Taktik 

Über die vermeintliche Interessenidentität mit der herrschenden Klasse • von Patrik Köbele 


Am vergangenen Wochenende diskutierten rund 70 Mitglieder der DKP 
aus fast allen Bezirken auf einer theoretischen Konferenz in Hannover 
mit großer Intensität über den Leitantrag an den 22. Parteitag der DKP 
Wir dokumentieren Auszüge aus dem einleitenden Referat von Patrik 
Köbele, Vorsitzender der DKP, zum Leitantrag und der aktuellen Impe- 
rialismusanalyse der DKP 


(...) Im Leitantrag kennzeichnen wir 
die jetzige Etappe des Imperialismus 
dadurch, dass er im Unterschied zur 
vorangegangenen Etappe durch den 
sozialreaktionären Weg aus der 
Krise der 70er Jahre gekenn¬ 
zeichnet ist, die man gemein¬ 
hin „neoliberal“ nennt. Wir de¬ 
finieren dies mit der Aussage, 
dass der Neoliberalismus eine 
in ihrem Kern offensive sozial¬ 
reaktionäre Politik- und Herr¬ 
schaftskonzeption ist, die aus 
dem Dreiklang Deregulierung, 
Privatisierung und Schwächung 
der Gewerkschaften besteht, die 
zu einer brutalen Umverteilung 
von Unten nach Oben führt. Die 
Durchsetzung dieser Variante 
konnte in Deutschland, geför¬ 
dert auch durch die Konterrevo¬ 
lution in der DDR, im Wesentli¬ 
chen ohne große Konfrontation 
und unter Einbindung von SPD 
und Grünen und damit der Ge¬ 
werkschaften durchgeführt wer¬ 
den. Dies schwächte wiederum 
die Gewerkschaften, die an der 
Rente mit 67 und der Agenda 
2010 quasi beteiligt, zumindest 
aber recht ruhiggestellt waren. 

(-) 

Mit der Einbindung der Be¬ 
legschaften und der Betriebs¬ 
räte der Großbetriebe lässt sich 
relativ stark die Meinungsbil¬ 
dung der gesamten Gewerkschafts¬ 
und Arbeiterbewegung beeinflussen. 
Vor solch einer strukturellen Situation 
kann und konnte die Standortlogik, so¬ 
wohl als Konkurrenz zwischen natio¬ 
nalen Standorten, vor allem aber auch 
zwischen Landesgesellschaften in ver¬ 
schiedenen Staaten gut entwickelt und 
gezüchtet werden. Dies ist meist sogar 
deckungsgleich mit den internen Kon¬ 
zernstrukturen der Konkurrenz. 

Diese Situation ist heute aus mei¬ 
ner Sicht eine der wichtigsten Grund¬ 


lagen für den Reformismus im Be¬ 
wusstsein der Teile der Arbeiterklas¬ 
se, der für die Meinungsbildung in 
den Gewerkschaften führend ist und 


Konfrontation und Zerschlagung der 
klassenkämpferischen Teile der Ge¬ 
werkschaftsbewegung, der deutsche 
Imperialismus auf Integration - damit 
fuhr er gut. Für entscheidende Teile 
der Arbeiterklasse stellt es sich doch 
so dar, dass sie mit einer vermeintli¬ 
chen Interessenidentität mit der herr¬ 
schenden Klasse ganz gut fahren. Na¬ 
türlich fallen dabei die ausgegrenzten 


des Leitantrags, zu bestimmen, was die 
richtigen Orientierungen, Forderungen 
und Losungen sind, um dieser Situation 
entgegenzusteuern. 

Aus meiner Sicht ergeben sich aus 
der Imperialismusanalyse des Leitan¬ 
trags vier zentrale Anforderungen an 
Strategie, Taktik, Forderungen und Lo¬ 
sungen: 

Wie kann der Standortlogik vor al- 



bei dem gleichzeitig der traditionell 
vorhandene Internationalismus der 
Arbeiterbewegung weitgehend ver¬ 
schwunden ist. 

Die Einbindung hat natürlich auch 
eine innere Auswirkung auf das Be¬ 
wusstsein. Sie ist die Grundlage für 
die heutige Form der Ideologie der 
Sozialpartnerschaft. Auch da zeigt sich 
ein Unterschied des deutschen Impe¬ 
rialismus zum Beispiel im Verhältnis 
zum damaligen Großbritannien unter 
Thatcher. Sie setzte damals auf offene 


Teile der Klasse unter den Tisch. Das 
ganze Modell funktioniert auf Basis 
der Extraprofite, die dem deutschen 
Monopolkapital Spielräume geben 
und deren Quell die internationalen 
imperialistischen Ausbeutungsverhält¬ 
nisse sind. 

Ohne diese Analyse ist es unmög¬ 
lich, eine adäquate Strategie und Taktik 
für die heutigen Kämpfe zu bestimmen. 
Mit dieser Analyse ist es aber immer 
noch schwer. Wir stehen vor der Auf¬ 
gabe, und das versucht der dritte Teil 


lern im internationalen Maßstab entge¬ 
gengewirkt werden und damit langsam, 
aber sicher wieder Internationalismus 
in die Arbeiterbewegung getragen wer¬ 
den? 

Wie kann erreicht werden, dass die 
Illusion der Sozialpartnerschaft ange¬ 
griffen wird und die Arbeiterbewegung 
wieder stärker daran geht, die Interes¬ 
sen der Arbeiterklasse zum Ausgangs¬ 
punkt zu machen? 

Wie kann die Klasse in der Ge¬ 
samtheit, also mit den ausgegrenzten 


und „prekär“ beschäftigten Teilen, zum 
gemeinsamen Formulieren eines ge¬ 
meinsamen Klasseninteresses gebracht 
werden? Wie können dafür Strukturen 
entwickelt, angepasst oder verändert 
werden? 

Wie können Forderungen und 
Kämpfe entwickelt werden, die ausge¬ 
hend von den Interessen der Arbeiter¬ 
klasse bereits heute Ausstrahlung auf 
andere Schichten entwickeln 
und damit antimonopolistische 
Bündnispolitik konkret ma¬ 
chen? 

Tatsächlich erleben wir heu¬ 
te Ansätze, die uns das ganz 
praktisch aufzeigen. Ich halte 
hier den Kampf um die Perso¬ 
nalbemessung im Gesundheits¬ 
wesen für ein wichtiges Beispiel 
und Lehrstück. 

Es verdeutlicht die Tendenz 
des Kapitalismus, alles zur Ware 
zu machen. 

Es zeigt auf, dass es keine In¬ 
teressenidentität zwischen den 
Monopolen im Gesundheitswe¬ 
sen und den Beschäftigten gibt, 
und selbst die scheinbare Inter¬ 
essenidentität zwischen öffent¬ 
lichen Krankenhäusern, staatli¬ 
chen Stellen und den Beschäf¬ 
tigten wird permanent entlarvt, 
die Rolle des Staates als Instru¬ 
ment der herrschenden Klasse 
immer wieder deutlich. 

Hier wird antimonopolisti¬ 
sche Bündnispolitik nicht the¬ 
oretisch entwickelt, sondern 
praktisch möglich, denn von der 
katastrophalen Personalsituati¬ 
on im Gesundheitswesen sind 
bis auf die Teile der Bourgeoisie und 
der integrierten Teile anderer Schich¬ 
ten, die sich ein gutes Gesundheitswe¬ 
sen erkaufen, alle betroffen. 

(Auszüge aus dem Referat von Olaf 
Harms, Referent für Betriebs- und Ge¬ 
werkschaftsarbeit, zum Leitantrag und 
den konkreten Handlungsorientierun¬ 
gen der DKP dokumentieren wir in der 
kommenden Ausgabe der UZ. Alle Re¬ 
ferate werden auf news.dkp.de veröf¬ 
fentlicht) 


Eine fragwürdige Russlandanalyse 

Kritische Anmerkungen zur Rede Günter Pohls auf der 10 . PV-Tagung • Von Willi Gerns 


Der internationale Sekretär der DKP Günter Pohl hat auf der 10. Parteivor¬ 
standstagung am 9. September in Essen ein umfassendes Referat zu internatio¬ 
nalen Fragen gehalten. Eine seiner Thesen, die DKP bewerte die Russische Föde¬ 
ration nicht als imperialistische Macht, stieß, wie in der UZ vom 15.9. berichtet, auf 
der PV-Tagung auf Widerspruch. Der vorliegende Beitrag von Willi Gerns befasst 
sich mit dieser These. Pohls Referat wurde gekürzt in der UZ vom 22.9. abgedruckt. 


Über die Russland betreffenden Aus¬ 
führungen Günter Pohls auf der 10. 
PV-Tagung bin ich enttäuscht. Mir fehlt 
die gründliche marxistisch-leninistische 
Einschätzung der ökonomischen und 
politischen Machtverhältnisse in der 
Russischen Föderation (RF) als Grund¬ 
lage für ihre Bewertung in der interna¬ 
tionalen Arena. Was Günter dazu lie¬ 
fert, kann nicht befriedigen. 

Ausgangspunkt für seine entspre¬ 
chenden Ausführungen ist die Frage: 
„Russischer Imperialismus?“ Eine le¬ 
gitime Fragestellung. Richtig ist auch, 
dass er als Maßstab zu deren Beant¬ 
wortung die bekannten politökono- 
mischen Kriterien des Imperialismus 
nennt, die Lenin in seinem Werk „Der 
Imperialismus als höchstes Stadium des 
Kapitalismus“ herausarbeitet. 

Danach erwartet man natürlich, 
dass er mit deren Hilfe nun den heuti¬ 
gen russischen Kapitalismus untersucht. 
Das geschieht leider nicht. Vielmehr 
beschränkt er sich zunächst auf die je¬ 
dem Marxisten bekannte Tatsache, dass 
„Kapitalismus und Imperialismus nicht 
a priori gleichgesetzt werden können“, 
und die Feststellung: „Von erstrangigem 
Interesse und Bedeutung für uns ist, was 
eine politökonomische Einordnung der 
Russischen Föderation ergibt.“ 


Statt einer politökonomischen Ana¬ 
lyse fährt er jedoch fort: „Gewiss ist 
die Tatsache, Nachfolgestaat des ers¬ 
ten und mächtigsten sozialistischen 
Staats zu sein, eine wesentliche Beson¬ 
derheit der RF.“ Das hat allerdings mit 
der angekündigten politökonomischen 
Einordnung nichts zu tun. Es handelt 
sich eher um einen Aspekt des Völker¬ 
rechts, also eine juristische Frage. 

Politökonomisch betrachtet, stehen 
sich die Sowjetunion und die heutige 
Russische Föderation wie Feuer und 
Wasser gegenüber. Das eine war bei 
allen Problemen und Deformationen 
eine frühsozialistische Gesellschaft, die 
auf Gemeineigentum beruhte, das an¬ 
dere ist eine Gesellschaftsordnung die 
darauf gründet, dass im Zuge einer an¬ 
tisozialistischen Konterrevolution das 
Gemeineigentum liquidiert wurde und 
an seine Stelle das raubkapitalistische 
Eigentum der Oligarchen sowie staats¬ 
kapitalistisches Eigentum getreten ist. 
Der Umfang des letzteren wird aller¬ 
dings auch heute noch immer weiter¬ 
gehender durch Privatisierungskampa¬ 
gnen zugunsten in- und ausländischen 
Privateigentums geschmälert. 

Letztlich kommt Günter dann doch 
zu politökonomischen Aspekten, in¬ 
dem er betont, dass das heutige Russ¬ 


land selbstverständlich ein kapitalisti¬ 
sches Land ist. Dem wird kein Marxist 
widersprechen. Problematisch wird es 
jedoch erneut, wenn mit Blick auf die 
Frage: „Russischer Imperialismus?“ 
zwei der Leninschen Imperialismus¬ 
kriterien herausgegriffen werden und 
dazu folgendermaßen argumentiert 
wird: „Die ökonomischen (Aspekte) 
besagen, dass es in der Russischen Fö¬ 
deration derzeit keine Monopole gibt, 
die nach außen drängen müssten, denn 
sie verfügt einerseits über eigene Roh¬ 
stoffe praktisch jeder Art in ausreichen¬ 
der Menge, und andererseits ist das zen¬ 
trale Exportprodukt Erdöl/Erdgas welt¬ 
weit dauergefragt und in einem Kartell 
reglementiert. Sodass eine aggressive 
Absatzmarkterschließung unnötig ist.“ 

Diese Argumentation ist äußerst 
fragwürdig. Große produktions- und 
marktbeherrschende Unternehmen 
und Unternehmens verbünde mit ver¬ 
zweigten Netzen von Tochterunterneh¬ 
men im In- und Ausland, also Monopo¬ 
le, im Besitz von Oligarchen, in staats¬ 
kapitalistischer oder gemischter Form 
gibt es sowohl mit Sitz in der Russischen 
Föderation als auch im Ausland, wie 
die Fakten eindeutig belegen. Und die¬ 
se besagen zugleich, dass sie auch nach 
außen, in Produktions-und Finanzanla¬ 
gen im Ausland und auf ausländische 
Märkte drängen. Dies in andere Nach¬ 
folgestaaten der UdSSR, aber mehr und 
mehr auch ins westliche Ausland. 

Die Fragwürdigkeit der Argumen¬ 
tation Günters mit dem Vorhandensein 
der Rohstoffe aller Art in Russland und 


den günstigen Absatzmöglichkeiten für 
diese wird besonders dadurch deutlich, 
dass dies ähnlich auch für die USA gilt. 
Deshalb wird Günter aber genauso wie 
ich bestimmt nicht daraus schließen, dass 
die US-Monopole nicht „aggressiv nach 
außen drängen“. Der Drang danach, sich 
Rohstoffquellen zu sichern und Absatz¬ 
märkte zu erobern, entspringt dem We¬ 
sen des kapitalistischen Monopols und 
der Jagd nach Monopolprofiten. 

Die Fakten besagen übrigens auch, 
das Günters Aussage, von einer erhöh¬ 
ten Bedeutung des Kapitalexports kön¬ 
ne in der RF ebenfalls keine Rede sein, 
nichts mit den Fakten zu tun hat. Das 
gilt übrigens ebenso für die offenbar in 
der Diskussion auf der PV-Tagung ge¬ 
äußerte Meinung, die Kapitalflucht der 
Oligarchen aus Russland habe nichts 
mit Kapitalexport zu tun. Ein seltsames 
Argument. Kapitalexport ins Ausland 
erfolgt wohl so gut wie nie in der Form, 
dass z.B. in Industrieanlagen geronne¬ 
nes Kapital im kapitalexportierenden 
Land abgebaut und im Ausland wie¬ 
der aufgebaut wird, sondern dadurch, 
dass durch Raub und die Ausbeutung 
der Arbeiter und Angestellten im kapi¬ 
talexportierenden von den Kapitalisten 
aufgehäuftes Kapital in Geldform im 
Ausland durch die Beteiligung an vor¬ 
handenen kapitalistischen Unterneh¬ 
men oder beim Aufbau neuer Betriebe 
bzw. in Finanzspekulationen angelegt 
wird. Genau das machen die russischen 
Oligarchen bei der Kapitalflucht und 
das Putinregime leistet ihnen dabei 
Schützenhilfe, weil praktisch alle Be¬ 


schränkungen für die Überführung von 
Valuta und Direktinvestitionen in die 
kapitalistische Wirtschaft bzw. in die 
Offshore-Ökonomie aufgehoben wur¬ 
den, wie die Kommunistische Partei 
KPRF nachdrücklich kritisiert. 

Leider ist hier nicht der Raum, um 
das weitgehende Vorhandensein der 
von Lenin herausgearbeiteten ökono¬ 
mischen Kriterien des Imperialismus 
im heutigen Russland an Hand von 
Quellen nachzuweisen. Das geschieht 
in einem von mir in dem in Heft 1/2015 
der Marxistischen Blätter veröffent¬ 
lichten Aufsatz „Das Putinsche Russ¬ 
land - Machtverhältnisse und Politik“. 
Die Quellenangaben reichen leider nur 
bis 2014. Quellen zur Eigentumsstruk¬ 
tur in der russischen Wirtschaft wurden 
in einem UZ-Beitrag vom 17.2.2017 bis 
2015 weitergeführt. Aus gesundheitli¬ 
chen Gründen kann ich leider die er¬ 
forderlichen umfangreichen Recher¬ 
chen nicht fortsetzen, um die Angaben 
weiterzuführen. Die Tendenzen der in 
den erwähnten Publikationen darge¬ 
legten Entwicklungen dürften sich aber 
fortgesetzt haben. 

Was die Ausführungen Günters zur 
Politik der RF auf der weltpolitischen 
Ebene betrifft, so stimme ich ihm weit¬ 
gehend zu. Das gilt besonders für die 
objektiv positive Rolle, die Russland 
zusammen mit China und anderen 
Staaten im Kampf um eine multipola¬ 
re Weltordnung und die Grenzsetzung 
für den Weltherrschaftsanspruch des 
US-Imperialismus und seiner NATO- 
Satelliten spielt. 















m unsere zeit 


Geschichte 


Freitag, 6. Oktober 2017 


Jetzt auch aufgehängt 


Reloaded: Schattenspiele mit Che Guevara 


W ahlkampfzeiten sind Pla¬ 
katezeiten. Und so taucht 
er auch 2017 auf, im Wahl¬ 
kampf im imperialistischen Deutsch¬ 
land, wo es doch so gar nicht um einen 
bewaffneten Aufstand geht, und ganz 
offenkundig nicht einmal um irgend¬ 
einen anderen Aufstand - nicht ein¬ 
mal um jenen der Anständigen, den es 
vor Jahren gegeben haben sollte und 
dessen Ausbleiben der Republik eine 
neue drittstärkste Fraktion im Parla¬ 
ment gebracht hat. Die Älteren erin¬ 
nern sich vielleicht. 

Also, der Che Guevara ist zu se¬ 
hen, und zwar auf Wahlwerbung der 
Fünf-Köpfe-Partei „MLPD“. Das ist 
eine Millionengrube des Kapitals, de¬ 
ren Plakatierungspotential bundes¬ 
weit flächendeckend mit dem von AfD, 
SPD und CDU/CSU mithält, allerdings 
mit nicht annähernd so viel Zuspruch. 
Dass ausgerechnet eine Organisation, 
deren Mitglieder sich abfällig über die 
Kubanische Revolution äußern und 
die, wenn es entscheidend darauf an¬ 
kommt, immer mit der Konterrevolu¬ 
tion marschiert ist (ob in Angola, Kam¬ 
bodscha oder Venezuela), den milliar- 
denfach verbreiteten Kopf des Che auf 
ihre Wahlwerbung druckt, um zu sug¬ 
gerieren, er hätte Konterrevolutionä¬ 
re dieser Art nicht etwa mit der Waffe 
in der Hand bekämpft, sondern sei ihr 
Parteigänger - das gehört genauso zum 
Umgang mit dem argentinisch-kuba¬ 
nischen Revolutionär, wie wenn links- 
bürgerliche Verlage teure Bildbände 
über die Kubanische Revolution her¬ 
ausgeben, die dann der Che - natürlich 
ohne seine Zustimmung und vermut¬ 
lich auch gegen seinen Willen - als Iko¬ 
ne auf dem Einband schmücken muss. 

Wie ist es immer wieder möglich, 
dass Leute, die sich in keiner Weise 
für eine sozialistische Revolution en¬ 
gagieren - sondern als kleinbürgerli¬ 
che Linkssektierer für die undialek¬ 
tische und zusammenhanglose, ganz 
im Sinne der Herrschenden gemachte 
Verballhornung des Ernesto Guevara 
sorgen - nicht nur mehr Einfluss auf 
die „öffentliche Meinung“ haben als 
wir, sondern auch noch den Eindruck 
vermitteln können, dieser Mann wür¬ 
de heute ebenso wenig mit den Taten 
und Idealen seiner Jugend zu tun ha¬ 
ben wie sie selbst? Gründe dafür mag 
es mehrere geben, einen hat die UZ 
vor zehn Jahren genannt: 


Weil er sich nicht mehr wehren kann 
und weil er sich jung und schön so gut 
eignet - mindestens, seit er denn end¬ 
lich tot war. Lebendig sind die Revo¬ 
lutionäre nämlich so eine Sache. Da 
ist der europäische Gutmensch im 
besten Falle „solidarisch“ natürlich 
mit dem Vorwort „kritisch “ Denn 
Fehler geschehen denen, die etwas 
tun, und Fehler sind nicht so sexy. 
Che meinte dazu: „ Wir irren lieber 
an der Seite des Volkes als Recht zu 
haben an der Seite der Unterdrücker 
Stimmt, aber seine Fans verstehen ihn 
nicht: Die gleichen Leute, die mit ei¬ 
nem Che Guevara auf dem T-Shirt 
herumlaufen, können absolut selbst¬ 
verständlich gegen Fidel Castro sein. 
Das geht, wenn sich das Weltbild ent¬ 
sprechend gebaut wird: „Die beiden 
hatten ja schon immer Meinungsver¬ 
schiedenheiten, Fidel war gegen Ches 
Bolivien-Projekt, Fidel hat den Che 
in Bolivien ins offene Messer laufen 
lassen “ undundund. Für „Revoluti¬ 
on “ sein und gegen Kuba, das geht. 
Für ein menschenwürdigeres Leben 
in Nicaragua, aber gegen die Ortega- 
Regierung, das geht auch. Ganz zu 
schweigen von denen, die heute noch 
mit der Waffe kämpfen - was in den 
Fünfzigern auf Kuba noch revolutio¬ 
närer Mut war, ist heute in Kolumbien 
eine Menschenrechtsverletzung. Zum 
Glück weiß der Gutmensch nicht, wie 
viele Gegner der gute Che getötet hat. 
Und wie. Die Feier zum 40. Todes¬ 
tag am Dienstag wäre ausgefallen, 
und die zum runden Geburtstag am 
14. Juni nächsten Jahres schon gerade. 


(UZ vom 5.10.2007, http://www.dkp- 
0nline.de/uz/3940/s1 30i.htm) 

Nun steht der 50. Jahrestag seiner 
feigen Ermordung in den boliviani¬ 
schen Anden an. Die bolivianischen 
Soldaten, die ihn und seine Mitkämp¬ 
fer (ja, es gab auch Begleiter) fingen 
und den Comandante auf höchstes 
Geheiß hin am nächsten Tag töteten, 
taten dies gegen ihre objektiven In¬ 
teressen, waren sich allerdings ihrer 
Lage auch nicht weniger bewusst als 
eine Hartz IV beziehende AfD-Wäh¬ 
lerin, die einer Flüchtlingsfamilie ein 
paar Euro neidet. 


Wieder werden zum Jahrestag Blät¬ 
ter und vor allem Blogs und sonsti¬ 
ge elektronische Medien gefüllt. Es 
wird etwas Gutes und mehr weniger 
Gutes dabei sein. Was auch immer zu 
lesen sein wird, gewiss ist nur eines: 
es wird in eigenem Interesse interpre¬ 
tiert, was der Che damals wollte und, 
mehr noch, heute wollen würde. 

Auch die UZ gibt eine Seite; ein 
Teil davon ist der Beitrag über den 
Menschen Ernesto Guevara, der ei¬ 
nen fremden Flugfehler als den seinen 
ausgab (siehe Kasten). Aber gibt es da¬ 
rüber hinaus einen Anlass, einen Text 
zu seinem Todestag inhaltlich-quali¬ 
tativ anders zu schreiben als vor drei¬ 
ßig, zwanzig oder zehn Jahren? Was zu 
beider Verhältnis zu sagen war, hat der 
Materialist Fidel gesagt. Dessen Ver¬ 
fügungen zum Gedenken nach seinem 
Tod vor bald einem Jahr sind gleich¬ 
zeitig ein Ausdruck seiner Haltung ge¬ 
gen jegliche Ikonisierung als auch ein 
Schlag ins Gesicht derer, die ihn durch 
das Versetzen auf einen Sockel von 
den ihn umgebenden Menschen tren¬ 
nen wollten; das Beispiel einer Verpos- 
terung des „Wir sind die Guten!“, die 
tatsächlich bis zum Hängen an deut¬ 
schen Laternenpfählen gehen kann, 
mag ihm zusätzlich anschaulich gewe¬ 
sen sein. 

An der Subjektivität, der Form, 
wird dennoch immer wieder gebastelt. 
Es werden Filme gemacht, Bücher ge¬ 
schrieben, Dokumentationen gedreht. 
1997 waren Ches sterbliche Reste im 


bolivianischen Vallegrande von ku¬ 
banischen Spezialisten gefunden und 
nach Kuba gebracht worden; auch ein 
Anlass mit dem Tod der Revolutionä¬ 
re Geld zu verdienen. Aber kein Film, 
auch von fortschrittlicher Seite, bringt 
qualitativ neue Erkenntnisse - es ist 
der Inhalt, die Objektivität, die bleibt. 
Was wirklich ist, ist auch vernünf¬ 
tig, erkannte Hegel; Idealisierung 
hilft nicht weiter. 


Gibt es also nicht so viel 
Neues über jemanden zu 
berichten, dem vor fünfzig 
Jahren das Leben ge¬ 
nommen wurde und da¬ 
mit die Möglichkeit, 
weitere Beiträge zum 
Weltgeschehen zu leis¬ 
ten, dann muss man sich 
auf die Jahre davor be¬ 
ziehen. Dabei ließe sich 
an Ches Entscheidungen 
und Haltungen reiben und 
überlegen, ob die Planung 
zur Abschaffung des Gel¬ 
des, die Vorstellungen zur 
Industrialisierung Kubas 
oder auch seine Nähe zur 
chinesischen Revolution 
für das Land damals rich¬ 
tig waren. Was aber heißen 
muss, im regionalen und his¬ 
torischen Kontext zu bleiben 
und gleichzeitig auch subjek¬ 
tive Bedingungen des soeben 
erst militärisch siegreichen 
und noch im sozialistischen 
Aufbau befindlichen Landes zu 
berücksichtigen. Das ist nicht 
einfach. 

Ches Haltungen im Zusam¬ 
menhang mit dem heutigen 
Kuba und dessen Weg zum So¬ 
zialismus zu diskutieren ist je¬ 
doch in der Regel mehr ein Be¬ 
tätigungsfeld für diejenigen, die 
Kubas heutiger Führung erklären wol¬ 
len, wie es besser gehen könnte und 
weshalb das Land auf dem Weg in den 
Reformismus ist. Sie sind sogar oft von 
ehrlicher Sorge angetrieben und daher 
ist es zwar zuweilen müßig, aber zuwei¬ 
len auch nötig, diese Debatte zu füh¬ 



ren. Will man nicht politische Quack¬ 
salberei betreiben, muss man dabei 
zuallererst davon ausgehen, dass po¬ 
litische Entscheidungen in einem 
Kontext gefällt werden. Dieser 
bestimmt, dass - wenn es sich 
um Entscheidungsträger/in¬ 
nen mit einem materialis¬ 
tischen Denkansatz han¬ 
delt - Entscheidungen 
in der Regel zu einem 
Teil revolutionär und 
zu einem Teil prag¬ 
matisch sind, aber 
ihnen immer eine 
Überlegung vo¬ 
rausgeht. Diese 
kann tatsächlich 
auch einmal falsch 
sein, aber sie muss 
von der Mehrheit 
legitimiert sein. 
Denn, weil es in 
den letzten zehn 
Jahren keine 
neuen Erkenntnis¬ 
se dazu gab, hier noch 
einmal: „Wir ir¬ 
ren lieber 


der 

Seite des Vol¬ 
kes als Recht zu haben 
an der Seite der Unterdrücker.“ 
Und weil es in Sachen Fotos keines 
gibt, das besser das Spiel mit dem Bild, 
das sich seit fünfzig Jahren vom Che 
gemacht wird, versinnbildlicht, dru¬ 
cken wir dieses mit den bolivianischen 
Kindern gern wieder. Nicht, dass wir 
das andere nicht kennen würden. 

Andi Nopilas 



Noch einmal 


Der Genosse Flugkapitän 
Che Guevara 


Der Pilot Luis Fernändez Oces 
war es, der das Führungsflugzeug 
steuerte, das der Formation von 
18 Flugzeugen vorausflog, die das 
V für „Victoria“ (Sieg) machten 
und der Schlusspunkt der Parade 
anlässlich des Jahrestags des Sie¬ 
ges der Revolution waren. Tags 
zuvor war dieser Pilot informiert 
worden, dass der Comandante 
Che Guevara ihn im Flugzeug be¬ 
gleiten würde. 

Fernändez Oces sagte dazu, dass 
Che während der Flugschau an 
seiner Seite war: 

Am 2. Januar stellte man ihn mir zu 
früher Stunde im Aerodrom von Ciu¬ 
dad Libertad vor, von wo aus wir star¬ 
teten. Zunächst tauschten wir nicht 
mehr als einen Gruß aus. Etwa um 
zehn Uhr stiegen wir in die Flugzeuge. 
Ich besetzte die Vorderkabine, er die 
hintere. Eine große Sorge stieg in mir 
hoch, denn der „Trener“* ist ein Flug¬ 
zeug für Piloten höchster Ausbildung 
und äußerst empfindlich. Andererseits 
verlangt der Formationsflug Praxis. 

Ich fasste den Entschluss und sag¬ 
te ihm, etwas ängstlich, dass er nichts 
anfassen solle. Seine Antwort über¬ 
raschte mich: „Ich werde nichts anfas¬ 
sen. Fliegen Sie!“ 

Minuten später war alles erfolg¬ 
reich verlaufen. Als der Platz der 
Revolution überflogen und die For¬ 
mation aufgelöst auf dem Rückweg 
zur Basis war, hörte ich seine Stimme 
durch die Kopfhörer; er wollte, dass 
ich ihm die Kontrolle überließ. Ich 
gehorchte. 

Er flog eine Weile, machte Kurven, 
Sinkflüge, Aufstiege und andere nicht 
sehr komplizierte Manöver. Ich stellte 


fest, dass er den Apparat beherrschte. 
Ich sagte, dass der „Trener“ ein Flug¬ 
zeug für die hohe Ausbildung ist, und 
daher bat ich ihn, mir die Landung zu 
überlassen. 

Da beging ich einen schweren 
Fehler; ich dachte an die Verantwor¬ 
tung, die auf mich gefallen war ihn 
als Begleiter mitzunehmen und an 
alle unten, die ihre Augen auf unser 
Flugzeug gerichtet hatten. 

Als ich dann alles tadellos machen 
wollte, spielten mir die Nerven einen 
Streich. Im Ergebnis konnte ein Un¬ 
fall geschehen, denn bei der Bodenbe¬ 
rührung hüpfte das Flugzeug, und es 
fehlte nicht viel, dass es von der Bahn 
abkam. Ein Anfängerfehler! Schüler 
und Anleiter bemerkten es ... Wäh¬ 
rend wir dann mit einer Gruppe, die 
uns begleitete, Richtung Basisgebäu¬ 
de gingen, sah der Comandante mich 
etwas schräg an, als wollte mir sein in¬ 
neres Ich als Pilot die schlechte Lan¬ 
dung vorwerfen, und sagte aber laut: 
„Die Landung habe ich gemacht.“ 

Ich gestehe, dass ich danach vor 
meinen Dienstgenossen entspannt 
blieb, aber mein Fliegerstolz blieb 
immer mit ihm verbunden. 

Anekdote aus dem Buch „Un hombre 
que actüa como piensa“ (Ein Mann, 
der handelt wie er denkt) von Victor 
Perez-Galdos Ortiz 

* Zlin Trener, 236 km/h schnel¬ 
les, tschechisches Fabrikat mit ei¬ 
ner Länge von 7,90 Metern und ei¬ 
ner Spannweite von 14,80 Metern, 
das von Staaten wie Österreich, der 
Tschechoslowakei, der DDR, Ägyp¬ 
ten und Mosambik für Training und 
Flugschauen genutzt wurde 
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Wir trauern um eine mutige Antifaschistin! 

Henriette (Henny) Dreifuss 

6.4.1924-12.9.2017 

hat uns im Alter von 93 Jahren für immer verlassen. Ein 
vom antifaschistischen Kampf erfülltes, bewegtes Leben 
ging zu Ende. Henny hinterlässt ein Lücke, die schwer zu 
füllen sein wird. 

Auf der Flucht vor den Nazis emigrierte ihre Familie 1933 
nach Frankreich. Henny arbeitete in einem Kinderheim in 
Limoges und musste hautnah die Verbrechen der Nazis an 
der Zivilbevölkerung erleben. Durch Kontakt zu einer Grup¬ 
pe von Kommunistinnen fand sie ihren Weg in die Resis¬ 
tance. 19 Jahre alt, fuhr sie im Januar 1943 von Limoges 
als Henriette Dreifuss ab und kam in Lyon mit gefälsch¬ 
ten Papieren (die Papiere fälschte Hanns Kralik, nach 1945 
Kulturdezernent der Stadt Düsseldorf) als die Französin 
Marguerite Barbe an. Dort schloss sie sich der Bewegung 
„Freies Deutschland" an und arbeitete illegal gegen die fa¬ 
schistischen Besatzer bis zur Befreiung 1944. 

Dann 1945 Rückkehr nach Mannheim. Ihre bittere Nach¬ 
kriegserfahrung war: „...Kriegsverbrecher wurden kaum 
bestraft. Die Großindustrie machte schnell wieder ihre Ge¬ 
schäfte und Profite. In den Behörden tummelten sich bald 
wieder die alten Nazis ..." 

ln Düsseldorf nahm sie dann journalistische Arbeit auf. Die 
Nachkriegskarrieren hochkarätiger Altnazis wie Kiesinger, 
Globke, Filbinger, die Remilitarisierung Deutschlands wa¬ 
ren u. a. ihre Themen. 

Henny gehörte zu jenen, die in Düsseldorf die Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes, den späteren Bund der 
Antifaschistinnen - VVN-BdA, aufbauten. 

In den Gewerkschaften, als Referentin vor Schulklassen, 
im Förderkreis der Mahn- und Gedenkstätte war sie hoch 
geschätzt. 

„...Es wareine bittere Erfahrung" -sagte sie -„mitansehen 
zu müssen, wie schon bald mit Duldung der Herrschenden 
neue neonazistische und rassistische Organisationen und 
Parteien entstanden und sogar in die Parlamente einziehen 
konnten. So auch heute. Zum Glück stellen nachwachsen¬ 
de Generationen viele Fragen, um deren Antwort ich mich 
heute als Zeitzeugin immer wieder bemühe. Immer mehr ; 
vor allem junge Menschen, sind heute nicht mehr bereit; 
die Existenz neonazistischer Organisationen und Parteien 
als gesellschaftliche Normalität zu akzeptieren und stellen 
sich alten und neuen Nazis in den Weg, wo immer es nötig 
ist. Das stimmt mich optimistisch". 

Das lebenslange mutige Engagement unserer Henny ist 
uns Verpflichtung, im Sinne der Zeilen von Erich Mühsam, 
ihre Arbeit fortzuführen: 

„Wollt ihr denen Gutes tun, die der Tod getroffen, 
Menschen, lasst die Toten ruh'n und erfüllt ihr Hoffen!" 

VVN-BdA Kreisvereinigung Düsseldorf 
WN-BdA Landesverband NRW 
VVN-BdA Bundesausschuss 
und viele, viele Kameradinnen, Freundinnen 
und Genossinnen von Henny 


Im Alter von 82 Jahren verstarb 
am 28. September unsere Genossin 

Rosemarie (Rosi) Dorn 

Rosi kam aus einem kommunistischen Elternhaus und 
war daher von Jugend an in der kommunistischen Be¬ 
wegung tätig und saß für ihre Überzeugung während 
der Adenauerzeit im Gefängnis. 

1968 gehörte Rosi in Hannover zu den Gründungsmit¬ 
gliedern der DKP und war mit vielfältigen Aufgaben der 
Partei betraut, ln den 70er und 80er Jahren war sie au¬ 
ßerdem die gute Seele im Kreisbüro. 

Nach dem Umbruch 1989 ließ sie es etwas ruhiger an- 
gehen, aber nach dem Tod ihres Mannes und unseres 
Genossen Lothar stieg sie wieder aktiver ins Parteile¬ 
ben ein, bis ihre eigene Gesundheit es nicht mehr zu¬ 
ließ. 

Was ihr auch weiterhin am Herzen lag, war die Solida¬ 
rität für Kuba. 

Darum bitten wir im Sinne von Rosi statt Blumen um 
Spenden für die Hurrikan-Opfer auf Kuba. Kontover¬ 
bindung DKP-Parteivorstand, GLS Bank, IBAN-Nr.: DE63 
4206 0967 4002 4875 01, Stichwort: Solidarität mit 
Kuba / Rosi Dorn. 

Wir werden Rosis Kampf weiterführen und ihr Anden¬ 
ken in Ehren halten. 

DKP Bezirk Niedersachsen 
DKP Kreis Hannover 
DKP Gruppen Linden und Mitte 
Thomas (Tom) Thöne für die Familie 



,lareich steuern 


Unternehmen 


a FACHBERATER 

für Untemehmensnachfolge 
(DStVe.V.) 


www.stb-mannherz.de 



BRENNENDER D0NBASS 


Stanislaw Retinskij, Sekretär des Zentralkomitees der 
Kommunistischen Partei der Donezker Volksrepublik, 
liefert Hintergründe und Einschätzungen zur Entwick¬ 
lung im Donbass 

Sonntag, 22. Oktober, 11 Uhr, Berlin 

Ort: ND-Gebäude, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin, 
Seminarraum 2 

Montag 23. Oktober, 19 Uhr, Hannover 

Ort: Freizeitheim Vahrenwald, Vahrenwalder Straße 92, 
30165 Hannover 

Informations- und Diskussionsveranstaltung der DKP 
und der Alternativen Presseschau 


Konferenzeinladung 

30 Stunden sind genug - 
Für eine neue gewerkschaftliche Offensive zur 
Arbeitszeitverkürzung 

Arbeitszeitverkürzung debattieren, begründen, 
verankern. Gemeinsame Schritte finden. 


4. November 2017, ab 10.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
im Haus der Essener Gewerkschaften, 
Teichstraße 4a, 45147 Essen 


09.00 Uhr 
10.00 Uhr 


12.00 Uhr 
13.00 Uhr 


14.00 Uhr 
16.00 Uhr 


Einlass 

Eröffnungsreferat von Margareta Steinrücke, 
Mitglied ATTAC-Deutschland, Koordinatorin 
der Initiative „Arbeitszeitverkürzung jetzt". 
Pause 

Aktuelle Aussagen und Debatten zu Arbeits¬ 
zeitfragen der Gewerkschaften, 

IGM, Robert Sadowsky, 1. Bevollmächtigter 
IGM Gelsenkirchen 

ver.di, Tobias Michel, ehern. Betriebsrat, 
Mitglied ver.di-Fachkommission 
Krankenhäuser & Reha NRW 
EVG, Rainer Perschewski, Betriebsgruppen¬ 
vorsitzender EVG 
Diskussion 
Ende der Konferenz 


Um Anmeldung zur Konferenz wird aus 
organisatorischen Gründen gebeten. 

E-Mail: pv@dkp.de / Tel.: (0202) 17 78 89-0 FAX: -29 
Teilnehmerbeitrag: 10 € / Ermäßigt 6 € 
Veranstalter: DKP Ruhr-Westfalen, Rheinland-Westfalen, 
Niedersachen und Kommission Betriebs- und 
Gewerkschaftspolitik beim PV. 


Einladung zur Jahreshauptversammlung 
der DKP Münster 

Die Versammlung findet statt am Montag, dem 6. Novem¬ 
ber 2017, 20 Uhr im Linken Zentrum, Achtermannstraße 19, 
48143 Münster. 

Vorschlag zur Tagesordnung: 

1. Eröffnung und Begrüßung durch den Vorstand 

2. Konstituierung der Versammlung 

- Wahl eines Versammlungsleiters / einer -leiterin 

- Wahl eines Schriftführers / einer Schriftführerin 

- Tagesordnung, Geschäftsordnung, Wahlordnung 

- Feststellung termingerechter Einladung über 
Rundmail und UZ-Anzeige 

- Anwesenheitsliste 

3. Rechenschaftsbericht des Vorstandes 

4. Kassenbericht und Bericht der Kassenrevision 

5. Abstimmung über Entlastung des Vorstandes und 
des Kassierers 

6. Diskussion und Beschlussfassung eines Arbeitsplans 
der DKP Münster für 2018/2019 

7. Wahlen: 

- Wahl des Vorstands 

- Wahl einer / eines Kassiererin / Kassierers 

- Wahl der Kassenrevision 

- Wahl der Delegierten zur Bezirksdelegierten¬ 
konferenz 2017 

- Wahl der Delegierten für den 22. Parteitag 

8. Verschiedenes 

DKP Münster 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Unser Genosse 

Walter Eckert 

feiert am 10.10. 2017 

seinen 80. Geburtstag 

Walter „Jean" Eckert ist im wahrsten Sinne des Wortes 
kommunistisches Urgestein. Er war lange Jahre bei der Fir¬ 
ma Merck in Darmstadt beschäftigt, hat sich dort als Ver¬ 
trauensmann und zeitweise auch als Betriebsrat für die In¬ 
teressen seiner Kolleginnen und Kollegen eingesetzt. 

Sein politischer Schwerpunkt war und ist die Kommunalpo¬ 
litik in seiner Heimatgemeinde Reinheim und seinem Orts¬ 
teil Ueberau. Vor der Neukonstituierung der DKP war Walter 
dort DFU-Gemeindevertreter. 

Seit 1972 ist „Jean" ohne Unterbrechung für unsere Partei 
als Mitglied im Ueberauer Ortsbeirat und/oder der Reinhei- 
mer Stadtverordnetenversammlung tätig. Nach der letzten 
Kommunalwahl wurde er in Ueberau zum Ortsvorsteher 
gewählt und zum Ehrenstadtverordneten in Reinheim er¬ 
nannt. 

Walter prägt das Gesicht der DKP in Reinheim. Auch des¬ 
halb, weil er seit Jahrzehnten unsere Zeitung, die UZ, im 
Freiverkauf zu vielen Menschen bringt. 

Seit 65 Jahren ist er beim Chor-Gesang in seinem Verein, 
der SG Ueberau, aktiv. Das gemeinsame Singen macht ihm 
große Freude, überhaupt ist „Jean" ein Mensch, der Gesel¬ 
ligkeit liebt. Sei es beim Fastnachtsumzug im „DKP-Block" 
oder beim Wirtschaftsdienst im SG-Sportheim. 

Lieber Walter, bleib so wie Du bist! Deine freundliche und 
direkte Art, Dein Optimismus stecken an! 

Wir wünschen Dir alles Gute zum 80sten, weiterhin viel Kraft 
und vor allem Gesundheit. Und hoffentlich gelingt es uns 
bald wieder mal gemeinsam „Die Internationale" zu singen! 

DKP Kreisvorstand Darmstadt-Dieburg 
DKP Reinheim 

DKP Stadtverordnetenfraktion Reinheim 


DKP Ruhr-Westfalen zum LLL-Wochenende 
2018 am 13 . und 14 . Januar 2018 in Berlin 

Auch 2018 fahren wir wieder nach Berlin, um an den Veran¬ 
staltungen und der Demonstration zum Gedenken an Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht teilzunehmen. 

Dazu organisieren wir wieder eine gemeinsame Busfahrt 
aus dem Ruhrgebiet und aus dem Münsterland. 

Der Bus aus dem Ruhrgebiet wird wieder von Duisburg (6.30 
Uhr) über Essen (7.00 Uhr) und Dortmund (7.30 Uhr) fahren. 
Busfahrt und Übernachtung im Doppelzimmer kosten 75,- 
Euro, Einzelzimmer +20,- Euro. 

Anmeldungen über Peter Köster: pumkoester@t-online.de, 

Tel.: 0160/95 54 03 73 

Für den Bus aus dem Münsterland: 

Anmeldungen und Informationen über Ansgar Schmidt: 
ansgar69@gmx.de / Tel.: 0163 / 89 96 758 

Wir bitten um verbindliche Anmeldungen bis zum 
18. Dezember 2017 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



ROTER OKTOBER 

VOR 100 JAHREN SIEGTE 
DIE OKTOBERREVOLUTION 

LEBENSREALITÄT 

KAMPF UM BILDUNG, 


ARBEIT UND WOHNUNG 
• INTERNATIONAL 

KÄMPFEIN AMERIKA, 
ASIEN UND EUROPA 


Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze Jahr über 

2 FcWo im Siidschwarxwaid 
ca SO oder 75m 1 
2 oder 3 ZL KDB Terrasse 
graftziigig ausgestattet 


Weitere Infos und Buchung: 
www. todtmoos. lotnmes.cu 


Jetzt am Kiosk! 

Das Magazin für Gegenkultur 


+ Hoffnungen der Oktoberrevolution: Neue 
kulturelle Formen und Bewegungen in der 
Vergangenheit und Gegenwart 

+ M&R-Jubiläum: Musiker und Kultur¬ 
schaffende kommentieren GO Jahre 
bewegte Magazin-Geschichte 

+ Nordkorea: Mit Agitprop-Kunst gegen 
die Angst vor dem US-lmperialismus 

+ Fotoreportage »Che lebt!«: Bisher 
unveröffentlichte Bilder der unbekannten 
Seiten des großen Revolutionärs 
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Leserbriefe / Aktion / Termine 


Freitag, 6. Oktober 2017 


Bitte mehr Sorgfalt 

„Gäääähn“ und „Weiter so mit 
Mutti“, UZ y. 22. und 29.9„ S.l 

Diesmal muss ich am Aufmacher der 
beiden Ausgaben Nr. 38 und Nr. 39 
rummeckern. 

Nein, es ist nicht nur eine Ge¬ 
schmacksfrage, aber auch. In beiden 
Ausgaben schafft es die Redaktion, auf 
Seite 1 für den Text weniger Fläche zur 
Verfügung zu stellen als für das Foto. 
Beide Fotos haben keinen Bezug zum 
Text. Das ist journalistisch absolut da¬ 
neben. Mein erster Eindruck war, nun 
will die UZ-Redaktion gegen „Bild“ an¬ 
stinken. Leute, das wird nix! Die UZ ist 
die Visitenkarte der DKR Da erwarte 
ich, dass ich informiert werde, bissige 
Kommentare lese, agitiert werde, mate¬ 
rialistische Analysen zu wichtigen Fra¬ 
gen der Zeit erhalte. Ich kann gut auf 
großformatige, inhaltsleere Fotos ver¬ 
zichten. Stattdessen darf die Redaktion 
gerne mehr Inhalte liefern. 

Nun will ich nicht ganz gemein 
sein, aber die Unterzeile von Hans-Pe- 
ter Brenners Kolumne „... ein müder 
Kommunist...“ auf Seite 9 kann den 
Leser schon an das Foto auf Seite 1 er¬ 
innern. 

Jetzt zum Inhalt. Nr. 38: Lucas Zei¬ 
se referiert die Feststellung von „Wahl¬ 
experten“ (?), es handele sich um den 
langweiligsten Bundestagswahlkampf 
in der Geschichte der Bundesrepublik 
mit einem Langweilfaktor von 9,3 (!). 
Leute, hoffentlich hat diese Expertise 
nix gekostet. Lucas Zeise bemüht sich 
dann, Kriterien für Langweile anzu¬ 
führen. Er nennt hohe Übereinstim¬ 
mung der größten Parteien in ihren 
Wahlaussagen. Neu ist das nicht. In 
diesem Jahr kam hinzu, dass mindes¬ 
tens die FDP aber auch die „Grünen“ 
kaum von den „Großen“ zu unter¬ 


scheiden waren. Dann muss Zeise sich 
doch etwas korrigieren: „,Langweilig 4 
heißt nicht bedeutungslos 4 “. Die Be¬ 
deutung bezieht sich aber doch nicht 
auf Kategorien des mehr oder weniger 
guten Geschmacks, also „langweilig“, 
„spannend“ oder „schön“. Die Bedeu¬ 
tung dieser Wahl lag doch wohl darin, 
dass erstmals eine rassistische, reakti¬ 
onäre und nationalistische Partei beste 
Chancen hatte, in den nächsten Bun¬ 
destag einzuziehen. Bekanntlich hat 
die AfD diese Chance genutzt. Die 
Gefahr eines bevorstehenden deutli¬ 
chen Rechtsrucks hätte drei Tage vor 
der Wahl in aller Deutlichkeit der UZ- 
Leserin und dem UZ-Leser dargestellt 
werden müssen. Das wäre eine Schlag¬ 
zeile wert gewesen und Zeise hätte we¬ 
nig an seinem Text ändern müssen und 
hätte unter Verzicht auf das Foto noch 
viel mehr Platz für einen klugen Text 
gehabt. 

Nr. 39: Auch hier stimmen Text und 
Bild nicht überein. Merkel ist bekannt¬ 
lich nicht „Mutti“. Das schreibt Lars 
Mörking ab dem dritten Absatz ja aus¬ 
führlich. Ich frage mich, warum wird die 
Gefahr der wahrscheinlich auf uns zu¬ 
kommenden Politik der nächsten Jahre 
mit solchen Begriffen wie „Mutti“ und 
„gemütlich“ verharmlost? Auch hier 
gilt: hättet ihr auf das aussagelose Foto 
verzichtet, hätte Mörking bessere Mög¬ 
lichkeiten gehabt, seine Überlegungen 
den Leserinnen und Lesern nahe zu 
bringen. Er hätte etwa ausführen kön¬ 
nen, welche Erwartungen Kommunis¬ 
ten an die Partei „Die Linke“ haben, 
nämlich den Themen Frieden, Soziales, 
Arbeit, Solidarität eine Stimme im Bun¬ 
destag zu geben. Schade, da war ja ein 
Nudelholz im Weg. 

„Bild“ werde ich weiterhin nur im 
Vorbeigehen am Kiosk lesen. Von euch 


darf ich erwarten, dass ihr bei den Auf¬ 
machern der UZ zukünftig mehr Sorg¬ 
falt walten lasst. 

Dazu wünsche ich viel Erfolg. 

Norbert Birkwald , 
Mörfelden-Walldorf 

Wie herankommen? 

„Chaos im Kopf“, UZ v. 29.9„ S.9 

Die Artikel von Patrik Köbele lese ich 
immer gern, weil er „gewisse Probleme“ 
sehr genau auf den Punkt bringt und ich 
ihm fast immer zustimmen kann. Lei¬ 
der kommt bei vielen (auch anderen) 
Artikeln dann zum Schluss der „Par¬ 
teihammer“, sonst könnte ich manchen 
Text viel besser in bürgerlichen Kreisen 
verteilen. 

Es heißt: „...wenn wir der Arbei¬ 
terklasse umfassende Erklärungen und 
Perspektiven anbieten, mit denen die 
Menschen (sic!) ihre begründete Wut 
und ihre alltägliche Unzufriedenheit 
von bürgerlichen Vorurteilen befreien 
können ...“ 

Ja, das stimmt, nur: wie kommt 
man an diese Leute heran? Wer liest 
z. B. die UZ? Auch große Teile der Ar¬ 
beiterklasse, wenn es sie denn in der 
Form noch gibt, lesen sie nicht und 
sind sozialistischem Denken gegen¬ 
über abweisend. Warum das so ist, 
wissen wir. 

Wie so oft ist das „Was“ klar, aber 
das (schwierigere) „Wie“ nicht. Leider 
ist die „Linke“ (als Allgemeinbegriff) 
gespalten, z. B. in DKP, MLPD und die 
linke Partei (und sicher noch andere 
Gruppen). Man sollte sich selbst nichts 
in die Tasche lügen. Es ist verdammt 
schwer, an die Menschen heranzukom¬ 
men. Und bei vielen Demos sehe ich 
immer dieselben Nasen. 

Ulrich Straeter, Essen 


Für Frieden und Abrüstung 


Termine 


FR ★ 6. OKT 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 
terfranken. Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1,19.00 Uhr. 


SA ★ 7 . OKT 


Bochum: Festveranstaltung zum 68. Jah¬ 
restag der Gründung der DDR, Begeg¬ 
nungszentrum St. Pius, Stresemannstraße 
11-13,11.00 Uhr. 


SO ★ 8. OKT 


Stuttgart: „Die Unberührbare - Gisela 
Elsner zum 80. Geburtstag.“ Matinee im 
Waldheim. Dr. Kai Köhler, Literaturwissen¬ 
schaftler aus Berlin, Obere Neue Halde 1, 
11.00 Uhr._ 

Essen: Aktionsberatung der Friedensbewe¬ 
gung. Gewerkschaftshaus Essen, Teichstra- 
ße 4, ab 11.45 Uhr._ 

Hamburg: „Emil Bruns - Kriegsverbrecher 
und Kriegsgewinnler.“ Eröffnung eines 
neuen Teils der Ausstellungen „Zwangs¬ 
arbeit in Hamburg 1939-1945“ durch Dr. 
Detlef Garbe, Leiter der KZ-Gedenkstätte 
Neuengamme. Veranstalter: Willi-Bredel- 
Gesellschaft - Geschichtswerkstatt e.V. In¬ 
formationszentrum Zwangsarbeit, Wilhelm- 
Raabe-Weg 23,14.00 Uhr. 


Dl ★ 10 . OKT. 


Oberhausen: „Nationales Selbstbestim¬ 
mungsrecht zwischen Lenin und Wilson“, 
Vortrag von Martin Massip im Rahmen der 
Veranstaltungsreihe „Hundert Jahre Okto¬ 
berrevolution“ von DKP, Historischer Verein 
Oberhausen Ost, Iso, Partei „Die Linke“ und 
Paroli, K14, Lothringer Straße 64,19.00 Uhr. 


Ml ★ 11 . OKT 


Bremen: „Geschichte der Strategieent¬ 
wicklung der DKP von der Grundsatzerklä¬ 
rung 1969 bis zum Entwurf des Leitantrags 
zum 22. Parteitag“ mit Willi Gerns, Hafer¬ 
kamp 8,19.00 Uhr. 


DO ★ 12 . OKT 


Nürnberg: „100 Jahre Oktoberrevolution“, 
Bildungsabend der DKP. Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


SO ★ 22 . OKT 


Berlin: „Brennender Donbass“, Stanislaw 
Retinskij, Sekretär des Zentralkomitees 
der Kommunistischen Partei der Donezker 
Volksrepublik, liefert Hintergründe und Ein¬ 
schätzungen zur Entwicklung im Donbass. 
Informations- und Diskussionsveranstal¬ 
tung der DKP und der Alternativen Presse¬ 
schau. ND-Gebäude, Franz-Mehring-Platz 
1, Seminarraum 2,11.00 Uhr. 


MO ★ 23 . OKT 


Hannover: „Brennender Donbass“, Stanis¬ 
law Retinskij, Sekretär des Zentralkomitees 
der Kommunistischen Partei der Donezker 
Volksrepublik, liefert Hintergründe und Ein¬ 
schätzungen zur Entwicklung im Donbass. 
Informations- und Diskussionsveranstal¬ 
tung der DKP und der Alternativen Presse¬ 
schau. Freizeitheim Vahrenwald, Vahren- 
walder Straße 92,19.00 Uhr. 


Dl ★ 24 . OKT 


Recklinghausen: „100 Jahre Oktoberrevo¬ 
lution“, Diskussionsveranstaltung der DKP 
mit Raimund Ernst, Münster. Ladenlokal 
Kellerstraße 7, Recklinghausen-Innenstadt, 
19.30 Uhr._ 

Hamm: „Verbrechen der Wirtschaft - Der 
Anteil der Wirtschaft an der Errichtung der 
Nazi-Diktatur, der Aufrüstung und Kriegs¬ 
politik im Ruhrgebiert 1925-1945“, Buch¬ 
vorstellung mit dem Autor Günter Gleising. 
Veranstaltung der VVN-BdA. Buchhandlung 
Akzente, Ostraße 13,19.30 Uhr. 


DO ★ 26 . OKT 


Nürnberg: „Vorbereitung auf die Linke 
Literaturmesse“, Gruppenabend der DKP 
Nürnberg. Rotes Zentrum, Reichstraße 8, 
19.00 Uhr._ 

Augsburg: 34. Bundestreffen der Arbeits¬ 
gemeinschaft „DKP queer“ vom 27. bis 29. 
Oktober. Hans-Beimler-Zentrum, Manlich- 
straße 3. Die Kosten belaufen sich auf 15 
Euro, die Anreise ist ab Freitagabend 18.00 
Uhr möglich. 


MO ★ 30 . OKT 


Aktionstage in Kalkar und Essen 



der Mehrheit der Bevölkerung Anklang 


Traditionell zum 3. Oktober rufen Ge¬ 
werkschaften, Friedens- und Antifa-Or¬ 
ganisationen und Parteien zu Demons¬ 
tration und Kundgebung in Kalkar, dem 
netten Städtchen am Niederrhein, in 
dessen direkter Nähe eine besondere 
Kaserne liegt. Hier ist das Joint Air Po¬ 
wer Competence Centre/JAPCC) stati¬ 
oniert, von hier aus wird das Potential 
der Luftstreitkräfte der NATO gelenkt 
und koordiniert. Mehrere hundert Teil¬ 
nehmer nahmen an der Kundgebung 
vor der Kaserne teil und demonstrier¬ 
ten anschließend bis zum Marktplatz 
in Kalkar zur Abschlussveranstaltung. 
Übereinstimmend betonten alle Redne- 
rinnen und Redner, u. a. Falk Mikosch, 
Landessprecher VVN-BdA NRW, An¬ 
gelika Wagner, Geschäftsführerin DGB 
Region Niederrhein, Tobias Pflüger, 
Vorstand der „Informationsstelle Mi¬ 
litarisierung“, dass alles getan werden 


muss, die deutschen Großmachtträume 
platzen zu lassen, dass die atomare Be¬ 
waffnung der Bundeswehr und die Auf¬ 
rüstung mit dem Ziel der 2 Prozent vom 
BIP verhindert werden kann, wenn der 
Widerstand nicht nachlässt, sondern in 


und Teilnahme findet. 

Am Samstag, dem 7. Oktober tagen 
die NATO-Strategen des JAPCC in Es¬ 
sen, auch hier ruft das Bündnis zu De¬ 
monstration und Kundgebung auf. 


SA ★ 14 . OKT 


Berlin: Konzert: „Und das war im Oktober“, 
Ernst-Busch-Chor Berlin e.V. und Oktober- 
koret Kopenhagen. Russisches Haus der 
Wissenschaft und Kultur, Friedrichstraße. 
Eintritt 12 Euro. 


Dl ★ 17 . OKT 


Hamburg: „Kommunismus im Kapitalis¬ 
mus? Das bedingungslose Grundeinkom¬ 
men“, Diskussionsveranstaltung der Masch 
Bergedorf mit Anne Rieger. Kulturzentrum 
Lola, Lohbrügger Landstraße 8,19.00 Uhr. 


Ml ★ 18 . OKT 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19 Uhr_ 

Röthenbach/Pegnitz: Jahreshauptver¬ 

sammlung der DKP Nürnberger Land. 
Floraheim, Siedlerstraße 10,19.00 Uhr. 


DO ★ 19 . OKT 


Nürnberg: „Kommunalpolitik in Nürnberg“, 
Gruppenabend der DKP Nürnberg. Rotes 


Hamburg: Gruppenabend der DKP-Sam- 
melbetriebsgruppe „Bildung“. Magda-Thü- 
rey-Zentrum (MTZ), Lindenallee 72, 19.00 
Uhr. 


Ml ★ 1 . NOV 


Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 
Uhr. 


SA ★ 4 . NOV 


Leipzig: Konferenz zum 100. Jahrestag 
der Oktoberrevolution: Machteroberung 
1917 und Machtfrage heute, Villa Davig- 
non, Friedrich-Ebert-Str. 77, Veranstalter 
u.a. Marxistisches Forum Sachsen und 
Leipzig, Rotfuchsförderverein, DKP Leipzig, 
SDAJ Leipzig, Geraer sozialistischer Dialog, 
SAV Leipzig, Liebknecht-Kreis Sachsen, 
Traditionsverband NVA/DDR-Grenztruppen, 
Kommunistische Plattform Sachsen, Podi¬ 
umsdiskussion mit Georg Fülberth, Volker 
Külow, Ekkehard Lieberam, Arnold Schölzel 
und einem Genossen der SAV, 10.00 bis 
17.00 Uhr. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 
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1,00 € pro Monat 

□ 
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7,00 € pro Monat 

□ 
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□ 
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13,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

18,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnement □monatlich* nvierleljähriicb* □ halbjährlich □ jährlich * Nur bet SERA Einzug möglich 
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Die letzte Seite 
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Vadder, Kutter ; Sohn 

Noch kein Ab winken, wenn Axel 
Prahl mitspielt. Gemeinsam mit Jonas 
Nay gibt er ein Heimspiel in dieser 
norddeutschen Komödie. Prahl ist als 
lässiges Schlitzohr und passionierter 
Shanty-Musiker zu sehen, Nay spielt 
den verlorenen Sohn, der nach Jah¬ 
ren in Hamburg nach Dithmarschen 
zurückkehrt. Zu der Musik von Jakob 
Ilja, dem Gitarristen der Kultband 
,Element of Crime 4 , inszenierte Regis¬ 
seur Lars Jessen mit viel trockenem 
Humor einen Vater-Sohn-Konflikt 
zwischen zwei Sturköpfen, die vom 
selben Schlag sind. 

Fr., 6.io., 20.15 Uhr, ARD 

Putins leere Kassen 

So richtig was aus dem Arsenal hiesi¬ 
ger Qualitätsarbeit im Russland-Bas- 
hing. Udo Lilischkies bemüht sich um 
ein Bild eines Landes, dessen Lührung 
und Steuerung durch die Zentralre¬ 
gierung in Moskau in vielen Berei¬ 
chen zu entgleiten droht. Er behaup¬ 
tet, dass Putins Versuch einer zentral 
vom Kreml gelenkten Wirtschaft oft 
absurde Züge annehme. Wer versucht, 
Quellen und Belege für diese journa¬ 
listische Arbeit in der Dokumentati¬ 
on zu finden, wird nicht fündig. 

Sa., 7.10., 20.15 Uhr, tagesschau 24 

So auf Erden 

Intensiv und profund nimmt das Film- 
drama die Zuschauer mit in die Glau¬ 
benswelt seiner Eiguren, eine von 
großer Ernsthaftigkeit, von Selbstbe¬ 
fragung und dem Willen zur Nächs¬ 
tenliebe geprägte Welt. Aber auch 
von einer fundamentalistischen Hal¬ 
tung, die nicht zulässt, dass ein Mit¬ 
glied in Gedanken oder Taten den 
Weg der Rechtgläubigkeit verlässt. 
Nach längerer Pause spielen Edgar 
Selge und Franziska Walser wieder 
zusammen und der sehr talentierte 


Jannis Niewöhner als die Versuchung 
für Liebe und Vertrauen. 

So., 8.io., 20.15 Uhr, one 

Tod im Internat 

Ein wüstes Drehbuch schmeißt alles 
mögliche auf einen Haufen: Elite-In¬ 
ternat, LKA, Stasi-Connection und 
Startbahn-West und alles auch noch 
als Zeitreise. Um diese krude Ge¬ 
mengelage überhaupt darstellen zu 
können, ist der Film zum Zweiteiler 
geworden, die Riege der Darstellerin¬ 
nen und Darsteller ist zwar lang und 
erlesen, aber auch die können nicht 
aus Sch...Butter machen. Vielleicht 
reicht der erste Teil und am 11.10. 
(Teil 2) tut man was Besseres. 

Mo., 9.10., 20.15 Uhr, ZDF 

Stalins James Bond 

„Stalins James Bond 44 heißt es in der 
Ankündigung für diese neue Doku¬ 
mentation über Richard Sorge. James 
Bond? Ernsthaft? 

Sorge war Kommunist, der im Auf¬ 
trag des sowjetischen Geheimdiens¬ 
tes - offiziell als deutscher Journalist 
und Korrespondent der „Frankfur¬ 
ter Zeitung 44 - nach Japan ging und 
dort ein Netzwerk an Informanten 
aufbaute. 

Seine Arbeit, und die seines japa¬ 
nischen Genossen und Journalis¬ 
ten Ozaki Hotsumi hatte nichts mit 
der „Lizenz zum Töten 44 eines James 
Bond und sehr viel damit zu tun, eine 
Organisation aufzubauen, verlässli¬ 
che Informationen zu sammeln und 
damit der Sowjetunion eine Möglich¬ 
keit zu geben, die Gefahr eines An¬ 
griffs des faschistischen Deutschlands 
und Japans einzuschätzen. 

Regie: Kama Bonvin, Michael Tra- 
bitzsch 

Richard Sorge - Der verratene Meis¬ 
terspion (Deutschland, 2017) 

Sa, 7.10., 22:00 Uhr, arte 


Anzeige 


PapyRossa Verlag I LuxemburgerStr. 202,50937 Köln 



Domenico Losurdo 
WENN DIE LINKE FEHLT... 

Gesellschaft des Spektakels, Krise, Krieg 

Während sich auch in entwickelten Ländern soziale Ungleichheit 
verschärft, folgt international ein »kleiner Krieg< auf den anderen 
- am Horizont drohen gar größere Konflikte. Warum glänzt in 
dieser Situation die Linke im Westen durch Abwesenheit? Und 
wie legitimiert die >Spektakelgesellschaft< Kriegspolitik? 

ISBN 978-3-89438-651-1 - 373 Seiten - €19,90 


Martin Küpper 
MATERIALISMUS | Basiswissen 

Materialismus, der den Vorrang des Seins gegenüber dem 
Bewusstsein postuliert, setzt sich stets mit den Wissenschaften, 
Religionen und Philosophien der Zeit auseinander. Martin Küpper 
zeichnet Geschichte, Materie-Verständnis und gesellschaftliche 
Verankerung des Materialismus nach, der als historisch-dialek¬ 
tisch verstandener im Marxismus seine Sternstunden feierte. 

ISBN 978-3-89438-639-9 - 125 Seiten - €9,90 




M a terialismu s 

E Mort<n *jppcT 


> 



Kai Eicker-Wolf / Patrick Schreiner 
MIT TEMPO IN DIE PRIVATISIERUNG 
Autobahnen, Schulen, Rente - und was noch? 

Anhaltende Förderung Öffentlich-Privater Partnerschaften, 
Schuldenbremse, Teilprivatisierung der Rente: Freuen kann sich 
die Finanzwirtschaft, das Nachsehen haben die Bürger/innen, die 
bei oft intransparenten Entscheidungsprozessen zugleich sozialer 
und demokratischer Rechte beraubt werden. 

ISBN 978-3-89438-655-9 - 194 Seiten -14,90 Euro 


www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 



Steigt gerne mal über Kollegen: Karl-Heinz Rummenigge (Europameisterschaft 1980). 

Das übliche Gebaren 

Hinter den Kulissen einer Fußball-AG 


G roße Aufregung in den deut¬ 
schen Fußballvereinen, die in 
internationalen Wettbewerben 
mitkicken dürfen. Alle sechs Spiele 
der letzten Woche mit deutscher Be¬ 
teiligung wurden verloren, fast alle 
deutlich. Der Vorzeigeverein Bayern 
München handelte konsequent und 
entließ seinen Trainer. Wüste Speku¬ 
lationen über Gründe, tiefenpsycho¬ 
logische Deutungen und jede Menge 
Kaffeesatzleserei gab es schon vorher, 
danach noch viel mehr. 

Dabei ist es viel schlichter: Der Un¬ 
terhaltungsbetrieb Bayern München 
AG, unter dem Vorsitz von Karl-Heinz 
Rummenigge, der den ausgeglieder¬ 
ten Teil des Profifußballs aus dem Ge¬ 
samtverein darstellt, hat seine Finanz- 
und Controllingabteilung rechnen las¬ 
sen. Wir konnten den Herren über die 
Schulter schauen. 

Die Kalkulation vor dem Beginn 
der Champions League: 


Sechs Gruppenspiele, davon ge¬ 
winnen wir drei, macht 4,5 Millionen 
Euro aus dem Pool, ein Unentschie¬ 
den bringt noch mal 0,5 Millionen. 
Wir kommen über das Achtelfinale 
(6 Millionen), das Viertelfinale (6,5 
Millionen) in das Halbfinale (noch 
mal 7,5 Millionen), macht in der Sum¬ 
me gut und gerne 25 Millionen. Dazu 
kommen natürlich die schönen Ti¬ 
cke tverkäufe für alle Spiele. Das Fi¬ 
nale lassen wir aus der Kalkulation 
raus, läuft dann im Zweifelsfall unter 
„unvorhergesehene Einnahmen 44 . Der 
Marktwert unserer Spieler ist zwar 
schon in der letzten Saison rückläu¬ 
fig gewesen, nur noch 540 Millionen, 
das waren etwa 25 Millionen weni¬ 
ger. Wenn wir aber bis ins Halbfinale 
kommen, steigt der Marktwert wie¬ 
der an. 

Wenn wir aber jetzt noch nicht 
einmal die Gruppenphase überste¬ 
hen, fehlen deutlich über 20 Millio¬ 


nen Umsatz, der Marktwert unseres 
Kaders geht noch weiter in den Kel¬ 
ler und unsere Bilanz bekommt ein 
ganz hässliches Aussehen. Unsere lie¬ 
ben Anteilseigner Adidas, Allianz und 
Audi werden bestimmt sauer, schließ¬ 
lich haben sie zusammen Aktien im 
Höhe von rund 270 Millionen gekauft 
und wenn der Bilanzgewinn, der im 
letzten Jahr noch bei 33 Millionen lag, 
dann runter rauscht, gibt es Ärger. 
Also tun wir das Übliche, wie es alle 
kennen, die das Geschäftsgebaren 
von Unternehmen kennen: Wir ent¬ 
lassen Mitarbeiter, zeigen Führungs¬ 
stärke, beruhigen „die Märkte 44 . Und 
hoffen, dass der nächste Trainer all 
die verwöhnten Millionäre auf dem 
Platz und der Ersatzbank wieder zu¬ 
sammenbringt. Für die Controllingab¬ 
teilung nicht zuletzt. 

Sonst müssten wir eine Gewinn¬ 
warnung herausgeben, aber wann? 

Frank Schumacher 


Dann eben Mittelmaß 

Schalke holte auch einen Punkt 



Das vorletzte Wochenende brachte mit 
Bundesliga und Wahlen gleich eine 
Doppelportion unappetitlicher Ergeb¬ 
nisse. Schalke hatte in Hoffenheim die 
Chance und auch die Fähigkeiten, nach 
drei Siegen und zwei Niederlagen sich 
mit zumindest einem Punkt im oberen 
Tabellendrittel festzusetzen, aber Quer¬ 
latte und mangelndes Glück bescherte 
den Knappen dann die unverdiente 
0:2-Niederlage. Hoffenheims Trainer 
Nagelsmann traf denselben nach dem 
Spiel auf dem Kopf: 44 Wir haben nicht 
unbedingt verdient gewonnen. 44 

Diese Erkenntnis verbesserte aller¬ 
dings nicht die Bilanz der Gelsenkir- 
chener, die mit dem Stand von neun 
Punkten am vergangenen Samstag die 
Leverkusener empfingen. Und das mit 
einem fulminanten Auftakt, als in der 
34. Minute Goretzka die Schalker mit 
einem klasse Freistoß in die Führung 
schoss. Aber schalketypisch hielt die 
Mannschaft den Druck nicht aufrecht. 
Goretzka versemmelte gleich zu Beginn 
der zweiten Halbzeit eine fast sichere 
Chance, was sicherlich einen Sieg und 
drei Punkte bedeutet hätte. Aber hät¬ 
te, könnte, sollte ... In der 61. Minute 
sorgte Bailey für den Ausgleich. Daran 
änderte auch Alario nichts mehr: Er traf 
in der 71. Minute zum 2:1, stand dabei 
aber im Abseits, so dass es bei der Punk¬ 
teteilung blieb. 


Ein mögliches vorläufiges Fazit: Im 
Fußball und bei Wahlen gewinnt nicht 
unbedingt der bessere. Aber wenn du 
nicht antrittst, machst du mit Sicherheit 
auch keinen Punkt. Und die Besucher 
des Spiels konnten sich auf dem Weg 


in die Arena auf der Kurt-Schumacher- 
Allee und anderen Zufahrtstraßen noch 
an dem Anblick beachtlich vieler Pla¬ 
kate der DKP erfreuen. Ist doch auch 
was, oder? 


0. Zorra 


















